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Ml blind in den frieden
In diesen Spalten ist oft von der eisernen

Logik des Krieges geredet worden . Was darunter

zu verstehen war , lieh sich im einzelnen nicht immer

klar und deutlich sagen . War es doch ein geradezu
raffiniert organisiertes System , das der oppositio -
nellen Presse Daumschrauben anlegte . Nebenbei

bemerkt : Auch heute sind diese Folterinstrumentc
der öffentlichen Meinung noch nicht in der Rümpel -
kammer verschwunden . Unter der eisernen Logik
des Krieges verstanden wir folgendes : Die beiden

feindlichen Koalitionen werden dank der Macht ?
mittel , die ihnen die Volkswirtschaft und das

Menschenmaterial ihrer Gebiete zur Verfügung

stellt , ganz automatisch zu einem Ringen auf Leben

und Tod drängen . Alle politischen , wirtschaftlichen
und kulturellen Kräfte der Staaten werden mehr
und mehr in den Dienst des Kriegszweckes gestellt .
Die großartige Technik steigert sich zu immer kom -

plizierteren , damit aber auch barbarischeren Lei -

stungen . Die Kriegskunst übertrifft sich in ihrer

strategischen und taktischen Betätigung selbst . Aber

die Ueberspannung alles dessen , was sich unter dem

CammelnamenMilitarismus zusammenfügon läßt ,

löst ökonomische , politische und soziale Gegenkräfte

aus und führt dazu , daß dieses große blutbespritzte
Gebäude doch eines Tages in sich zusammenbricht .
Diesen hier nur ganz kurz skizzierten Gedanken -

gang haben wir von jeher vertreten oder wenig -

stens zu vertreten oersucht . Und nun geht die un -

erbittliche Logik des Krieges ihren Gang weiter .

Man nehme sich einmal die deutschen Zeitungen

zur Hand , die noch aus den ersten Julitagen dieses

Jahres stammen und vergleiche damit dieselben

Zeitungen der Oktoberwochen . Es ist , als ob man

es mit zwei verschiedenen Zeitaltern zu tun hätte .

Im Juli noch stolze , siegessichere Heeresberichte
und Artikel der militärischen „ Sachverständigen " �

weitgehende imperialistische Eroberungspläne ,

große , auf den militärischen Erfolg ausgebaute

wirtschaftliche und politische Kombinationen , die

bestimmte Erwartung , wie Rußland auch den

Westmächten den Fuß auf den Nacken setzen zu

können . Und jetzt ? Ein Zusammenbruch , wie »hn

die Weltgeschichte noch nicht gekannt hat . Ende

Juni müßte der damalige Staatssekretär des

Äeußeren, v. Kühlmann , sein Bündel schnüren ,

weil er , der doch ein willfähriger Helfer der deut -

schen Machtpolitik war , die schüchterne Bemerkung
machte , daß der Krieg nicht allein mit militärischen

Mitteln zu beenden sei . Wenige Wochen später

mußten die säbelrasselnden Propheten des Gewalt -

friedens selbst de - und wehmütig die Unzuläng -

lichkeit ihrer Schwerttheorie eingestehen . Das

riesige Heeresaufgebot der Mittelmächte , dem das

deutsche ' Große Hauptquartier die Direktiven gab ,

hat sich in seine einzelnen Bestandteile aufgelost ,
von denen jeder nun auf eigene Fau�t mit dem

Gegner einig zu werden sucht . Vier �zahre lang

konnte man in der deutschen Presse bis zum Ueber -

druß die Tiraden von der „ Rrbelungentreue

Oesterreichs , von „ unseren tapferen und zuver -

lässigen bulgarischen Bundesgenossen ' , von , . u>sse -

ren heldenhaften türkischen Freunden " lesen . Jetzt

werden dieselben Bundesgenossen von derselben

deutschen Presse mit Schimpfnamen belegt , die

man früher Italien und Rumänien gegenüber an -

wandte . Die Dinge liegen jetzt so, daß jeder Staat

für sich seinen Sonderfrieden mit der Entente er -

strebt , um auf Kosten des früberen Bundesgenossen

noch möglichst viel aus der Konkursmasse heraus
zuholen . Nach Bulgarien hat nun auch O e st e r -

reich , hat auch die T ii r k e i kapituliert .
In diesen Tagen hat man dem General

Ludendorff den Abschied gegeben . Dieser
Mann wird jetzt in der liberalen Presse als der

böse Geist der deutschen Kriegspolitik hingestellt ,
als ein Mann von napoleonischem Ehrgeiz , als ein

gefährlicher Typus des politischen Generals . All

die brutalen Machtansprüche nach außen , all die

politischen Vergewaltigungen nach innen , die vier

Jahre lang das Wesen des deutschen „Verteidi -
gungskriegcs " ausmachten , werden auf das Schuld -
konto dieses Mannes gesetzt . Im „ Berliner Tage -
blatt " wurde sogar darauf verwiesen , in welch
brutaler Weise Herr Ludendorff im Berliner

Januarstreik eingegriffen hat . Aber hat nicht der

Liberalismus , haben nicht alle anderen Parteien

einschließlich des Regierungssozialismus durch ihr
Schweigen und Ducken , durch ihre fortwährende
Bewilligung der Mittel zur Kriegführung dazu
beigetragen , die Machtstellung des Militarismus ,

dessen typischer Vertreter Herr Ludendorfs ist , ins

Uebermaß zu steigern . So trägt an dem kataftro -
phalen Zusammenbruch nicht allein die eigentliche
Militärkoste Schuld , sondern auch alle die , die den

militärischen Absolutismus in nationalem Uebsr -

schwang geduldet und gefeiert haben .
Es ist kaum anzunehmen , daß eine Persönlich -

keit wie Herr Ludendorff sich einem harmlos - fried -
lichen Pensionsdasein hingeben wird . Er . wird

gleich Exzellenz Tirpitz den Kristallisationspuntt
bilden , um den sich die ganze imperialistische
Fronde sammelt . Ein nicht unbeträchtlicher Teil

der Generalität steht mit seinen Sympathien auf
feiten dieser „ bis - ans - Ende " - Kämpfer . Wer weiß ,
ob nicht auch heute noch einer von ihnen nach dem

Ruhme eines Generals Park strebt . Die Parole
der „ n a t i o n a l e n V e r t e i d i g u n g " ist in

diesen Kreisen sicherlich noch nicht aufgegeben . Die

Zivilregierung hat allerdings durch ihre letzte
Note vom 27 . Oktober zu erkennen gegeben , daß
sie Waffenstillstand und Frieden haben will . Wie

aber , wenn die Ententemilitaristen , gestützt auf die

Gunst ihres militärischen Uebergewichts , Bedin -

gungen stellen , die unsere deutschen Militaristen
als tätliche Schmach empfinden ? Wäre da ein

militärischer Despcradostreich . nicht in den Bereich
der Möglichkeit zu ziehen ? Mit anderen Worten :

Es ist töricht , sich schon jetzt holden Friedensillu -
sioncn hinzugeben . Hinter der demokratischen
Zivilregierung steht noch keine reale , geschlossene
Macht . Der militärische Apparat liegt trotz aller

papiernen Verfassungsänderungen noch vollständig
in den Händen der hohen Militärs . Mit dem

zivilen Verwaltungsapparat ist es nicht viel

anders . Auch da sind die Regierungspräsidenten
und Landräte noch immer die allmächtigen Herren .
Die Presse ist noch immer auf das nationale Macht -
evangelium eingeschworen . Man sehe sich nur ein -

mal die vielen Tausende kleiner Provinz - und

Kreisblätter an und man wird sehen , daß in ihnen
auch jetzt noch das Thema „ nationaler Verteidi -

gung " in jeder Nummer und in allen Variationen

behandelt wird . Die große politisch ungeschulte
Masse wird somit nicht auf den Frieden , sondern
für die Fortsetzung des Krieges eingedrillt .

Aber selbst wenn es nicht zu einem Kampfe
bis auf den letzten Mann kommen sollte , so ist

Berlin , den 29 . Oktober 1918 .

man sich in der großen Masse über die Art des

Friedens , der jetzt zustande kommen kann , ganz
im Unklaren . Ein N o t f r i e d e n schlimmster
Art wird es sein . Zustande kommen wird er mit

den Methoden der Eeheimdiplomatie , an denen

ein paar parlamentarische Unterstaatssekretäre
nicht das mindeste ändern werden . Nur einen

Ausweg gibt es : das arbeitende Volk selbst muß
sich aufraffen und die endgültige Friedensarbeit
verrichten . Nicht allein in Deutschland , sondern
in allen anderen Ländern kann nur von unten

a u f eine Lösung der Llriegsprobleme erfolgen .
So wird in Oesterreich die nationale Neuordnung
der Dinge nur dann von Erfolg und Dauer sein ,
wenn die sozialen Kräfte der einzelnen nach Selb -

ständigkeit strebenden Nationen energisch Hand
anlegen . Nicht die Demokratie im bürgerlichen
Sinne kann einen Ausweg geben , sondern einzig
und allein die wirtschaftliche und politische Nicht -
schnür , die das Arsenal des internationalen Sozia -
lismus zur Verfügung stellt . Erst wenn sich in

allen Ländern die Arbeiterklasse als selbständig .
und energisch handelnder Faktor auswirft , erst
wenn sie überall einen großen Trennungsstrich
zieht zwischen sich und allen anderen Parteien , erst
wenn Uberall eine gründliche Abrechnung vorge -
nommen worden ist mit allen denen , die an Aus -

bruch und an der Länge des Krieges schuld i . vd .

erst dann ist die Möglichkeit für einen Friedens -
schluß gegeben , der alle Konflikte ausschließt , die

Möglichkeit einer reibungslos arbeitenden Welt -

und Staatenwirtschaft eröffnet und künstige
Kriegsgefahren ausschließt .

Die deutsche Arbeiterschaft steht in den nächsten
Tagen und Wochen vor ihrer Cchicksalsstunde . Sie

hat das vorzüglichste Soldatenmaterial gestellt ,
das sich vier Jahre lang in Ost und West , auf zahl -
reichen europäischen und asiatischen Kriegsschau -
Plätzen verwenden ließ . Sie hat durch ihre Tüch -
tigkeit und Willfährigkeit die Kriegsindustrie zu
ihrer höchsten Entfaltung gebracht . Der Zusam -
menbruch kommt nicht auf ihr Schuldkonto , son -
dern auf das der führenden Schichten , deren

Wünsche und Ansprüche über das Mcnschenmög -
liche hinausging . Jetzt hat die Arbeiterschaft aber

die Aufgabe , aus eigener Kraft und mit

eigenen Zielen eine neue Friedens . welt
aufzubauen , in der für Leute wie Ludcndorff ,
Tirpitz usw . kein Raum�mehr ist . Jeder deutsche
Arbeiter hat jetzt zu entscheiden , ob er aus dem

Kriegszwang heraus in die F r i e d e n s s k l a v e-

r e i gehen will oder ob er bereit ist , sein Alles

für die Schaffung einer neuen Welt einzusetzen .

Um Liebknecht .
Die büraerlichc Presse Berlins ist betroffen von der

machtvollen Denionstration , mit der die Berliner Arbeiter
Karl Liebknecht empfangen haben . Ihre Verlegenheit
kommt in den Berichten zum Rnsdruck , die sie über diese
Demonstration veröffentlicht . Die „ Vosffsche Zeitung ' be
gniigt sich damit , in vier Zeilen die Tatsache festznstellen ,
daß Liebknecht zurückgekehrt und von seinen Freunden
empfangen worden ist . Man ahnt in diesen Kreisen , daß
die Stimmung der Arbeiterschaft gehoben ist durch den
Gedanken , ihren Vorkümpfer wieder in ihrer Milte zu
wissen und man sieht mit Schuldbewußtsein und in schwüler
Stimmung kommenden Dingen entgegen .

In der Presse der rechtsstehenden Parteien jedoch
kommt die ganze unverhohlene Feindschaft der Junker und

cschlotbaronc gegen Liebknecht zum Ausdruck . Die „ Deutsche



Tageszeitung " entrüstet sich , dag die Demonstranten ven

ihnen Begegneten zugerufen hätten : » Hnt herunter ! Hut
ab vor Liebknecht ! " Die schwerindnstriellc „ P oft " sucht
den Einzug Liebknechts durch eine schändliche Darstellung

zu verkleinern . Sie schreibt :

. Zur selben Stunde beinahe , da Herr Haase gestern
iin Reichstage seine die Not des Vaterlandes erhöhende
Rede hielt , traf sein Parteigenosse Liebtnecht aus dem

Zuchthause in Berlin ein , von einigen Unentwegten mit

einem Bretterwagen und einem Blumenstrauß empfangen .
» Man stellte den bleichen Mann auf den Wagen , stutzte

ihn von drei Seiten und fuhr so über den Potsdamer

Platz . Es sammelte sich auch bald eine johlende Menge

an , die dem Wagen nachströmen wollte , von der Pohzei
aber zurückgehalten wurde . '

Noch toller treibt es die , K r e u z z e i t u n g Sie

fürchtet Liebknecht so sehr , daß sie

seine Unschädlichmachung durch die

militärische Einberufung
in folgenden Worten fordert :

. Wir erwarten bestimmt , daß der Armierungssoldas
Karl Liebknecht nun sofort seiner militärischen Pstlcht

nachkommt . Verstößt er aber durch hetzerische Agttalion
in der Truppe gegen die Disziplin , so wird es Sache
der Militärgerichte sein , die gesetzlichen Konsequenzen zu

ziehen . "

Liebknecht soll also unter dem Vorwand , daß er jetzt
wieder Soldat sei , schleunigst aufs Neue eingelocht werden !
Die Amnestierung Liebknechts soll zu einer blutigen Ver¬

höhnung der deutschen Arbeiterschaft gestaltet werden .

Mögen die MUitärs es wagen , diesen neuen Streich gegen
Liebknecht zu führen ! Die Arbeiterschaft ist heute nicht

mehr so resigniert wie 1915 , und eine neue Gewalttat

könnte ein unerivartetes Echo finden .

A« » der italienischen sozialistische «
Kartei .

Früher , als die sozialistischen Parteien der an -
deren großen Staaten Europas ist die italienische so -

zialtstische Partei vor die Frage des Krieges gestellt
worden . Schon der Tripoliskrieg hat die italienischen
Genossen vor die Frage gestellt , die den sozialistischen
Parteien der anderen Länder erst im Jahre 1914

gestellt wurde . Die Frage hat damals schon die ita -

lienische Partei gespalten . Der nationalistische Flügel
der Partei , der für den Krieg Stellung nahm , wurde
von dem Parteikongreß in Modena ( Oktober 1911 )
ans der Partei ausgeschlossen ; er bildete unter der

Leitung B i s s o l a t i s eine neue Partei : den Par -
tito Sozialtsto - Riformista Jtaliano , gewöhnlch kurz
als die reformistische Partei bezeichnet .

Nach dem Ausbruch des Weltkrieges hat die so -
zialistische Partei jedes Eingreifen Italiens in den

Krieg , geschehe es zu Gunsten der Mittelmächte oder
der Entente , energisch bekämpft . Die Reformisten da -

gegen haben sich an die Spitze der . Jnterventio -
nisten ' gestellt und Italiens Eingreifen zu Gunsten
der Entente , gegen Oesterreich - Wngarn und das
Deutsche Reich , gefordert . Sie betrachteten den Krieg
der Entente gegen den „ preußischen Militarismus ' als
einen Freiheitskrieg , an dem die italienische Demo -
kratie teilnehmen müsse , die Befreiung der . Jcalia
irredenta ' von nationaler Fremdherrschast als eine
Aufgabe der Demokratie .

Als Italien an Oesterreich - Ungarn den Krieg er -
klärte , traten die Reformisten in die Regierung ein ,
während die sozialistische Partei in schrossstem Gegen -
sah gegen den Krieg verharrte . Sie erklärte zwar ,
den Krieg nicht „ sabotieren ' zu wollen , verweigerte
aber im Parlament und in der Partctpresse
der Kriegspolitik und Kriegsideologie jede Unter -

stützung .
Aber nach der Niederlage Italiens bei Tolmcin

im Herbst 1917 und abermals in den ersten Tagen
der österreichisch - ungarischen Offensive an der Piave
im Sommer 1918 wurden einzelne Mitglieder der
Partei , vor allen T u r a t i , an dieser Haltung irre .
Die Fraktion stimmte zwar gegen die Kriegskredite :
aber Turati erklärte , in so tragischer Stunde fühle
auch das sozialistische Proletariat die Notwendigkeit ,
das Vaterland gegen den Einbruch des Feindes zu
verteidigen . Diese Erkläning rief heftige Erörterim -
gen in der Partei hervor . Der Parteivorstand , das

Zentralorgan der Partei , der „ Avanti " , und viele
Parteisektionen tadelten — , an der unbedingten Geg -
nerschaft gegen jede Unterstützung der Kriegspolitik
festhaltend , die Zugeständnisse , die die Fraktion der
Kriege ideologie gemacht hatte . Die römische Sektion
ging so weit , die ÄuGchließung Turatis aus der
Partei zu beantragen .

Zu dieser Streitsrage gesellt « sich noch eine an -
dere . Die italienische Regteruug hat Vertreter der

Partei und der Gewerkschaften in die Kommissionen
berufe » , die den Wiederaufbau der Vollswirt . chast
nach dem Kriege vorbereiten sollen . Die GeWerk -
schaftskommissionl hat die ' e Einladung angenommen ,
die Partei dagegen hat die Einladung abgelehnt ,
weil die die Teilnahme an den Arbeiten dieser Kom -
Missionen als ' eine Unterstützung der Kriegspolitik be¬
trachtet . Infolge dieser Verschiedenheit der Haltung
der Gewerkschastskommission und der Partei wurde
die Gewerkschaftskommission heftig angegrq ' fen . Sie
stellte daher ihre Mandate dem Generalrat der „ Eon -
federaziona Generale di Lavora " , des Verbandes der
italienischen Gewerkschaften , zur Verfügung . Der Ge -
neralrat sprach aber mit 140 00l > gegen 79 000 Stim -
men der Kommission das Vertrauen aus und billigte
dadurch ihre Haltung in dieser Streitfrage .

Diese Diskussionen machten die Einberufung des
Parteitages notwendig . Infolge behördliche » Verbotes
durften die Verhandlungen des Parteitages nicht vcr -
öffentlicht werden , bekannt wurden nur seine Be -
schlüsse . Sie zeigen , daß die Mehrheit der Partei an
der unbedingten Gegnerschaft gegen den Krieg unbeug -
sam sesthölt . Der Parteitag hat die Haltimg des Par -

teworslandes und des „ Avanti " gebilligt , die Haltung
der Kanunerfraktion getadelt , die Fraktion der Kon -
trolle des ParteiAorstandes unterworfen und die
Teilnahme an den kriegswirtschaftlichen Kommissionen
abgelehnt .

* . *

In der italienischen Kammer brachte Ende Ol -
tober die sozialistische Fraktion einen Beschlußcmtrag
ein , der erilärt , daß die Friedensunterhandlungen
vom Unterdrückungs - und Vergel -
t » n g s g e i st sowie von maskiertem Jmpe -
r i a l t s m u s f r e i b l e i b e n müssen . Das Recht
der Selbstbestimmung muß durch möglichste Verbin -

dung der Staaten zmn Zweck einer vernünfti¬
gen Weltarbettsteilnng ergänzt und . ge¬
mäßigt werden . Die Zottschranken sind zu beseitigen ,
Abrüstung , Schiedsgerichte , die Umwandlung der K o-
lonien in gemeinsames Menschheit s -
e i g e n t u m ist durchzuführen . Die künftige Gesell -
schaft muß auf dem souveränen Recht der Ar -
b t t t begründet sein , welche in allen Staaten den

gleichen gesetzlichen Schutz genießen sott . Die Kammer
fordert die sofortige Herstellung der bürgerlichen Frei -
heit durch eine Amnestie und das Recht des Pro -
letariats aller Länder , sich national und international

zu versammeln .

An « der polnisch - » Arbetterbewegung .
Das Zentralkomitee des sozialdemokratischen jü -

dischen Arbeiterbundes in Polen hat , wie wir den in
Warschau erscheinenden „ Lebensfragen ' entnehmen ,
in einem Aufruf an alle jüdischen Ar -
beiter und Arbeiterinnen zu dem poli -
tischen Umschwung der letzten Wochen Stellung ge -
nommen , der auch das Proletariat Polens vor große
weltgeschichtliche Aufgaben stellt . Der Aufrus gilt ein
Bild der bisherigen Lage in Polen , charakterisiert die

Bedingungen , unter denen die Bevölkerung leidet , und
fordert als erste Tat die sofortige Beseitigung der

herrschenden Zustände .
„ Aber wir wollen — so fährt der Aufrus fort —

uns von dem Alten nicht zu dem Zwecke befreien , um
uns unter die Knute des polnischen Junkers zu be -
geben . Der polnische Regentschaftsrat mit seinem
Ministerium streckt bereits die Hände nach der Macht
aus . Gehorsame Diener sind sie bis heute gewesen .
Verschwinden müssen sie jetzt — Polen braucht unge¬
betene Wohltäter nicht .

Fortgeräumt mutz werden , zusammen mit jenen
Leuten , jede Spur unserer Knechtschaft , unseres Skia -
venjochs .

Eine Konstituante wird uns versprochen — das
ist nichts mehr als ein Wort . — Eine Tat würde
die Verleihung des freien Wahlrechts für diese konsti -
tuierende Versammlung sein . Das Volk , das ganze
Voll muß seinen Willen kund tun . Kann es das ,
wenn seine Hände gefesselt , sein Mund verschlossen ist ?

Eine Konstituante . ohne freie Wahlen ist eine
älschung . Wer von der Konstituante spricht und die
retheit einschränkt , begeht einen politischen Schwindel .

Deshalb fordern wir mit der größten Entschic -
dcnheit : Freiheit der Presse , der Ver -
samnilungen , der Vereine — mit dem
vollen Recht des Gebrauchs unserer
Muttersprache — , Freiheit der Mani -
festationen , Freizügigkeit im Lande .
persönliche Unantastbarkeit , Be -
freiung aller politischen Verhafte -
ten und Verbannten ! '

Unter Hinweis aus die hunderttausende polnischen
Arbeiter , die , zur Zeit in fremdem Lande festgehalten
die Möglichkeit erhalten müssen , in die Heimat zurück -
zukevren , fährt der Ausruf fort :

„ Wie Luft zum Atmen brauchen wir all die ge -
nannten Freiheiten ; wir brauchen sie , um unseren
Kampf breiter und umfassender zu führen .

Denn es beginnt jetzt eine Zeit großer historischer
Kämpfe . Die Zeit des Stillstandes ist vorbei . Neue
stürmische Tage ziehen herauf .

Vorläufig hören wir nichts als Zusagen und
leere Worte . Aber auch Worte können in Taten ver -
wandelt werden . Dazu bedarf es einer Kraft , und
diese Kraft sind wir die Arbeiterklasse .

Nicht auf die Bourgeoisie wird der Arbeiter seine
Hoffnungen setzen . Hin - rmd herschwankend , voll eigen
nütziger Appetite und engherziger Kompromisse , wird
sie ihr bisheriges politisches Spiel fortsetze ». Die Ar -
beiterklasse baut auf ihre eigenen Kräfte .

Tausend alte Ungerechtigkeiten lasten auf mrs wie
eine schwere Bürdet tausend neue erwarten uns an
der Schtvelle des neuen Lebens . Wir müssen stehen
auf der Wacht . Als Bürger unseres Landes wollen
wir kämpfen für vollständige politische
Freiheit , als Teil der Arbeiterklasse — f ü r
die sozialen Forderungen des Pro -
letariats . als Glied der unterdrückten jüdischen
Nation — für unser nationales Recht .
Und auf unserem Wege wird uns der Stern des

Sozialismus voranlcuchtc » . '

Zentralstelle für Hcimatsaufltlürnng .
Die Zentralstelle für Heimatsaufklärung hat ihren

Sitz in Berlin , Potsdamer Straße lW . Oberregijseur

ist der Staatssekretär Erzberger . Sein Gehilfe ist
der Staatssekretär Bauer , der bisherige zweite Bor -

sitzende der Eeneralkominission der Gewerkschaften

Deutschlands .

Die Zentralstelle für Heimatsauftlärung hielt am

23 . Ottober ihre erste Konferenz ab . zu der alle politi¬

schen Parteien , alle Richtungen der Unternehmerverbände

und Arbeitergewerkschaften eingeladen waren . Nicht

eingeladen waren die polnischen Gewerkvereine . Staats -

sekretär Erzberger entwickelte sein Programm , alsbald in

eine großzügige Agitation für die Regierungspolitik , ver -

bunden mit einer kräftigen Werbearbeit für die Kriegs -

anleihe einzutreten . Dem Ausland soll beigebracht wer -

den , daß das deutsche Volk fest , treu und unerschütterlich

hinter seiner sogenannten Volksregierung steht und zu
einem Endkampfe mit der Entente fest entschlossen ist ,
wenn diese Bedingungen stellt , die der deutschen Ehre

nicht entsprechen . Von den in der Sitzung anwesenden

Herren , die sich bisher vom Akilitärdienst gedrückt haben ,

erklärte keiner , daß er künstig selbst den bunten Rock

anziehen wolle ; sie wollen auch dem Endkampf nur von

zu Hause aus zusehen .

Die Vertreter der freien Gewerkschaften stimmten
dem Plane Erzberger bedingungslos zu . Die Vertreter

der christlichen Gewerkschaften erklärten , daß man , ehe
man das Volt zur nationalen Verteidigung aufrufe , noch

allerhand wirtschaftliche Wünsche der Arbeiter in bezug

auf die Ernährungsfragen und ähnliches erfüllen müsse .
Die kaiserlichen Sozialdemokraten stimmten dem Plane

ebenfalls zu , erklärten aber , sich mit Rücksicht auf die

Unabhängige Sozialdemokratie möglichst im Hinter -

gründe halten zu wollen und die Sache weniger öffentlich ,
dafür aber im stillen kräftiger zu fördern . Es ist in Aussicht

genommen , demnächst Kundgebungen in Berlin , Breslau ,

Danzig , Dortmund , Dresden , Hamburg , Hannover , Köln ,

Königsberg , Mannheim , München , Nürnberg , Stettin , Stutt - -

gart abzuhalten . Man ist bei der Wahl der Orte darauf
bedacht gewesen , möglichst solche Städte auszuschalten ,
in denen man eine Störung der patriotischen Kund -

gebungen durch die Unabhängige Sozialdemokratie er -

warten zu müssen glaubte . In Berlin und den sonstigen

vorgenannten Orten , wo mit einer zahlreichen Anhänger -

schaft der Unabhängigen Sozialdemokratie zu rechnen

ist , soll die Sache so gemacht werden , daß die Einladun -

gen von den kaiserlichen Sozialdemokraten nicht mit «

unterschrieben werden , um die unabhängigen Arbeiter

nicht zu reizen . Dafür sollen die kaiserlichen Sozial -
demokraten ihre Anhänger in aller Stille in die Kund -

gebung dirigieren . -

Es ist also alles schon zu großartigen Kundgebungen
für das monarchische Deutschland , für das alte System ,
dem man eine neue Etikette aufgeklebt hat , vorbereitet .

Neben diesen politischen Versammlungen wird Staats -

sekretär Bauer eine Kundgebung der wirtschaftlichen
Verbände veranstalten , in denen mit Pauken und Trom -

peten ein Hoch auf die neue Volksregierung und die

künftiae Durchhaltepolitik ausgebracht werden soll .

Der Uorwartsredaktenr Knttner

auf dem Kriegspfade .
Aus der Sonntagsversammlung in Habels

Brauereiausschank ivird ums geschrieben :

Recht eigenartige Anschauungen über Sitte und

Anstand scheinen in der Redaktion des . Vorivärts '

jetzt zu herrschen , wie das Verhalten des Herrn Erich
K u t t n e r in der Versammlnng bei Habel bewies .

Bekanntlich rühmt sich dieses Blatt seit langem , daß

es in der Hauptsache von Kriegsbeschädigten hrrge -
stellt wird , eine Behauptung , die wir nachzuprüfen
natürlich nicht in der Lage sind . Bei Herrn Kuttner

konnte man körperlich irgendwelche Beschädi -

gung am Sonntag nicht scststellcn , um so schlimmer
aber scheint er geistig unter den Kriegsfolgen ge -
litten zu haben . Das hat er deutlich bewiesen . Da -

durch , daß der Genosse Liebknecht unsere Versamm -

ttmg erst als letzte besucht hatte , war es bereits zwei

Nhr vorbei , als mit der Diskussion begonnen werden

konnte . Herr Kuttucr . der als erster Redner zu Worte

kam , erregte durch seine direkt provozierenden Aus »

führungen , die auf den Kern der Sache durchaus

nicht eingingen , gleich zu Anfang den Unwillen der

riesigen Versammlung , und mehrmals mußte er

durch den Versammlungsleiter zur Sache gerufen wer -

den . Leider mit wenig Erfolg . Immer wieder reizte

er die Versammlung durch seine an Zynismus grcn «

zenden Aussührungen , so daß die Versammelten ge -

bicterisch nach Schluß riefen , und es blieb nach

nechmaliger Anffordcrung , doch sachlich zu bleiben ,

nichts weiter übrig , als die Versa » nttimg zu be -

' ragen , ob sie den Redner weiter anhören wolle . Ei »

einstimmiges „ Rein ' war die Antwort , und dein

Redner mußte das Wort entzogen werden . Run er -

eignete sich das Folgende : Herr Er et, Kuttncr . ver¬
antwortlicher Schriftleiter des „ Vorwärts ' drehte sich

um , hob seinen Paletot und seine Sonntagsrockschöße

in die Höhe und zeigte sich den Versammelten von

seiner s. chärfften Seite . Man kann sich die Entrüstung
und den Tumult denken , die ein so schamloses Ver »

halten in der Versammlung auslöste . Er verkrümelte

sich bald in eine Ecke , wodurch vielleicht sch ' immereS

verhütet wurde . Nach Schluß der Versammlnug mußte

er so fchne . l wie mög ich die Fiuchh erzr ? sen . Et



sprang auf einen Wagen der Straßenbahn und vor -

schwand .

Jedenfalls wird man sich diesen Journalisten ge -
nau merlen müssen und dafür zu sorgen haben , daß
er sich für seine Rüpeleien einen anderen Resonanz -
boden aussucht , als unsere Volksversammlungen Wer
das Gastrecht in der Weise mißbraucht , wie Herr
Kutiner es gestern getan , kann nicht mehr ernst ge
nommen werden , auch wenn er Redakteur des » Vor -
tvärts " ist .

Herr Knttner ist besonders in Handlungsgehilfen -
kreisen noch gut bekannt aus der Zeit , wo er noch
nicht Sozialdemokrat war und in der heftigsten Weise
gegen die gewerkschaftliche Organisation der Hand -
lungsgehilfen zu Felde zog . Jetzt hat er sein Herz
wieder entdeckt . Im „ Vorwärts " macht er denn auch
seinem Aerger gegen unsere Genossen in der ihm
eigenen Weise Lust .

Die Stichwahl in Kerlin I .

Bei der am 29 Oktober im t . Berliner Wahlkreis
stattgefundenen Stichwahl wurde der Fortschrtttskan -
didat Justizrat Kempner gewählt . Kempner erhielt
2691 Stimmen , während für Heimann 2234 Stimmen

abgegeben wurden . 46 Stimmen waren zersplittert .
Am 18 . Oktober war das Stimmverhältnis wie

folgt : Kempner 2294 , Heimann 1720 , Rtch . Müller

523 . 180 Stimmen wurden aus den Kandidaten der

rechtsstehenden Parteien abgegeben .
Der „ Vorwärts " meint , nicht alle Wähler , die

für Müller gestimmt hätten , hätten der Parole der

Stimmenthaltung gefolgt , dann aber sagt er wieder .

daß Heimann gewählt worden wäre , wenn die Un -

abhängigen für Heimann gestimmt hätten . So wäre
das Ergebnis als ein „ Sieg der Unabhängigen " zu
betrachten . Ernstlich kann man daraus nicht antworten .
denn jedermann weiß , daß die Abhängigen anfäng -
lich ihren Blockbrüdern und Horm Kempner überhaupt

kampslos das Feld überlassen wollten .

Aus der Keweguug .
Fünf starkbesuchte öffentliche Versammlungen ,

die am Sonntag , den 27 . Oktober , in Berlin stattfanden ,
beschlossen einmütig , daß bei der Stichwahl im ersten
Wahlkreise zwischen Kempner und Heimann Stimm -
enthaltung die einzig richtige Parole sei . Die Ver -
sammlungen gestalteten sich zu großen Kundgebungen
sür die Herbeisühnmg eines proletarischen Friedens .

Klarheit , Entschlossenheit und zielbewußtes Handel »
sei in dieser ernsten Zeit Aufgabe des Proletariats ,
das jetzt feines Glückes Schmied sei . Jubelnd wurde
von der vieltausendköpfigen Menge das Erscheinen des
Genossen Karl Liebknecht begrüßt , der mit un -
gebeugtem Mut und mit Begeisterung das Ziel auf
zeigte , für das die Arbeiter ihr Alles einzusetzen ha -
beil . Zu den Versammlungen war die Polizei star '
aufgeboten . In der Frankfmtirstraße zog die Polizei
blank . An der Friedrichstraße standen Schntzleuie mit
Karabinern ausgerüstet . An verschiedenen Stellen schritt
sie ein , um die Friedensdemonstranten zu zerstreuen .

Friedenskundgebung in Stettin . Eine von der
unabhängigen sozialdemokratischen Partei Stettin und
Randow - Greifenhagen veranstaltete Mrtgl cderver -

sammlung , an der auch Mitglieder der freien Gewerk -

schasten teilnahmen , fand am 23 . d. Mts . in Gra -
bow im „ Neuen Kasino " statt . Die Versammlung ge
staltete sich zu einer gewaltigen Kundgebung für den

Frieden und gegen den Regierungssozialismns . In
dichtgedrängter Enge waren mehr als 3000 Männer

und Frauen versammelt , die den Ausfahrungen des
aus der Strafhaft entlassenen Genossen . Horn über

„ Friede und Arbeiterschaft " lauschten . Nqch einigen

begeisterten Ausführungen der Genossin Geffke und

Ana . Müller , protestierte die Versammlung gegen das

Redeverbot des Genossen V o g t h e r r und ste lle

die Forderung an die Reichsregierung , endlich de »

Frieden Herbeizuführen . Von der preußischen Regie -

rung verlangte die Versammlung das freie gleiche

Wahlrecht auch auf die Frauen auszudehnen .
Die Versammlung sandte ein Gluckwunschtelc -

gramm an den Genossen Liebknecht zu seiner wieder -

erlangten Freiheit .
Für eine « proletarischen Frieden . Zu einer

bemerkenswerten Demonstration sür einen proletarischen
Krieden . gegen die regierungssozialistische Politik und

gegen hie Versuche , die wirkliche Demokratisierung
Deutschlands durch die Entfachung eines erneuten

Kriegswillens zu verhindern , um so die Monarchie
zu retten gestaltete sich die sur Sonnabend abend von

der U S P in Hamburg veranstaltete öffentliche

Versammlung . In Hamburg , wo die U. S . P . kein

Organ hat , Versammlungen bisher nur von der Ge -

aenseiie einberufen werden konnten , wo das toll na -
ssonali tisch hetzende . Echo " seit 4 Jahren tue Arbeiter¬

schaft irreführt , hatten sich über 2060 Manner und

Frauen zu der Versammlung eingefunden obwohl

das Stattsinden nur notdürftig durch eine beschrankte

Verteilung von Handzctleln hatte bekannt gegeben wer -

den können . Di « Zustimmungen zu den Ausfuhningen

der Redner , wie zu einer entsprechend lautenden Re -

solution , bewiesen klar und deutlich , daß die Ham -

burger Arbeiterschaft heute schon in großem Umfange

die Politik der U. S . P . deckt , die der Echoleute

entschieden verurteilt . Geradezu elementar brach sich

die auf Herbeiführung einer sozialen Republik > md

gegen den von regterungssottaltstischer SZte propa -

gierten nationalen Krieg gerichtete Stimmung Bahn .

Nach Schluß der Versammlung ordneten sich tue

He . rausströmenden zu einem Demonstrattonszug
durch die Stadt . Man forderte Amnestie unv
Frieden . Die Demonstration verlies ohne Zwischensatl .
Einige Wochen unbeschränkter politischer Bewegunas -
freiheit ivürden genügen , um die Herrschast der Echo -
leute unzweideutig zu Grabe tragen . Als Genossin
Zietz der Meinung Ausdruck gab , ein Ausruf zur
nationalen Verteidigung werde sicher mit einer andern
Parole beantwortet werden , das riß die richtig ange -
schlagene Stimnnmgssaite zu einem donnernden Bei -
fall hin . Die Hamburger Arbeiterschaft erwacht . Wie
sie — unterrichtet worden ist vom „ Echo " , das sich
sozialdemokratisches Organ nennt , dafür nm ein Bei -
spiel aus den letzten Tagen . Selbst von bürgerlicher
Seite ist den Regierungssozialisten der berechtigte Vor -
wurs gemacht worden , daß sie bei ihrem Eintritt in
die — Volksregierung nicht einmal daran gedacht
oder es absichtlich vergessen haben , eine Amnestie sür
die wegen politischer Vergehen Verurteilten und sonst -
wie Geschädigten zu fordern » ihre Mitarbeit von der
Gewährung einer selchen Forderung abhängig zu
machen . Erst später , unter dem Druck der von der
U. S . P . und von bürgerlichen Politikern verttetenen
Amnestierung bat dann auch die Regierungssozialdemo -
kratie , lau und schwach , zu dieser Forderung sich be -
kannt . Trotzdem wagt das „ Echo " in seiner Nummer
vom 24 . Oktober 18 zu behaupten , Scheioemann , die
Exzellenz mit dem verborgenen sozialdemokratischen

frogramm, habe Liebknechts Freilassung erwirkt .
recher wie hier kann die Wahrheit doch nicht gut

umgebogen werden . Aber in der Schilderung der
Kriegsursachen , überhaupt der mit dem Kriege zusam -
menhängenden Fragen , hat das „ Echo " doch noch viel
tollere Sachen geliefert . Ihm gebührt ein Ehrenplatz
in der Galerie der nationalistischen Hetzer und Kriegs -
schiirer .

Die Schäbigkeit der Regierungssozialisten wird
durch einen Vorgang illustriert , der uns aus Frank -
s u r t a. Oder berichtet wird . Im Gewerkschastshause
trafen sich am 13 . Oktober etwa 18 Genossen , um
über Verbreitung des Mitteilungsblattes und über
andere interne Dinge zu sprechen . Sie setzten sich in
das an die Gaststube anstoßende Vereinszimmer . So -
fort erschien der Geschäftsführer des Hauses der
Frankfurter Arbeiter mrd erklärte , er könne nicht dul -
den , daß hier eine Versammlung stattfände und for -
derte die Genossen zum Verlassen des Lokals auf .
Der Herr ist pelizeilicher als die Polizei . Der Mann ,
der so schäbig handelt , war ehemals Reichstagsabge -
ordneter , mußte aber seinerzeit das Mandat nieder -
legen . Heute mimt er die schäbige Stelle eines poli -
zeilichen Fürsorgeorgans .

Das außerordentliche Kriegsgericht zu Königsberg
i. Pr . verurteilte am 22. Oktober d. I . Genossen Par -
teisekretär Hermann Linde zu drei Wochen Ge -
f ä n g n i s wegen Weitergabe des amtlichen Steno -
gramms von Reichstagsreden der Genossen Herzfeld
und Cohn .

Bereits am 17 . September d. Js . hatte ein Ter -
min zu dieser Sache stattgesunden in dem Genosse
Linde den Vorsitzenden des außerordentlichen Kriegs -
gerichts , Herrn Geheimrat Thießen , als befangen ab -
gelehnt hatte . Das Gericht vertagte damals die Ver -
Handlung zwecks Beratung über diesen Antrag und
setzte zum 22 . Oktober einen neuen Termin an . Hier
wurde die Besangenheit des Vorsitzenden abgelehnt
und zur Verhandlung geschritten . Genosse

'
Linde be -

stritt die Schuldsrage mit der Begründung , daß auch
unter dem verschärften Belagerungszustand die Ver -
breitung von amtlichen Schriftstücken ohne vorherige
Genelmiigung gestattet sei , und daß die in Frage
stehende Broschüre ein amtliches Stenogramm wäre .
Das Gericht bestritt die Richtigkeit dieser Begründung
und ging in seinem Urteil über den Vorschlag des
Anilagevertreters , der unter Zubilligung
mildernder Umstände 200 M k. Geld -
strafe beantragt hatte , hinaus . Es lehnte in
seiner Urteilsbegründung mildernde
Um stände a b und erkannte aus drei
Wochen Gefängnis .

Breslau . Uns wird geschrieben : Wie die Regie -
rungssozialisten , sekundiert von den Gewerkschasts -
bonzen , in dieser bewegten , ernsten Zeit mit der Ar -
be t Atlasse Schindluder treiben , muß hier einmal fest -
genagelt werden . Die hiesige „ Volkswacht " hatte einen
Artikel gebracht , welcher sich mit den heutigen Zustän -
den beschäftigte , bei dem aber , wie das ja bei der
Schreit weise des Blattes so üblich ist , die ersten For -
derungen am Schluß des Artikels wieder aufgehoben
wurden . Dessen ungeachtet brachte der Verlag gm
nächsten Tage mit großer Reklame die Nachricht , daß
die „ Volkswacht " auf 3 Tage verboten sei . Das stell -
vertretende Generalkommando hatie eben für die
„ neue Demokratisierung " unter Exzellenz Scheidemann .
Bauer u. Gen . kein Verständnis . Während aber bei
jeder Gelegenheit , wo in anderen Orten die Arbeiter -
schast zur Herbeisührung des Friedens zum Demon -
strationsstrcik griff , die hiesigen Partei - und Gewerk -

schastsführer vor solchen Streiks energisch warnten /
wurde jetzt wegen dieses Zeiwngsverbots die Parole
ausgegeben : „ einen Tag " zu streiken . Der größte Teil
der Arbeiterschaft wußte nicht , warum gestrei t werden
sollte , glanlt : aber doch , es solle endlich auch hier
einmal gezeigt werden , daß die Arbeiterschaft willens
ist , der Demokratisierung etwas Nachdruck zu verleiben .
Erst zu spät erfuhren sie , ftir was demonstriert wurde .
Chesredakteur Löbe gab denn auch den Arbeitern in
einer Zusammenkunst am Rachmittag den Rat , sich
„ etwas zu sonnen " und morgen wieder arbeiten zu
gehen . Das Zeitungsverbot war schon eingerenkt . Die
Arrangeure hatten ihren Zweck erreicht , und das Ko -
mödicnspiel , das man schon seit 4 Jabren mit den
Arbeitern treibt , hatte sein Ende . Wie lange noch
wird sich der klassenbewußte Arbeiter ein solches beuch -
lerisches , elendes Spiel von dieser Sorte „ Führer "
gefallen lassen ?

Jsvrlobu . Die Genossen des Wahlkrct ' es Altona
Iserlohn hatten am SamSlag , den 19 . Oktober , tm
Lokale der Witwe Lange Jsei lohn eine große Volks -

Versammlung eiübernsen Ter Saal war bis ans den
letzien Platz gefüllt . Der Redner des Abends Genosse
Reichstagsabgeordneter Dr . H e r z f e l d sprach über
das Thcnia : „ Der Krieg » nd die Arbeiter " und charak -
terisierte mit treffenden Worten das Handil » der jetzi -
gen sogenannten „ Volksregierimg " insbesondere aber
das Verhalten der Regierungssozialisten und betonte
zum Schluß , daß von dieser Regierung dem Volke
kein demokratischer Frieden beschieden sein könne .
denn die Völker müstm selbst ihre Geschicke in die
Hand nehmen , mn auf internationaler Grundlage
einen Friede » zu schassen , der von Dauer sei . In
der darauffolgenden Diskussion nahm der „ Führer "
der hiesigen Negierungssozialisten Herr Broucler das
Wort , um unfern Genossen Herzselo in der nieder¬
trächtigsten Art und Weise anzupöbeln . Zum Schluß
gefiel sich dieser „ Sozialist " darin , der Versammlung
das Schreckensgespenst des Bolschewismus an die Wand
zn malen , wofür er aber bei den Versammluagsteil -
nehmern nur Lachen auslöste . In seinem Schlußwort
wies Genosse Herzfeld die perfiden Anwürfe des Herrn
Broucker , welcher sich inzwischen verduftet hatte , tref -
send zurück . Mit einem dreimaligen Hoch auf dt «
Internationale schloß der Vorsitzende die imposant
verlaufene Versammlung .

Groß - Kerliner Chronik .
Die Grippe fordert tagtäglich neue Opfer .

Ueber die Ursachen und die Bekämpfung dieser Seuche
wurde in der letzten Stadtvserordnetenversammlungs
aus Anlaß eines Antrages unserer Genossen des Lan -
gen und Breiten gesprochen . Viel kam aus der Be -
sprechung nicht heraus . In letzter Linie wurde weiter
gestritten , ob man alle Schulen schließen soll , zumal
von den 300 Gemeindeschulen bereits 216 geschlossen
sind . Von unserm Redner wurde die Serlche mit dem
Kriege und der schlechten Ernährung in Verbindung
gebracht , das man von anderer Seite nicht wahrhaben
wollte .

Arbeitsbeschaffung verlangte ein An -
trag der Abhängigen , der in der letzten Stadtverord -
netenversammlung zur Verhandlung stand , auch wurde
die Einführung einer Reichsarbeitslosenunterstützung
gefordert , die die Stadt von den Reichsbehörden ver -
langen soll Unsere Genossen beantragten Erhöhung
der städtischen Arbeitslosenunterstützung . In der Be «
sprechung wurde von dem Redner unserer Fraktion
darauf hingewiesen , daß die Anträge nur einen klei -
nen Ausschnitt aus dem großen Gebiete der Ueber -
gangswirtschaft darstellen und daß ein Antrag unserer
Genoffen , zu diesem Zwecke in gemischter Deputation
zu beraten und die nötigen Vorbereitungen zu treffen ,
abgelehnt worden sei , auch von den Abhängigen .
Und was die Absendung einer Petition an die
Reichsbehörden um Einführung der Reichsarbeits «
losenunterstützung betreffe , so Ware es doch weit be -
quemer , wenn man von Engelufer 1 Treppe nach
Engeluser 4 Treppen zum neugebackenen Staatssekre -
tär gehe und diese Wünsche direkt anbringe . Das
ginge doch schneller als wenn die Stadt erst petitio -
nlere . Für den Magistrat gab der Oberbürgermeister
eine Erklänmg ab , wonach alle Vorbereitungen ge -
troffen worden wären , um sofort nach Kriegsende
Arbeiten ausführen zu lassen . Es würde gehofft , daß
auch Staat und Reich künftig mithelfen würden .

Verein „ Freie Volksbühne " . Die am
24 . Oktober ahgehaltene diesjährige Gcneralvcrsamm -
lung gab Gelegenheit , berechtigte Ausstellungen und
Wünsche vieler Mitglieder gegenüber den bisherigen und
geplanten künftigen Darbietungen zum Ausdrucke zu brin -
gen . Den Hauptzweck des Vereins bildete ursprünglich
die Hebung des Bildungsgrades der klassenbewußten
Berliner Arbeiterschaft durch künstlerische Erzichuiig
zur Schärfung ihrer geistigen Waffen im Kanipse ge -
gen den Kapitalismus in seinen verschiedenen Erschei -
nlmgsfornien . Dieser leitende Gedanke hat sich aber
im Laufe der Zeit immer mehr und mehr verflttch -
tigt , übriggeblieben ist eine Institution bürgerlicher Art ,
welche es sich zur ausschließlichen Ausgabe macht , de »
Mitgliedern annehmbare Aufführungen zu billigen
Eintrittspreisen zu bieten . — In der TiZ ' usston ,
welche sich an die Berichterstattung des Vorstandes
knüpfte , nahm Genosse M a r e u s s o n als Mitglied
des Zentral - Bildungsausschuffes sür Groß - Bcrlin Ver -
anlassung , in ausführlicher Darlegung auf die Not -

wendigkett hinzuweisen , daß die ursprünglichen Grund -
sätze wieder zur Geltung gelangen . Er unterzog
sowohl den vorjährigen als den diesjährigen Spiel -
plan einer eingehenden Kritik und betonte , daß auch
die neue Direktion Kahßler bisher nicht das richtige
Verständnis für die Ideologie und das geistige Stre -
den der Berliner Arbeiterbevölkerung bewiesen habe .

Hierin müsse eine Wandlung eintteien . Die Äuffüh -

rung romantischer Dramen z. B. wie „ Merlin " , sei
sür eine Arbeiii . nbühno völlig unangebvacht . Führt
doch die Romantik zur Weltentsagung . Wcltslncht .

zum religiösen Mystizismus , zur Reaition . Paßt das
in eine Zeit , in welcher alle Geister aufgerüttelt und

bestärkt werden müssen im Kampfgefühl gegen die

Mächte , in deren Interesse brutalste Knebelung alles

dessen , was geistige Freiheit bedeutet , liegt ? — Ge -

nosse Marcussou machte schließlich darauf ausmerlsam ,
daß der Verein es als wichtige Aufgabe bctrachien
müsse , aus die Ausbebung der Theatcrzensur hinzu -
wirken . Bekanntlich ist es zurzeit der „Freien Volts -

bühne " und der „ Neuen freien Volksbühne " ntchi ein -
mal gestattet , t » geschlossenen Vereiwsvorsteilnngen
ihren Mitgliedern unzensiette Stücke vorzuführen ! —

Die Ausführungen fanden die Zustimmung sowohl
der folgenden Dtskrissionsredner als auch des Ver -
cinsvorstandes , welcher auf die verschiedenen Schwie -
rigkciicn hinwies , welche sich den Bestrebmigen der
gedachten Art entgegenstellen : diese haben haupisächUch
ihren Grund in den Bcr . ragsverhälinissen zur „ Neuen

freien Volksbühne " und zur Theaierdirektion .

Bei den zmn Schlüsse vorgcnoimncne » Wahlen
wurden die bisherigen Vorstandsmitglieder bestätigt .

In den literarischen Ausschuß wurden neugewählt die



Genossen M a r c u s s o n ( an Stelle des Hern »
Stampfer ) und Dr . N e st r > c p k e.

Die öffentliche Versammlung
in Lichtenberg , die zu Mittwoch abend ge -
plant war , tonnte nicht stattfinden , weil das Polizei¬
präsidium sich immer noch aus eine Anordnung des

Oberkommandos von Anfang Dezember 1914 bezieht ,
wonach öffentliche Versammlungen einzelner Parteien
nicht zugelassen werden dürfen .

Die Konsumgenossenschaft Berlin

und Umgegend hielt am 29 . Oktober ihre fällige Ge -

neralversanimlung ab . Es wurde beschlossen , die Ge -

fchäfrsantcilc von 39 auf K9 Mark zu erhöhen In
den Anfsichtsrat wurde die Porschlagliste gewählt , die
von Mitgliedern der Genossenschaft ausgestellt war .

Es sind dies folgende Mitglieder :

F . T h i c l c r t , Berlin SO . . Wrangclfir . 56 .
W. Spahn , Berlin N . Malplaquechtr . 40 -
L. Jacubowski , Berlin SW . , Kreuzbergstr . 42 -

H. Müller , Berlin N. , Schivclbcinerstr . 40 .
W. H u b r i ch , Charlottenburg , Dantclmannstr . 19 .
G. K och n , Berlin 91. , Spcnerstr . 7.

Ersatzpersoncn :
R. L e n z n e r Lichtenberg , Lückstr . 79 .
E. R o s c m a i» n , Berlin O. , Wtnsstr . 12 .
G. B r c tz k y , Berlin 9iO . , Chodowiäistr . 99 .

Frau M. W u r m , Berlin W. . Steglitzerftr . 45 .

I u l. G r u n o w , Lichtenberg , Scharnwcbcrstr . 12 .
W. G ö r n , Berlin N. , Prinz Eugcnstr . 23 .

Diese Liste erhielt 699 Stimmen , während «ine
andere 539 Stimmen erhielt .

Bei dem Liebknechte m Pfau g wurde
im Gedränge einem Kinde ein schwarzes Kinder -

täschchen , cnihaliend 2 Schlüssel , Kinderportemonnaie ,
Taschenbuch H. H , entrissen . Abzugeben im Büro

Schieklerstr . 5.

Aus dem Geistesschatz des Soziaiismus .
,Lc mehr sick) inmitten der Erschütterungen jes -

licher Autorität die Sozialdemokratie als unerschütter -
ltchc Macht bewährt , desto höher wird ihre Autorität

steigen . Und je mehr sie in unversöhnlicher Opposition
gegen die Korruption der herrschenden Klassen ver -
harrt , desto lebhafter das Vertrauen , das ihr die

girotzen Boltsmassen entgegenbringen .
Je unerschütterlicher , kvnsegnentcr , u « versöhn - -

licher die Sozialdemokratie bleibt , nm so eher wird sie
ihre Gegner meistern . "

K. K a » t s k Y : „ Der Weg zur Macht " iBerlin 1919 ) .

,/Seit die Kkasscngesellschafte » existieren und der
Klassenkampf den wesentlichen Inhalt ihrer Geschichte
bildet , war die Eroberung , der politischen Macht stets
ebenso das Ziel aller aufstrebenden Klassen , wie der
Ausgangs - und Endpunkt jeder geschichtlichen Periode .
Dies sehen ivir in den laugen Kämpfen des Bauern¬
tums mit den Gcldkapitalisten im alten Rom , in den
Kämpfen des Patrizicrtums mit den Bischöfen und des
Handwerkertums mit den Patriziern in den mittel -
altcrlichcn Städten , in den Kämpfen der Bonrgrotsie
mit dem Feudalismus in der Neuzeit . "
R . Luxemburg , „ Sozialreform oder Revolution ? "

Literarisches .
Sozialistische Auslandspolitik . ( Herausgegeben von

Dr . Rud . Breitscheid , unter ständiger Mitwirkung von
E. Bernstein , H. Block , H. Haase , K. Kautsky , H. Ströbel ,
u. a. Erscheint wöchentlich einmal . )

Die soeben erschiene Nr . 44 enthält u. a. :

Die Methoden der Abhängigen , von
Rud . Breitscheid . — Friedenshindernisse , von
Heinrich Ströbel . — Oesterreichische Probleme
( III ) von K. Kautsky .

Die Sozialistische Auslandspolitit kann direkt vom
Verlag ( Berlin W. 15 , Fasanenstr . 58 ) wie auch durch
die Partcibuchhandlungen , die Organisationen und

durch die Post bezogen werden . ( Postzeitungsliste Nach -
trag Nr . 8. ) Preis für Deutschland und Oesterreich -
Ungarn vierteljährlich vier Mark , für das übrige Aus -
land fünf Mark .

Au » den Organisationen .
Schöneberg . Am Dienstag , den 5. November 1918 ,

abends 8' A- Uhr , findet ein gemeinsamer Zahlabend für
alle Bezirke im Jugendheim , Gleditschstr . 19, mit fol -
gender Tagesordnung statt : Vortrag , Diskussion , Geschäft -
liches , Verschiedenes . Es wird gebeten , recht pünktlich
zu erscheinen . Der Vorstand .

Am Sonntag , den 19. November , vormittags 19 Uhr ,
lindet in Schöneberg in der Schlohbrauerei , Hauptstrasse ,
eine öffentliche Volksversammlung statt .
Näheres wird durch Handzettel und Flugblatt bekannt
gegeben . Der Vorstand .

Treptow - Baumfchulenweg . Paul Horst , der 2. Vo' r -
ptzende des Wahlvcreins , ist am Freitag , den 25 . Okt .
plötzlich und unerwartet infolge eines Unglücks durch
Gasvergiftung im 43 . Lebensjahre verstorben . Auch feine
Ehefrau ist an den Folgen dieses Unglücks verstorben .
Horst war ein altes Parteimitglied , war lange Jahre
im 3. Berliner Wahlkreis organistert und tätig , bis er
vor ungefähr 8 Jahren seinen Wohnsitz nach Treptow
verlegte , wo er ebenfalls feine volle Pflicht als Partei -
genösse tat . Die Parteigenossen von Treptow - Vaum -
Ichulenweg werden seiner stets ehrend gedenken .

Treptow - Baumfchulenweg . Am 22. Oktober hielt
der hiesige Wahloerein der U. S . P . im überfüllten ,
größten Saale Treptows , dem Spreegarten , eine außer -
ordentliche Mitglieder - Versammlung ab . Eine geplante
öffentliche Volksversammlung ist nicht gestattet worden ,

gegen eine Mitglieder - Versautmlmig mit eingeladenen
Gasten waren keine Bedenken erhoben worden . Reichs -

tagsabgeordneter Henke referierte über : „ Das neue Deutsch -
land . " Er schilderte die politische Situation , wie sie sich

tatsächlich heute darstellt und geißelte auch die neueste
Phase des Regicrungssozialismus .

In der darauffolgenden Aussprache nahm der als Gast

anwesende Rcgierungssozialist Herr Alwin Gerisch das
Wort und suchte die Politik seiner engeren Freunde zu
verteidigen . Er fand bei der Mehrzahl der Slnwcsenden
kein Verständnis und es machte sich eine allgemeine Unruhe
bemerkbar .

In seinein Schlußwort rechnete der Genosse Henke
niit Herrn Gerisch gründlich ab . Die imposante Versamm -
hing erreichte durch Eintritt der Polizeistunde ihr Ende

Uereins - Neranftaltungen .
Freireligiöse Gemeinde Berli « .

Sonntag , den 3. Noobr . , vorm . 9 Uhr , Pappel - Allee lo/l7 ;
Neukölln . „ Idcaltasino " , Weichselstr . 8; Oberschönewcide ,

WilHelminenHofstr . 43 bei O. Pamp : „Freireligiöse Bor -

lcsung " . — Vorm . 10 Vi Uhr , Kl . Frankfurterstr . 6: Vortrag
von Frau Marie Krische: „ Zur Kulturgeschichte der Ehe . "
Gäste willkommen .

„ Männer - und Frauen - Chor Ost "
Vereinigung zur Pflege des volkstümlichen Chorgesangcs .

Mitgl . d. D. A. - S . - B. Chormeister : Herr W. Zahn .

Sonntag , den 17 . November 1S18 :

UM - Herbst - Konzert
in der Eing - AKadcmie ( ain Kastanienwäldchen ) .

Mitwirkende :

Kammermnfik - Quartett Steiner Rothstein .
Orgel und Flügel : Herr Walter Zahn .

Anfang 7 Uhr .
Kinder unter 19 Jahren haben keinen Zutritt .

Progranimhefte ä 1,25 Mk . zu haben bei : Paul
Schneider , Hufelandstr . 30 , im Zlgarrengeschäft ; Karl

Gertig , Niederbarnim Str . 8; Frau Beyer , Friedrichs -
felder Straße 12 ; Otto Marguardt , Petersburger ©tr . jtö :
MaxMaffent , Marienbnrgcr Str . 7 und imWahlvercinsbüro .

» FSVS «

Unserem lieben Genossen

Karl Bohnenstengel
und seiner Frau zur Vermählung die herzlichsten
Glückwünsche .

Die Funktionäre des 8. Bezirks

des Ortsvereins Neukölln . _!
Dem Gedenke » an den Musketier

Leopold Zeetze
geb . 31 . Mai 1391 , gefallen 31 . Oktober 1914 ,

gewidmet .
Er war einer Mutter einziger Sohn .

Nachruf !

Arn 11. Oktober 1918 verstarb unser rühriges
Mitglied , der Schuhmacher

Alfred Zwick
zur Zeit zum Heeresdienst eingezogen .

Unabh . sozialdem . Wahlverein Potsdam .

Nachruf !

Unserem lieben Freunde und Wandergenossen

Arthnr Kunle
als letzten Gruß .

Ruhe sanftl

Deine Freunde werden Dich nie vergessen I

Jork Pesche » ,
Richard Straube »
Karl Müller ,
Alfred Keil .
Nico Kimmel ,

zur Zeit

im Felde .

Sozialdem . Wahlverein Spandau .
( U. e . P . D. )

Nachruf !

Unser trenes Mitglied , der Gastwirt

Friedrich Götze
ist im 98 . Lebensjahre nach langer Krankheit ge -
starben . Wir vertieren in ihm einen eifrigen und
tätigen Genossen , der keine Arbeit scheute und
mehrere Jahre als Stadtverordneter für unsere
Sache tätig war . Er beteiligte sich auch trotz seines
schweren Leidens noch rege an der letzten Nieder -
barnimer Rcichstagswahl . Wir werden ihm ein
ehrendes Andenken bewahren .

Der Vorstand .

Nachruf !

Am 5. Oktober vcrstard nach einjährigem Kranken -

lager im Vcrcinslazarett Tenipclhof unser Genosse

Theo Düring .
Am 29. Oktober verstarb unsere Genossin

Emma Tournier
2. Viertel , 5. Abteilung ,

an den Folgen der Volksseuche .

Ehre ihrem Andenken !

Bezirkswahlverein Lichtenberg .

Am 29 . September fiel unser lieber Sanges -
briidcr , Gefreiter

Artur Komnick
im Alter von 2k Jahren , als 7. Opfer unseres
Vereins .

Wir betrauern einen unserer pftichttreuesien
Sangesbrüder .

Stumm schläft der Sänger !
Der Vorstand .

ssa

Dm Werten nnseter uns dem Mgs -
WnM geMenen Genossen!

Wahlvrrein Urnköll « .
Im Feldlazarett im Westen verstarb am 12. 10 .

unser Mitglied

Mar Kasselbach
22 . Bezirk .

Unser Mitglied , der Rohrleger

MUtz - lm Milde
Weisestr . 54 , 21 . Bezirk ,

fiel bei den letzten Kämpfen im Westen .

Ehre ihrem Andenken !

Uachrnf .
4 . Wahlkreis .

Am 24. Oktober verstarb unsere Genossin

Auguste Schulz
Romintenerstr . 23 , Bezirk 319 II .

Am 19. Oktober verstarb unsere Genossin

Marie Wildhagen
Friedenstr . 89 , Bezirk 279 .

6 . Wahlkreis .
Am Freitag , den 25 . Oktober , verstarb unser

Genosse , der Herrenmaßschneider

August Gottke
Schröderstr . 7, N. Abt . , Bez . «33 .

Desgleichen verstarb an demselben Tage unser
Genosse , der Rcstaurateur

Wilhelm Kalkbreuuer
Gerichtstr . 99 , 17. Abt . , Bez . 799 .

Wahlverein Neukölln .
Unseren Genosse » zur Nachricht , daß unser Mitglied

Arthur Kuuze
an Lungentuberkulose gestorben ist .

An der Grippe verstarb am 18 . Oktober unsere
Genossin

Anna Höfe
Selchowerstr . 28 , 22 . Bezirk .

Mahlverei « Kritz .
Am 22. Oktober verstarb an Lungentuberkulose

unser Mitglied

Kerman « Ott
im 43 . Lebensjahre .

Mahlverri « Adlershof .
Am Sonnabend , den 19. Oktober , starb an den

Folgen der Grippe unser treues Mitglied , der Maurer

Karl Zach
im Alter von 48 Jahren .

Sozialdem . Mahlverei « Zlieder - Darttim .
Bezirk Borsigwalde .

Am 21 . Oktober verstarb nach kurzer Krankheit
der Lackierer

Otto Schnitze
Borsigwalde , Ernslstraße v.

Ehre ihrem Andenken !
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t Kei ' age zn Ur . 31 des „Witteihmgsliliittes " .

Die rieuorteniierung und der Reidistag .
| 193 . Sitzung , den 22 . Oktober 1918 , nachm . 2 Uhr .

Die kleinen Anfragen werden von der Tagesordnung
abgesetzt . Das Ermächtigungsgesetz für die Uebergangs -
Wirtschaft wird dem Ausschutz für Handel und Eewerbe

Lderwiesen .
Die allgemeine politische Aussprache .

Zur Beratung stehen der Gesetzentwurf über die

Stellvertretung des Reichstags und die Vorlage über die

Mitwirkung des Reichstags bei Entscheidung über Krieg
und Frieden .

Der Reichskanzler :

In Fortgang der von der neuen Regierung bei ihrem
Amtsantritt eingeleiteten Friedensaktion kamen zunächst
Gegenfragen des Präsidenten Wilson . Unsere unzwei -
deutig bejahende Antwort hat zu erneuten Anfragen des

Präsidenten geführt und unsere Antwort hierauf ist
gestern veröffentlicht worden . Ich mutz mir die grötzte
Zurückhaltung auferlegen , wenn ich mich vor Ihnen über

die Aussichten des Friedenswerkcs
Lutzere : die erste Antwort des Präsidenten auf den Frie -
densschritt der Regierung hat in allen Ländern den

Kampf der Meinungen über die Frage :

Rechtsfrieden oder Gewaltfrieden ?

auf den Höhepunkt geführt . Auf der einen Seite er -

heben diejenigen lauter denn je ihre Stimme , die sich
einbilden , der Augenblick sei da , in dem alle den Hätz
und die Nachsucht auf dem Boden unserer Heimat stillen
können, ' auf der anderen Seite sind sich die aufrichtigen
Anhänger des Völkerbundes vollständig klar darüber , datz
der Grundgedanke des neuen Glaubens heute seine ent -

scheidende Probe besteht . Dieser Grundgedanke lautet :

Ehe irgendeine einzelne Macht oder Mächtegruppe es

unternimmt , Zwangsmittel zur Durchführung des von

ihr vertretenen Rechtes gegen andere Nationen anzu -
wenden , mutz mit aller Gründlichkeit und Ehrlichkeit
der Versuch gemacht werden , auf dem Wege freiwilliger

Uebereinkunst den Frieden zu erhalten , oder wie im jetzi -

gen Augenblick , ihn zu erreichen . Das Kräfteverhältnis
in diesem Kampfe der Meinungen können wir noch nicht

abschätzen . Die letzte Note Wilsons hat noch keine Klar -

heit darüber gebrächt , wie der öffentliche Meinungsstreit

ausgehen wird . Vielleicht wird die neue Antwort des

Präsidenten endgültige Gcwitzheit bringen . Bis dahin

müssen wir uns in allen unseren Gedanken und Hand -

lungcn auf die beiden Möglichkeiten stützen : 1. darauf ,

datz die feindlichen Regierungen den Krieg wollen und

datz uns keine andere Wahl bleibt , als uns bis zum

Sutzerften zur Wehr zu setzen . Wenn diese Notwendigkeit

eintritt , so habe ich keinen Zweifel , datz die deutsche

Regierung im Namen des deutschen Voltes zur natio -

nalen Verteidigung auftufen darf , wie sie es beim

Friedensangebot tun dur)te. ( Beifall . ) Wer sich ehrlich

auf den Boden des Rechtsfriedens gestellt , hat zugleich
die Pflicht übernommen , sich nicht kampslos dem Gewalt -

frieden zu beugen . ( Lebh . Zustimmung . ) Eine Regie -

rung , die hierfür kein Empfinden hat , wäre der Ver -

achtung des kämpfenden und arbeitenden Volkes preis -

gegeben und würde vom Zorn der Oeffentlichkeit hinweg -

gefegt . ( Sehr richtig ! ) Aber auch die zweite Möglich -
keit müssen wir schon heute in ihrer ganzen Tragweite
ins Auge fasten . Die Nation hat heute ein Recht , die

Frage zu stellen : wenn nun ein Frieden auf der Basis
der Wilsonfchen Bedingungen zustände kommt , was be -

deutet das für unser Leben und für unsere Zukunft ?

Erst unsere Antwort auf die Fragen des Präsidenten

hat dem deutschen Volke zum Bewutztsein gebracht , um

was es sich handelt . Ja . es ist ein Entschluß von ge -

waltiger Tragweite für unsere Machtstellung . Es soll

nicht mehr gelten , was wir selbst für Recht halten , son -
dein was in freier Aussprache mit unseren Gegnern für

Recht erkannt wird . Eine schwere Ueberwindung für
ein stolzes und sieggewohntes Volk , denn die Rechtsfrage

macht nicht Halt vor unseren Landesgrenzen , dje wrr

der Gewalt niemals freiwillig öffnen dürfen . — Der

Kernpunkt des ganzen Wilsonschcn Programms ist

> der Völkerbund .

Er kann gar nicht zustande kommen , wenn nicht , sämt -

liche Völker sich zur nationalen Selbstüberwindung auf -

raffen . In einer solchen Völkergemeinschaft müssen Teile

der unbedingten Selbständigkeit aufgegeben werden , von

uns wie von den andern . Für unsere ganze Zukunft

wird es von entscheidender Bedeutung sein , in welchem

Geist wir dieser notwendigen Entwicklung folgen . Be -

harren wir innerlich auf der Basis des bisher herrschen -

den nationalen Egoismus , dann gibt es für uns keine

Wiederausrichtung und Erneuerung . Wenn w. r aber e>n-

gesehen haben , datz der Sinn dieses furchtbaren Krieges

» or allem

der Sieg der Rechtsidee

ist . und wenn wir uns dieser Idee mit aller . freiwilliA -
keit unterwerfen , so finden wir darin ein Heilmittel für

die Wunden der Gegenwart und eine Aufgabe für die

Kräfte der Zukunft .

Mögen uns die nächsten Tage oder �Wochen zum

« eiteren Kampf aufrufen oder mag sich her Weg zum

Frieden eröffnen , darüber kann kein Zweifel sein , datz

wir den Aufgaben des Krieges oder des Friedens nur

gewachsen sein werden durch

die Durchführung unseres Rcgierungsprogramms ,
das die entschiedene Abkehr von alten Wegen bedeutet .

Ich habe schon am 15. Oktober die allgemeinen tbruno -

satzc dargelegt , nach denen ich mein Amt als Kanzler

iu führen gedenke , und die dem Programm der wleyr -

hcitsparteie » entsprechen . Demgemätz habe ich mit meinen

Mitarbeitern die Schritte getan , die im Innern Deutsch -
lands freiheitliche Zustände herbeiführen sollen .

Die Reform des Wahlrechts in Preutzen

ist durch das dankenswerteste Entgegenkommen der Par -
teien auf die Vorschläge der Regierung soweit gefördert
worden , datz die Einführung des allgemeinen , gleichen ,
direkten und geheimen Wahlrechts dort gesichert ist .
( Lebh . Bravo . ) Die heute vorliegenden zwei Gesetzent -
würfe sollen die neue Regierungsweise von den Ver -

sastungsschranken befreien , die ihr noch im Wege stehen .
Der erste Entwurf will den Reichstagsabgcordneten die

Möglichkeit schaffen , in die Reichsleitung einzutreten ,
ohne ihr Reichstaasmandat zu verlieren . Das ist zur
Festigung der Verbindung zwischen Parlament und ober -

ster Reichsbehörde unerläglich . Das Gesetz über die Stell -

Vertretung des Reichskanzlers soll insoscrn geändert wer -

den , datz auch die in die Regierung eintretenden Reichs -
tagsabgeordneten namens des Reichskanzlers Rede stehen
können , ohne zugleich ein Ressort bekommen zu haben .
Dieser neue Weg wird bisher brachliegende wertvolle

Volkskräfte nicht nur für die Regierung , sondern mittel -
bar auch für das Parlament freimachen . Im Zusammen -
hang hiermit stehen die Vorarbeiten zum rechtlichen
Ausbau der

politischen Verantwortlichkeit des Reichskanzlers .

die durch die Einsetzung eines Staatsgerichts -
Hofes zu sichern wäre . Man könnte es zwar bezwei -
fcln , ob es der Bekräftigung der Verantwortlichkeit des

Reichskanzlers durch einen Staatsgerichtshof noch bedarf ,
da kein Kanzler oder Staatssekretär im Amte bleiben

kann , wenn er das Vertrauen der Mehrheit dieses
Hauses verloren hat . ( Sehr richtig ! ) Ich halte es aber

doch für bester , wenn die politische Neugestaltung der

deutschen Regierungsorm auch durch eine Neueinrichtung
des öffentlichen Rechts bekräftigt und verbürgt wird .

Zn Elsatz - Lothringen
hat ein Elsäster die Statthalterschaft übernommen .
ein Elsäster ist sein Staatssekretär geworden . In die

Landesregierung sollen führende Männer aus der Zwei -
ten Kammer des Landtages eintreten . Der zweite Ent -

wurf , der die ■: m.

Aenderung des Artikels 11 der Reichsverfasjung

bezweckt , will , datz der Reichstag als die berufene Volks -

Vertretung bei der Entscheidung der wichtigsten Lebens -

frage der ' ganzen Nation , bei der Frage von Krieg und

Frieden , ein volles Mitbestimmungsrecht hat . ( Lebh .
Bravo ! ) Darin liegt eine Gewähr für die friedliche
Weiterentwicklung des Reiches und seiner Beziehungen
zu den anderen Mächten . Die Bürgschaft könnte ver -
stärkt werden , wenn auch die Bündnisverträge der neuen

Bestimmung unterworfen würden . Auch das soll ge -
schehen , wenn der Völkerbund praktische Gestalt gewinnt .
Solange aber darüber noch kein Weltrecht besteht , würde

Deutschland durch eine einseitige innere Bindung in

Nachteil geraten . — Die

volle Wiederherstellung der Etaatsbürgerfreiheit

wird uns erst der Frieden brintzcn . Die autzerordent -
lichen Vollmachten der Kriegszeit können aber wenig -
stcns jetzt nur noch im Einverständnis mit dem Reichs -
kanzler ausgeübt werden , der für die Ausführung ver -
antwortlich ist . Inzwischen ist ja eine dementsprechende
Anordnung Se . Majestät des Kaisers ergangen . Einigt
sich der lokale Militärbefehlshaber nicht mit der zivilen
Verwaltungsbehörde , so ist unverzüglich die Entscheidung
des Obermilitärbefehlshabers einzuholen , und dieser
kann keine Entscheidung oder Anordnung treffen , der rch
nicht selbst oder durch meinen Vertreter , Staatssekretär
Gröber , zugestimmt habe . Es ist dafür gesorgt , datz

der Belagerungszustand
in dem Geiste gehandhabt wird , in dem ich die Leitung
der Reichsgeschäfte übernommen habe . Die angekündigte
Begnadigung von Personen , die wegen politischer Ver -
brechen oder Vergehen besonders im Zusammenhang mit
Arbeitseinstellungen verurteilt worden sind , ist inzwischen
im weiten Matze durch den Amnestieerlatz des Kaisers
erfolgt . Stimmen Sie den beiden Vorlagen zu , so wird
die Volksregierung fett in den Reichsgesetzen verankert
werden . Ein Rückblick auf die politische Ernte der denk -
würdigen drei Ottoberwochen wird bei Ihnen sehr ver -
schieden « Stimmungen auslösen . Dem einen wird es als
der ungestüme und unbesonnene Laus auf der schiefen
Ebene erscheinen , die zum Umsturz der bestehenden Ord -

nung führt , dem andern als das zögernde Tasten nach
neuen Staatssormen . Gegemiber der Mehrheit des
Reichstages stelle ich namens der Regierung fest , daß
meine Kollegen und ich sowohl im Ziele als auch in der
Art , in der wir ihm nachstreben , völlig einig sind . Das
Ziel ist die

politische Mündigkeit des deutschen Volkes .

( Beifall b. d. Mehrheit . ) Das deutsche Volk ' sitzt seit
langem im Sattel , nun soll es reiten . ( Erneuter Beifall . )
Unser Volk hat schon längst eine Reihe von Rechten ,
um die es mancher seiner politisch - reisen Nachbarn be -
neidet hat . Ich verweise auf die deutschkommunale
Selbstverwaltung und das Reichstagswahlrecht , als das

freiette Wahlrecht der Welt . Der Reichstag , der so frei
gewählt war , besaß stets das politische Machtmittel der
Budgetbewilligung . Aber das deutsche Volk machte von
seiner Macht an den entscheidenden Punkten keinen Ge -
brauch , weil es die Tüchtigkeit der eingesetzten Gewalten

gern gewähren ließ . Seine Hauptkrast zeigte sich in
große » Einzelleistungen außerhalb der Politik . Nicht der
Willkür der einzelnen Gewalten , sondern dem Mangel
an politischem Willen verdankt das deutsche Volk , datz
es so lange als der Obrigteitsstaat galt . ( Sehr richtig ! )
Seit dem Juli 1917 reifte der Entschluß �u politischer

Verantwortung , und Ende September 1918 kam er zum
Durchbruch . Jetzt soll dieser Entschluß gesetzliche Form
erhalten . Wieder ergeht an uns Fichtes Ruf : „ Erhaltet
euch als Volk für die Aufgaben in der Welt , die nur ihr
lösen könnt . " Die neue Freiheit wird Schätze in der
Tiefe unseres Volkes heben . Die Stunden im Leben der
Deutschen , die als die Zeiten der großen Niedergeschlagen -
heit erschienen , sind noch immer die Geburtsstunde neuer
Kräfte gewesen . Vor den Toren steht der Feind . Unser
erster und letzter Gedanke gehört unserem Heere . Man
kann nicht unser Heer beleidigen , ohne unserem Volk
an die Ehre zu greifen . ( Lauter Beifall . ) Schlimme
Einzeltaten hat es in jeder Armee gegeben , aber gerade
der Geist des Volkshecres lehnt sie ab . ( Stürmischer
Beifall . )

Abg . Herold ( Zentr . ) : Wir stimmen den AusfüH -
Entwicklung und zu den Friedensbcstrebungen zu . Das
deutsche Volk hat jetzt seine Geschicke selbst in die Hand
rungcn des Reichskanzlers über unsere innerpolitischc
genommen . Die neue Regierung ist das ausführende
Organ des Volkswillens . Im größten deutschen Bundes -
staate , in Preutzen , ist die Einführung des gleichen Wahl -
rechts gesichert , und zwar ohne jede Erschütterung . —
Den Entwurf über die Abänderung des Artikels 11 in
der Verfassung halten wir nicht für ausreichend . —
Der Friedensschritt unserer Regierung beim Präsidenten
Wilson und die letzte deutsche Erklärung findet ihre Zu -
stimmung , aber : die Verheerungen von Nordfrankrcich
und Flandern sind auf die Wirkungen der feindlichen
Artillerie zurückzuführen . Wir haben unsere Bereitschaft
zu einem annehmbaren Rechtssricden erklärt . Aber die
Zukunft Deutschlands mutz dabei gesichert sein . Das
deutsche Volk läßt sich nicht vernichten . ( Bravo ! )

Abg . Ebert ( Soz . ) : Herrlichen Zeiten sind wir wahr -
haftrg nicht entyeaengeführt worden . ( Sehr wahr ! b. d.
Soz . ) Eine nüchterne Prüfung der tatsächlichen und
politischen Lage mutzte die neue Regierung zu dem Gesuch
um Waffenstillstand und Frieden führen . Nur ärgste
demagogische Verlogenheit kann behaupten , datz die De -
mokratie durch Preisgabe des deutschen Volkes oder auf
Kosten der Interessen des deutschen Volkes zur Macht
gelangt sei . Sie mutzte die Macht ergreifen , weil nur
sie imstande war ,

Deutschland zu retten .
( Lebh . Zustimmung links . ) Unser Ersuchen an den
Präsidenten Wilson hat die Zustimmung aller zur Mit -
Wirkung berufenen Znstanzen gefunden . ( Hört , hört ! )
Auch meine politischen Freunde billigen diesen Schritt
und ebenso die Antworten auf die Gegenfrage Wilsons
Unsere neue Regierung hat sich an den Präsidenten Wil -
son gewendet , weil er sich noch am 27. September zum
Prinzip des Friedens unparteiischer Gerechtigkeit be -
kannt hat , der unabhängig sein sollte von jeder militä -
rischen Lage . Ausdrücklich hat er die Absicht von sich
gewiesen , auf Demütigung und Vernichtung des Gegners
auszugehen . Jetzt hat er Gelegenheit , sich durch die Tat
als der großzügige Idealist und rechtschaffene Mann zu
erweisen , der dem Gemetzel Einhalt gebietet und die
Grundlagen zum Dauerfrieden legt . ( Lebh . Beifall . )
Möge Präsident Wilson nicht aus die englischen und
französischen Imperialisten und Chauvinisten hören , son -
dern auf die Stimmen eines Henderson und eines Longuet
hören , die dringend zu einem Frieden raten , der keinen
Racheaeist und keinen Rcvanchedurst zurückläßt . ( Sehr
gut ! b. d. Soz . )

Den unbeschränkten U- Boot - Krieg
haben wir immer bekämpft und Unheil vorhergesagt .
Wir hätten gewünscht , datz die Regierung in diesem
Augenblick au ? die Waffe des U- Boot - Krieges grotzzügig
Verzicht geleistet hätte . ( Zuruf rechts : Hat sie ja ! ) Der
Befehl an die U- Boot - Kommandanten bezeugt jedenfalls
den Entschluß , dem Standpunkt des Präsidenten Wilson
gerecht zu werden und den Haß abzubauen . ( Sehr richtig !
links ! ) Präsident Wilson verlangt die

Zerstörung jeder willkürlichen Macht ,
die den Frieden der Welt zerstören kann . Da « ist eine
alte Forderung der deutschen Sozialdemokratie . Wir
haben schon 19V8 genau formulierte Anträge eingebracht ,
die leider erst jetzt viel zu spät zur Annahme gelangen ,
was sehr zu bedauern ist . So bedauerlich es ist , daß
die Demokratie in Deutschland erst zur Durchführung
gelangt , nachdem der militärische Vorteil sich aus die
Seite der Gegner geneigt hat , so aewih entspringt sie
doch der eigenen Initiative unseres Volkes . Unser Volk
wird sich sein Selbstbestimmungsrecht nicht mehr ent -
winden lasten . Aber sein Selbstbestimmungsrecht kann ein
Volt nur dann wahren , wenn es auf dessen Aufrechterhal -
tuug nach außen ebenso bedacht ist wie nach innen . Des -
halb beanspruchen wir für das deutsche Volk dasselbe
Recht , das wir anderen Völkern zugestehen , und nie
hätten vorenthalten dürfen . ( Lebh . Zustimmung . ) Der
5. Oktober ist der Geburtstag der deutschen Demokratie .
Er ist ein Wendepunkt in der Geschichte Deutschlands .
Die Regierung des Volksvertrauens leitet gegenüber
dem alten Svstem der feudalen Voltsverachtung eine
neue innerpolttische Epoche ein . ( Lebh . Zustimmung
links . ) Das deutsche Volk läßt sich nicht länger bevor -
munden . Wir waren immer der Ueberzeugung , datz ein
grotzes Volk der Gegenwart nicht dauernd von einer
dünnen privilegierten Oberschicht aus Grund ererbter
Vorrechte regiert werden könne . Eine Fortsetzung der
alten Ausschaltungspolitik ganzer Klassen , Nationen und
Konfessionen , die für Deutschland verhängnisvoll waren ,
ist unmöglich . ( Lebh . Zustimmung links . ) In dieser
Zeit der schwersten Prüfung müssen alle Kräfte mobil
gemacht werden . Wer jetzt noch der Demokratie in
Deutschland Widerstand leistet , vergeht sich an der Sicher -



heit des Landes . ( Leüh . Zustimmung links . ) Junker -
tum und Bürokratie haben endgültig ausgestuelt . Fu >
Volk und Reich ist die Demokratisierung eine Lebens -
Notwendigkeit geworden . Die besitzenden Klassen sollten
sroh sein , wenn der deutsche Volksstaat sich im Wege
friedlicher politischer Reformen entwickelt . ( Sehr richtig '
b. d. Soz . ) Blicken Sie nach Rugland und seien Sie
gewarnt ! Was bisher geschah, ist nur der Anfang eines

llebergangs . Wir Sozialdemokraten sind uns klar , dag

von wirklicher Demokratie und Volksbefreiung

erst gesprochen werden kann , wenn die wirtschaftliche
Ausbeutung beseitigt und der Klassengegensatz ausge -
hoben ist . Um im Rahmen der bestehenden Wirtschasts -
ordnung den Voltswillen zur massgebenden Gewalt zu
erheben , bedarf es auf der Stelle durchgreifender Aende -

rungen unserer Reichsverfassung . Der Entwurf über
die Abänderung des Artikels 11 geht uns längst nicht
weit genug . Das Recht , den Krieg zu erklären , mutz in
allen Fällen von der Zustimmung des Reichstages ab -

hängig gemacht werden . Wir sind Gegner von Geheim -
vertrügen , die eine so verderbliche Rolle gespielt haben .
( Sehr wahr ! ) Wenn es zu einer Völkerrechtsliga kommt ,
müssen wir uns rückhaltslos gegen Eeheimverträge und

Sonderverträge erklären . ( Sehr wahr ! ) Die parlamen -
tarische Regierungsform mutz unwiderruflich festgelegt
werden . Der Reichskanzler darf nur mit Zustimmung
des Reichstages ernannt werden , und er muh fein Amt
niederlegen , wenn der Reichstag es fordert . Das
Ministerverantwortlichkeitsgesetz begrühen wir . Der
Reichstag muh aber die Möglichkeit haben , den Reichs
kanzler oder seine verantwortlichen Minister vor einem

Staatsgerichtshof zur Verantwortung ziehen zu können .

( Sehr richtig ! b. d. Soz . ) Die Sicherstellung der Demo -
krähe erfordert dringend weitergehende Verfassungs -
änderungen . Die Militärgewalt darf nicht länger mehr
Staat im Staate sein , das Militärkabinett muh seiner
Machtbefugnisse entkleidet und dem Kriegsminister unter -

stellt werden . Ernennung und Verabschiedung von Offi -
zieren und Beamten bedarf der Gegenzeichnung der

Minister . Unhaltbar ist

die absolutistische Stellung des Großen Eeneraljtabes .

Für das persönliche Regiment , für die Politik der ge -
panzerten Faust , ist kein Raum mehr im deutschen Land .

( Lebh . Zustimmung . ) Deutschlands beste Freunde haben
nicht verstehen können , wie wir trotz aller technischen
und geistigen Leistungen in der politischen Entwicklung
soweit zurückbleiben konnten . Hier liegt der Brennpunkt
des Mißtrauens der ganzen Welt gegen uns . Engstir -
Niger Polizeigeist , frivoles Säbelrasseln und provozie -
render Zunkerübermut haben Sah und Verderben über
uns gebracht . ( Sehr wahr ! ) Run duldet die Rot keinen

Aufschub mehr: Deutschland muh frei werden oder unter -

gehen . Wir warnen dringend in Rücksicht auf Formal -
Vorschriften die Durchführung des preußischen Wahlrechts
noch auf Monate hinauszuschieben . Wenn irgendwo , so
ist hier Eile nötig . ( Lebh . Zustimmung . ) Das deutsche
Volk hat in diesem Kriege eine Widerstandskraft und

moralische Stärke gezeigt , wie niemals ein anderes Volk
der Welt . Diesem Volke kann das gleiche Wahlrecht ,
das Selbstbestimmungsrecht nicht länger verweigert wer -
den . Das ist in Preuhen ebenso unmöglich wie in Sach -
sen , Vraunschweig , Mecklenburg und anderen Bundes -

staaten . ( Sehr wahr ! ) Auch wir achten den föderativen

Charakter des Reiches , wir wollen aber , dah die Volks¬
stämme ihr Schicksal selbst entscheiden können . Wie viel

klüger wäre es gewesen ,
den Elsah - Lothringern ihr Recht

längst zu geben . Meine Partei und andere haben oft
genug darauf gedrängt . In dieser Schwäche gegen die

Militärpolitiker liegt der Kardinalfehler unserer bis -

herigen Politik . Man hat die Militärpolitik geflissent -
lich in das Heer hineingetragen und mit ihr vielfach
auch entscheidend in den Gang der Reichspolitik einge -
griffen . Darf eine Auslands - Abteilung der Obersten
Heeresleitung auswärtige Politik auf eigene Faust trei -
ben und die Politik des Reiches durchkreuzen ? Welche

ungeheuerlichen Schäden hat die Militiirpolitik in de «

östlichen Randstaaten angerichtet ? Die Militärs haben
in der Bewältigung ihrer technischen Aufgaben ein sehr
großes Arbeitsfeld . Auf politischem Gebiet haben ste

bisher nur Unheil angerichtet .

Jeder Versuch einer militärischen Nebenregierung muh
? it aller Entschiedenheit zurückgewiesen werden . ( Lebh .
Zustimmung . ) Der Geist der Ueberhebung hat auch bei

der Handhabung des Belagerungsznstandes

zu trüben Erfahrungen geführt . Es hat sich ein Zu -
stand krassester Willkür und Diktatur herausgebildet . Wir

haben stets die Aufhebung des Belagerungszustandes im

Innern des Reiches gefordert und halten auch heute
daran fest . Trotz technischer Schwierigkeiten darf die

Reform nicht auf die lange Bank geschoben , werden . Es

muh sofort die Sicherstellung der persönlichen Freiheit ,
des Versammlungsrechts und der Prehfreiheit durch -
geführt werden . Der Einfluh des Militärs muh auf die
rein strategischen Fragen , auf die tatsächlich militärischen
Angelegenheiten eingeschränkt werden . Nur so kann den

Uebergriffen des MUitärs auf dem Gebiete der Zensur
und des Versammlungsrechtes , die bis in die letzten Tage
hinein fortgesetzt worden sind , endlich ein Halt geboten
werden . Wir wollen einen ehrlichen und dauernden

rieben für die gesamte Menschheit . Erleben wir eine

mttäuschung , dann werden wir nicht verzagen : denn wir
glauben an unser Volk . Zu ihm wollen wir dann in
Treue stehen . (Beifall . )

Abg . Naumann ( Vpt . ) : Wir denken dankbar daran ,
was in diesem Jahre die deutsche Armee draußen durch -
gemacht hat . Das Zwei - Parteien - System kann nicht mehr
aus diesem Hause verschwinden . Früher konnte die Re -

Sierung
die Parteien gegeneinander ausspielen . Das

at aufgehört . Bisher waren auch in der Regierung
zwei verschiedene Regierungsapparate . Es gab zweier -
lei auswärtige Politik . Deshalb wurde in den Rand -

staaten zweisoältige Politik getrieben . Aehnlich war es
mit den Elsah - Lothringern . Die bisherige Regierung

• o

vermochte bis jetzt nicht den nationalen Freiheitsgedan -
ken zu verkörpern . Wir waren mehr Ordnung ? -
voll als Freiheitsvolk . Auch in den besetzten

. Gebieten haben wir tadellos geordnet , aber den Weg zur
j Seele der Völker haben wir nicht gefunden . So etwas
i stand nicht als Aufgabe im Programm . Wir sind ein

j geknechtetes Volk gewesen und haben uns emporgear -
beitet . Deshalb haben wir Sympathie mit allen Völ -
kern , die sich emporgearbeitet haben . Die Konservativen
sind die einzigen , die wissen , was es ist , Regierungs -
Partei zu sein . Sie wissen , dah ihnen etwas genommen
ist , glauben aber , dah die Nachfolger es doch nicht
schaffen werden . Auch die Konservativen werden nie
wieder zur Regierung kommen , außer auf dem Wege des

MeHrHcitsprinzips . Deshalb muh auch das Wesen der
konservativen Partei den größten Wandlungen unter -
liegen . Ebenso wie das Wesen der bisher kritisierenden
Parteien sich umschaffen muh

in staatserhaltende und schaffende Parteien .
Eine Nation , die der Welt gegenüber Jahre lang so
ausgehalten hat und in sich solche Kräfte des Arbeitens
hat , ist nicht totzumachen . (Beifall . ) Das geht nicht .
Aber mit uns im Frieden leben , das geht , wenn Sie
nur wollen . ( Beifall . )

Abg . Stresemann ( Natl . ) : Der Friedensschritt der

Regierung wird von uns gebilligt . Unser Heer leistet in

diesem Augenblick , wo es nicht zu siegen vermag , Un -

menschliches . Das Blut , das weiter vergossen werden
muh , kommt nicht auf unser Haupt . Von einem Verrat
Bulgariens möchte ich nicht sprechen . Die Geschichte wird
zeigen , wie weit der Friede von Bukarest da mitspricht .
„«m Oesterreich ist der Prozeß noch nicht abgeschlossen .
Wir haben an einen deutschen Sieg geglaubt und
schämen uns dessen nicht . Nach den beispiellosen Erfolgen
unserer Truppen hatten wir ein Recht dazu . Bittere

Empfindungen müssen in uns aufsteigen , wenn wir jetzt
hören , was wir an Schaffung von Tanks und U- Booten
hätten leisten können , und dah nicht alle Kraft ausgenutzt
wurde . ( Sehr richtig ! ) Zusammengebrochen ist das

ganze System der Geheimräterei . Wir sind und bleiben
Monarchisten . Wir sind aber überzeugt , der Monarchie
am besten zu nützen , wenn wir an der Neuordnung der
Dinge tatkräftig mitarbeiten . Wenn das Geschick unse -
ren Untergang beschlossen hat , so kann er nur so sein ,
dah wir vor der Geschichte bestehen können . ( Beifall . )

Abg . Graf Westarp ( Kons . ) : Wir sehen in der neuen

Entwicklung nicht einen Fortschritt , sondern eine o e r -

hängnisvolle Wendung . Die Regierung wird

lediglich ein Vollzugsausfchuh des Reichstages . Wir
schädigen unser Heer gerade in der jetzigen schwersten
Zeit , wenn wir die Tätigkeit des Eeneralstabes unter
die Einwirkung des Reichstages stellen . Wir lehnen die

Verantwortung für diese Entwicklung ab , wie wir die

vorliegenden Veränderungen nicht mitmachen . Das Frie -
densangebot war nicht zweckmäßig und auch nicht not -

wendig . Auch wir wünschen von Herzen den Frieden .
Das deutsche Volk kann und will aber nicht zur Kapi -
tulierung gezwungen werden .

Die Abgg . Eothein ( Fr . Vp. ) , Herold ( Zentr . ) und
Dr . Stresemann ( Natl . ) haben eine Resolution einge -
bracht , die dem Reichskanzler das Ver -
trauen ausspricht . Hierauf wird die Weiterberatung
auf Mitwoch 2 Uhr vertagt .

Schluh gegen halb 7 Uhr .

191 . Sitzung . Mittwoch , den 23 . Ottober .

Am Tische des Bundesrats : v. Payer , Trimborn ,
Dr . Solf , Graf Roedern , Gröber , Hauhmann , Scheide -
mann , Erzberger , v. Krause , Schiffer , Scheüch .

Präsident Fehrenbach eröffnete die Sitzung um 2 Uhr
15 Minuten .

Abg . Haase ( Unabh . Soz . ) :

Meine Herren , seit der letzten Tagung des Reichs -
tags im Juli dieses Jahres ist ein völliger Umschwung
der politischen und militärischen Lage eingetreten . Die
Weltrevolution , die dieser Krieg eingenommen
hat , hat seitdem eine stürmische Entwicklung
genommen . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . SozZ Alte

Reiche stürzen zusammen . Das mit Blut und Eisen zu -
sammengefügte österreichisch - ungarische Kai -

' erreich hat sich aufgelöst . Die Türkei existiert in

hrem alten Bestände nicht mehr . Ein Araberreich
ist entstanden , Aegypten ist fester an England an -

gegliedert . Englands Einfluh durchdringt Mesopo -
a m i e n und Palästina . Frankreich hat feine

Stellung in Syrien befestigt . Bulgarien ist
aus dem Bündnis . mit uns ausgeschieden und schlicht
einen Sonderfrieden mit der Entente . Oesterreich und

Ungarn find genötigt , infolge ihrer inneren Zustände
diesem Beispiel zu folgen .

Der deutsch « Imperialismus hat also das blutige Spiel
im vollen Umfange verloren .

( Sehr wahr b. d. Unabh . Soz . ) Er hat die denkbar
chwerste Niederlage erlitten . Die Parole Helgoland -

Bagdad wurde ja dazu benutzt , um die Volksleidenschaft
bei Beginn des Krieges aufzupeitschen . Dieses Pro -
gramm ist zusammengebrochen . ( Sehr wahr b. d. Unabh .
Soz . )

Wir empfinden über einen Frieden , der zwar den
deutschen Kapitalismus in seiner Entwicklung stört , der
aber den Kapitalismus der Entente stärkt , ihm andere
Länder zur Ausbeutung überliefert , keine Befriedigung .
Wir sindlind bleiben Gegner eines jeden Kapitalismus .
Wir verwerfen überall die Ausbeutung des Menschen
durch den Menschen .

Selbst Professor Hoesch hat in der Kreuzzeitung zuge -
landen , bah mit dem Ausscheiden Bulgariens aus diesem
Kriege der Krieg weltpolitisch zuungunsten Deutschlands
entschieden ist . Daran ist auch nicht zu zweifeln . Aber
der Krieg ist , wie Tisza , der doch als eine Hauptstütze
unseres Bündnisses galt , vor kurzem im ungarischen
Parlament ausgeführt hat , auch militärisch verloren .

Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) , und es wäre sinnlos ,
a es wäre verbrecherisch , wenn auch jetzt noch in Deutsch -
and Versuche unternommen würden , die Lage zu ver -
chleiern , nicht den Tatsachen klar ins Gesicht zu schauen.
Sehr wahr b. d. Unabh . Soz . )

Das deutsche Volk fühlt sich belogen und betrogen in den
. letzten Jahren .

( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Das deutsche Volk
begreift nicht, wie es möglich geworden ist , nachdem ihm
Jahre hindurch Tag für Tag erzählt worden ist von offi -
ziellen Stellen und in den Zeitungen , auch in den Zei -
tungen der Regierungssozialisten bis zur letzten Minute
fast , dah wir Sieg über Sieg erringen , dah nunmehr
die deutsche Regierung ein Waffenstillstands - und Frie -
densangebot hat machen müssen .

M. H. , es gibt viele unter den mir fernstehenden
Parteien , die in den letzten zwei Wochen das Geständnis
abgelegt haben , dah meine Partei es gewesen ist , die am
frühesten die wahre Sachlage erka - nnt und das Volk über
den Tatbestand aufzuklären oersucht hat . ( Sehr wahr !
b. d. Unabh . Soz . )

Die friedensseindlichc Haltung von Regierung und

Mehrheitsparteien .
Es wäre niit uns ganz anders bestellt , wenn schon

im Frühjahr 1915 die ersten Friedensfäden ,
die sich damals anstzannen zwischen Deutschland und
England , nicht zerrissen worden wären . ( Sehr wahr !
b. d. Unabh . Soz . ) Als von uns darauf hingewiesen
wurde , dah im Haag zwischen englischen einflußreichen
Parlamentariern und Vertrauensmännern des deutschen
Volks Aussprachen über einen Frieden statt -
gefunden haben , wurden wir beschimpft , da hielt
es Herr Scheidemann für seine Aufgabe , rn der Presse
einen Artikel zu verbreiten und unsere Auffassung als
Friedensente zu bezeichnen . Schon damals haben
wir das Material unterbreitet , aber die Parteien dieses
Hauses mit Ausnahme meiner Fraktion haben ihm blind
vertraut , und die Erklärungen , die der damalige Unter -
staatssekretär Zimmermann gemacht hat , hat diese
Behauptungen von uns für falsch angesehen . Ich glaube
nicht , dah heute noch jemand in diesem Hause ist , der
es wagen wird , die Erklärungen unserer Regierungs -
Vertreter als so fest anzusehen , dah man auf sie mit aller

Sicherheit sein Urteil stützen könnte . Als im Früh -
jähr 1916 ich an dieser Stelle es aussprach :

dieser Krieg wird damit enden , dah es keinen
Sieger und keine Besiegten geben wird , sondern nur
Völker , die aus tausend Wunden bluten ,

hat es einen Sturm der Entrüstung hervorgerufen .
( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Und es waren die
Herren der sozialdemokratischen Partei insbesondere , die
sich nicht genug tun konnten , Beschimpfungen gegen uns

zu schleudern .

Sogar der Unterstaatssekretär Dr . David —

( Stürmische Zurufe und Unruhe b. d. Soz . Glocke des
Präsidenten . )

Haas « ( fortfahrend ) : M. H. ! Dah Sie die Stirn
haben , dokumentarisch belegte Tatsachen durch Geschrei
aus der Welt schaffen zu wollen , kennzeichnet Sie . M. H. !
Wie wenig es stimmt , dah Sie nur darüber entrüstet
waren , dah meine Gruppe mich als Redner vorsandte ,
beweist die Tatsache , daß Ihr Mitglied Dr . David mir
an den Kovf warf , daß ich die Interessen des Auslandes
vertrete . (Zuruf . ) Wir wären heute glücklich , wenn die
Situation , die ich damals richtig bezeichnete , noch be -

stünde : aber mit dem Moment , wo Sie dazu übergingen ,
den verschärften Unterseeboot - Krieg einzuleiten , stimmte
die Prognose nicht mehr . Meine Freunde und ich haben
seitdem von dieser Stelle aus wiederholt erklärt , daß Sie

das deutsche Volk an den Abgrund führen ,
und dah die Gefahr besteht , daß es in den Abgrund
hineinstürzt ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . )

Allmählich ist auch bekannt geworden , auch durch
Mitteilungen von anderer Seite , auch durch Herrn
Schulze - Eaevernitz , dah

im Jahre 191K die Möglichkeit bestand einen Frieden
zu schließen , daß unsere Regierung diese Gelegenheit

nicht wahrgenommen habe ,

sondern die Bemühungen des Präsidenten Wilson durch -
kreuzt hat . Es wäre sehr wertvoll , wenn der neue Herr
Unterstaatssekretär des Auswärtigen Amts die Archive
öffnen wollte und dem Hause Mitteilung davon machen
würde , wie es im Herbst 1917 mit den Bemühungen des
Papstes um einen Frieden bestellt gewesen ist . Auch
damals — die Tatsachen sind bisher nicht öffentlich be -
kannt — ist an der Haltung unserer Regierung die Be -
mühung , den Frieden herbeizuführen , gescheitert . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . und den Polen . )

Es ist ja überaus bezeichnend , dah die meisten Par -
teien jetzt von dem verschärften Unterseebootkrieg abzu -
rücken juchen . Sie möchten nicht gern als diejenigen
gelten , welche diesen Krieg empfohlen haben und für
ihn eingetreten sind . Es ist richtig , dah z. B. die R e -
gierungssozialisten im letzten Augenblick vor

diesem Kriege gewarnt haben , wie gefährlich ein solcher
Krreg sei , daß er mit Notwendigkeit Amerika an die
Seite unserer Gegner treiben und vielleicht unser Schick -
al besiegeln würde . Aber alle Parteien dieses Hause « ,

mit Ausnahme meiner Fraktion , sind am letzten End «
an diesem Ergebnis mitschuldig ( Sehr richtig ! b. d.
Unabh . Soz . ) : denn wir haben nicht vergessen , dah die

erste Unterscebot - Resolution von den Herren Graf
Westarp und Heydebrand bis zu den Herren Scheidemann
und Ebert gefaßt und von diesen Namen mit untersiegelt
worden ist. ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Jeder
Politiker muhte einsehen , dah , nachdem das Untersee -
boot als eine wirkungsvolle Waffe bezeichnet worden

war , ohne Rücksicht auf die völkerrechtlichen Grundsätze ,
mit innerer Logik schließlich der� Unterseebootkampf zum
verschärften Unterseebootkampf übergehen müsse . Diese
Konsequenz nicht gesehen zu haben und im letzten Augen -
blick lediglich vor ihr zurllckzuscheuen , das ist nicht ein

Zeichen von großer politischer Einsicht Jedenfalls blei -
ben alle Parteien dieses Hauses , die jene erste Untersee -
boot - Resolution gefaßt haben , . für die Folgen mit ver -
antwortlich . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . )

An dem Zustande , der eingetreten ist , tragen Sie
Uberhaupt die Schuld , weil Sie es gewesen find , die bi »

zum letzten Augenblick dem alten System , unserer Heeres «
leitung insbesondere , die Mittel bewilligt haben , um
den Krieg fortzusetzen , den das alt « System eingeleitet hat .

Sie berufen sich in den Mehrheitsparteien auf die

Friedensresolution vom 19. Juli - Igl ? .

Diese Friedensresolution sollte doch wirtlich endlich be «



graben sein . Ich wenigstens habe es höchst sonderbar
empfunden , dag die Mehrheitsparteien dem neuen Herrn
Reichskanzler die Bedingung gestellt haben , daß diese
Friedensrcsolution auch zu einem Bestandteile seines Pro -
gramms gemacht toerdei denn wie diese Friedensresolu -
tion mit den Wilsonjchen Grundsätzen in Einklang zu
bringen ist , das ist Zhr Geheimnis , das Sie niemals
werden aufklären können . ( Zustimmung b. d. Unabh . S. )
Wie die Friedensresolution aufzufassen ist , das kann man
lediglich durch die Art ihrer Anwendung bestimmen ; und
zur A n w e n d u n g ist sie bei den

Friedensverträgen von Brest - Litowsk und bei dem

Friedensvertrag von Bukarest

gekommen . Der Staatssekretär Erzberger ist es gewesen ,
der in diesem Hause mir gegenüber , als jene Friedens -
Verträge geschlossen wurden , erklärte , dag sie im Rahme »
jener Friedensresolution vom 19. Juli 1917 lägen . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Dag diese Friedensverträge
einen Eewaltf rieben und nicht einen Rechtsfrieden
bedeuten , das bestreitet heute niemand . Wie kann
man da noch jene Friedensresolution heranziehen und
als Schaustück dem Volk oder gar der gesamten Welt

zeigen . Es wird immer nur von einer Friedensresolu -
tion des 19. Juli 1917 gesprochen . Aber neben jener be -

rüchtigten Resolution lag noch eine andere vor , die von
meiner Fraktion eingereicht war . Diese Resolution , die
alle Parteien des Hauses niedergestimmt haben , drückte
das klar aus , was allein als Grundlage eines Rechts -
friedens gelten kann . Es heißt , wie ich Ihnen ins Ee -
dächtnis zurückführe , in der Einleitung :

Der Reichstag erstrebt einen Frieden ohne Anne -

xionen irgendwelcher Art , ohne Kriegsentschädigung
auf Grund des Selbstbestimmungsrechts der Völker .

. Er erwartet insbesondere die Wiederherstellung Bel -

giens und die Wiedergutmachung des ihm zugefügten
Unrechts .

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz. ) Daran war nicht zu
deuteln und zu rütteln , und hätten wir auch nur diese
Bestimmungen angenommen , so hätte die Welt recht -
zeitig erfahren , dag die deutsche Volksvertretung sich von
dem Boden der Gewaltpolitik abgewendet hat und den

Frieden auf einer demokratischen Grundlage her -
stellen will .

Der Gedanke des Selbstbestimmungsrechts der Völker

dringt siegreich in der Welt durch Kein Land kann sich
ihm mehr entziehen , und da ist es wichtig , festzuhalten ,
daß es die revolutionären Sozialdemo -
k r a t e n waren , die sich in Z i m m e r w a l d während
dieses Krieges vereinigten , die als erste diesen Gedanken
als Voraussetzung für einen gedeihlichen Frieden pro -
klamierten . ( Sehr wahr ! b. o. Unabh . Soz . ) Meine

Fraktion darf es für sich in Anspruch nehmen , daß sie
in diesem Hause zu einer Zeit , wo die anderen nicht
daran dachten , sondern alle das Dogma von der Unoer -

sehrtheit der Grenzen des alten österreichischen , auch
sogar des türkischen Staates verkündeten , das Selbst -
bestimmungsrecht in diesem Hause als denjenigen Grund -

satz feierten , der schließlich zur Durchsetzung kommen
werde und der die Grundlage der Friedensbedingungen
bildete . So liegt es jetzt . Da gilt es nun , jede Zwei -

deutigkeit unter allen Umständen zu vermeiden , weil Un -

anfrichtigkeit das stärkste Friedenshindernis bildet . ( Sehr
richtig ! b. d. Unabh . Soz . )

t Das Friedensangebot .
� Die R e d e . die der Herr Reichskanzler gestern

gehalten hat , bat ebenso enttäuscht , wie seine erste Rede .
Ein Gedanke bewegt jetzt beherrschend die ganze Welt :

wird der Wassenstillstand schnell zustande kommen ? In
der H e i m a t wie draußen an der F r o n t bricht uberall
das Verlangen durch : Schluß mit dem grausigen Krieg !

Man versteht es nicht , daß die Regierung auf die

letzte Rote des Herrn Wilson eine Woche ge -
braucht hat . um eine Antwort zurechtzustellen . Jeder

Tag erfordert Tausende von Menschenleben , macht Tau -

sende zu Krüppeln . Schnelle Entschließungen sind er -

forderlich , um das Leid nicht noch mehr zu verstärken .
Wenn die Note nur des äußeren Glanzes entbehrte , wie

ihr manche zum Vorwurf gemacht haben , dann könnten

wir froh sein . Aber sie ist etwas Halbes . Unklares und

Unbestimmtes und es ist verwegen

, nicht die Hoffnung gegeben , daß sie schon zu Waffen -
s stillstandsverhandlungen führen werde .

M H. , Herr Graf Westarp hat gestern in seiner
Rede den Mut gehabt , zu erklären , dag , obwohl er die

Vorgeschichte de » Waffenitillstandsangebotes kenne , er

doch mit dem Angebot nicht einverstanden gewesen sei .
M H. . soll denn »n der Sltuatüon , wie sie sich heraus -

gestellt hat , wirklich der Krieg noch weiter gehen ? Was

beabsichtigen Herr Graf Westarp und seine Freunde ?

Es ist ja in den Zeitungen bereits von vielen Seiten

darauf hingewiesen worden , daß das Waffenstillstands -

angebot entsprungen ist der Jn . tiattoe von Hindenburg
und Ludendorfs . ( Hort , Hort ! b. d. Unabh . Soz . )

M H es ist nicht richtig , daß die gegenwärtige

neue Regierung ewa aus eigenem Antriebe dieses An -

gebot gemacht hat . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . )

Der alten Regierung lag es " bereits vor ; die alte Re -

gierung hatte den ersten Entwurf bereit » fertiggestellt .

( Hört ! hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Wir wissen ja . m H. .

daß. als sich die Vertreter her Mehrheitsparte . en zusam -

mcnsanden , um in die Regierung einzutreten , sie damals

nicht etwa daran dachten , e » n Friedensangebot zu

machen , sondern daß sie sich zusammen,ugen wollten um

die nationale Verteidigung zu organisieren ( Hort , Hort .

b. d. Unabh . Soz. ) , d. h. , m. H. ,

um den Krieg zu verschärse » und ihn weiter zu

verlängern .

( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Hindenburg und

Ludendorff waren es dann , die erklarten , es muß

ein solches Friedensangebot gemacht werden . ( Hort . Hort .

b. d. Unabh . Soz . ) Und wie immer in diesem fliege
zum Schlechten und vielleicht auch einmal zum Guten

waren es Hindenburg und Ludendorfs , die auch die pol, -

tischen Beschlüsse bestimmte « . M. H. . ist das der Fall .

und das ist Tatsache , dann ist es unbegreiflich , wie nicht

alles geschieht , um schnell den Waffenstillstand zu ver -

langen . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Jedes weitrre

Blutvcrgicß : ! : ist jetzt selbst von militärisch Gesichts¬
punkten aus , die für mich und meine Freunde nicht maß -
gebend , völlig unnütz , völlig sinnlos . ( Sehr richtig !
b. d. Unabh . Soz . ) Es kann doch niemand auf de » Ee -
danken kommen , daß jene Heerführer aus weicher Stim -
mung , aus einem überguellenden Friedensbedürfnis
heraus zu dem Entschlüsse gekommen sind , Waffenstill -
stand nachzusuchen . M. H. , ist das bfcr Fall — und so
liegen die Dinge — , dann haben wir an die Regierung
das Ansuchen zu stellen , daß sie unter allen Umständen
in klarer Konsequenz dieser Tatsachen den Frieden her -
beiführt . ( Lebhafte Zustimmung b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , ich nehme es einem Schwarmgeist wie Dehme !
nicht übel , wenn er erklärt , das deutsche Volk müsse bis
zum Letzten kämpfen ; es wäre erbärmlich , wenn es unter
den Bedingungen der Entente Frieden schließen wolle .
Aber ich erwarte von den Politikern , die nicht durch
irgendwelche Gefühlsregungen sich leiten lassen , sondern
durch die nüchterne Beurteilung der Lage unseres Volkes ,
daß sie zu einem anderen Standpunkt gelangen . ( Sehr
richtig ! b. d . - llnabh . Soz . )

Die Agitation für die �nationale Verteidigung " .

� Herr Graf Westarp hat gestern erklärt , daß seine
Freunde bereits eine Agitation eingeleitet hätten , um
aufzurufen zur nationalen Verteidigung . Es ist richtig .
daß sie darin sehr rührig sind . Sie haben in vielen
Teilen Ostpreußens alle Vereine , die irgendwie aufzu -
treiben find , vor den Wagen dieser Agitation gespannt .
Ich will auf den Tisch dieses Hauses als charakteristi -
sches Beispiel nur eine Annonce aus der Lycker Zeitung
niederlegen . Dort haben sich zu diesem Zwecke wie
in vielen anderen Vereinen zusammengetan die
Alldeutsche Gruppe , der Kriegerverein , der Oftmarken -
verein , der Sozialdemokratische Berein ( Hört , hört !
b. d. Unabh . Soz . ) , die Vaterlandspartei . M. H. , ein
solches Spiel ist unverantwortlich , unverantwortlich des -
halb , weil es zu nichts führen kann als zu einer Ver -
längerung der unsäglichen Leiden unserer Soldaten an
der Front und unseres Volkes in der Heimat . ( Sehr
wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Gibt es einen unter Ahnen ,
der glaubt , daß es möglich ist , nach einigen Monaten
einen besseren Frieden zu erlangen als in diesem Augen -
blick , ist ein Einziger in diesem Hause , der es wagt auf -
zutreten und zu erklären , daß nach einigen Monaten wir
in besserer militärischer Lage stehen und wir durch diese
bessere militärische Lage bessere Friedensbrdingungen er -
zwingen werden ? Weil das nicht der Fall ist , weil die
Dinge so liegen , deshalb , m. H. , wäre es eine « nsühn -
bare Blutschuld , die alle diejenigen aus sich laden , die
jetzt noch zur Fortsetzung dieses . Krieges auffordern .
( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz. ) Sind nicht unsere
Kräfte bis zum äoßersten angespannt , ist es möglich ,
diese Kräfteanspannung noch zu überbieten ? Reiu , das
ist nicht der Fall ! Wenn Sie hinweisen auf das revo -
lutionäre Frankreich mit seiner Massenerhebung , wenn
Sie hinweisen auf das Jahr 1870 , auf die Anordnung
Eambettas , so übersehen Sie vollständig , daß damals
nur ein ganz kleiner Teil der wehrfähigen Bevölkerung
unter den Waffen stand , während heute ja die Millionen -
Heere alles verschluckt haben , was irgendwie an wehr -
fähigen Männern noch übrig ist , ja Kranke , Leidende
bereits in ihrem Verbände haben ( Sehr wahr ! b. d.
Unabh . Soz . ) , und nicht nur wir , sondern doch auch Sie
haben in letzter Zeit bei verschiedenen Gelegenheiten
gesagt , daß sich Ihnen das Herz zusammenkrampste beim
Anblick der Kinder , welche jetzt an die Front hinaus -
geschickt werden . Woher wollen Sie denn die lebenden
Massen nehmen ? Es ist ja ein unmöglicher Zustand ,
dem wir entgegensteuern !

Wenn das der Fall ist , dann mußte das Waffenstill -
standsangebot ganz anders lauten . Die erste Frage , die
Frage der Waffenstillstandsbedingungen , ist unklar , in der

Frage der Verwüstungen und Zerstörungen

macht die Waffenstillstandsnote wahrlich keinen erheben -
den Eindruck . Darum handelt es sich nicht , wie jetzt
vielfach fälschlich dargestellt wird , daß im regulären
Kampfe , durch Eewehrgeschosse , durch Artilleriegeschosse
Städte zerstört werden , sondern die Vorwürfe zielen nach
einer ganz andern Richtung , daß ohne militärische Rot -
wendigkeit , insbesondere beim Verlassen von Städten und
Ländern Verwüstungen vorgekommen find , und in dieser
Beziehung eine offene Sprache zu führen , das hätte die

ganze Friedensaktion in hohem Maße gefördert . ( Sehr
wahr ! d. d. Unabh . Soz . ) Wir können uns doch nicht
blind stellen . Ich nehme ohne weiteres an , daß die

gegenwärtige Zivilregierung als solche Verwüstungen
und Zerstörungen verurteilt . Das hätte klar ausge -
sprochen werden sollen , daß die neue Regierung auf diesem
Standpunkt steht und daß sie Vertrauen für diesen ihren
Standpunkt fordert . Vertrauen kann sie aber nur ge -
winnen , wenn sie das , was geschehen ist , von sich abweist .
Vergessen wir doch nicht — es ist ja bekannt — . welche
Auffasfungen im deutschen Volke in dieser Be -

ziehuna in den Kreisen der Offiziere , in
dem Kreise der Eeneralstabsoffiziere dauernd gepflegt
wurden . Ich verrate kein Staatsgeheimnis , ich kann
keins verraten , denn alle diese Tatsachen sind bekannt ,

ja , sie sind im Auslande zum großen Teil durch Doku -
mrnte belegt , dort viel besser bekannt als uns , selbst den

deutschen Volksvertretern . Ich weise nur darauf hin , wie
ein Mann , der Ihnen auf der rechten Seite des Hauses
nicht unbekannt ist , Herr Oberst Park von War -

tenberg , in seinen „Weltgeschichtlichen Umrissen " —

ich zitiere nach der Ausgabe vom Jahre 191L — die Tat
der Hunnen feiert , „ Alarich " . Auf Seite 236 führt er
dort im Anschluß an die Kriegstaten Alarichs aus :
„ Zunächst verwüstete und zerstampfte Alarich Griechen -
land so gründlich , daß er für alle Zeiten als vorbildlich
darin gelten kann ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) ,
ein feindliches Land zur Wüste zu machen , den Volksfeind
gänzlich zu vernichten . " ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , es ist ja auch bekannt , was in dieser Rich -
tung sich jetzt noch in allerletzter Zeit in Elsaß - Lothrin -
gen zugetragen hat . Dort hat der Freiherr v. Steinecke ,
Kommandant von Bitsch , unter dem 8. Oktober eine
Verfügung anschlagen lassen , in der folgendes zu
lesen ist :

Es ist in jüngster Zeit die Wahrnehmung gemacht
worden , daß in Elsaß - Lothringen anscheinend in weitem

Umfange die Ansicht unter dcc Bevölkerung verbreitet
ist , E�l saß - Lothringen werde bei einer etwaigen
Offensive durch unsere Feinde ohne weiteres von uns
geräumt und den Franzosen überlassen werden . Diesen
ganz unsinnigen Gerüchten trete ich auf das nachdrück -
lichste entgegen und betone , daß wir keinen Fußbreit
von Elsaß - Lothringen dkm Gegner überlassen werden ;
eher wird dem Lande das Schicksal der Kampfgebiete
in Frankreich zuteil ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz. )
und es wird zur Trümmerstätte werden . ( Hört , hört !
b. d. Unabh . Soz . und den Polen . )

M. H. , wenn in Elsaß - Lothringen noch in kleinen Kreisen
eine Anhänglichkeit an Deutschland bestand , die Aus -
ficht , daß das Land ähnlich wie Nordsrankreich in eine
Trümmerstätte verwandelt werden wird , hat auch den
letzten Rest von Sympathie aus dem Herzen der Elsaß -
Lotfinnger herausgerissen . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . S. i

M. H. , auch in der

Unterseebootfrage
ist die Note nicht klar und bestimmt genug . Der ver «
schärfte U- Boot - Krieg ist als ein Unglück empfunden
worden . Er kann das . nicht erreichen , was Sie im Auge
hatten , als Sie ihn begannen ; er hat es nicht erreicht .
Dann wäre es , um alle Verwicklungen zu beseitigen ,
vernünftig gewesen , von vornherein zu erklären — denn
dahin muß es schließlich kommen ! — daß wir im Hinblick
auf die bevorstehenden Waffenstillstands - und Friedens -
Verhandlungen uns entschlossen haben , den U- Bootkrieg
ganz einzustellen . Das , m. H. , hätte bei denjenigen , die
in dem U- Bootkriege eine Verletzung des Völkerrechts
und der Humanität gesehen haben , den allergllnstiasten
Eindruck gemacht . ( Zustimmung b. d. Unabh . Soz . )
Diese Gelegenheit habe » Sie vorübergehen lassen .

M. H. , wir sind der Meinung , daß die deutsche Re -
gierung auf dem Gebiete der auswärtigen Politik , um
ihre schlechte Lage zu verbessern , noch ganz anders han -
dein müßte . Wir fragen uns :

weshalb müssen deutscht Truppen noch länger im
Osten stehen ?

Die Ostpolitik ist zusammengebrochen , — das erkennen
alle an . Was haben unsere deutschen Truppen in
Polen zu suchen ? Die Behauptung , daß die polnische
Regierung die deutschen Truppen gebeten habe , dort zu
blerben , ist widerlegt worden . M. H. , nach Finnland
sind unsere Truppen aus rein dynastischen und Bour -
geois - Jnteressen hingezogen ( Sehr wahr ! b. d. Unabh .
Soz. ) , weil man glaubte , daß ein Schwager des deutschen
Kaisers dort ein « Königskrone finden könne , weil man
glaubte , daß unsere kapitalistische Ordnung gefestigt
würde , wenn man der Bourgeoisie zu Hilfe eile gegen
die Mehrheit der Bevölkerung , gegen die Arbeiter , Hand -
werker und Bauern . M. H. . noch stehen unsere Truppen
dort ! Was haben unsere Truppen zu suchen im B a l -
tikum , in Litauen , in Kurland , in Estland ,
in L i v l a n d , in einzelnen Teilen von Eroßrußland ?
Gerade Sie von Ihrem Standpunkte aus hätten doch .
wenn Sie die Westfront militärisch hätten stärken wollen ,
längst dafür sorgen müssen , daß alle die Truppenmassen
aus dem Osten herausgeholt und an die Westgrenze
geschafft werben . Wir , m. H. , haben es verlangt , weil
wir die Bevölkerung in diesen Ländern nicht länger
bedrücken lassen wollen , weil wir den Haß , der gegen
Deutschland entstanden ist , nicht noch vermehren lassen
wollen . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )

Dieser Krieg nimmt eine Entwicklung , wie sie unsere
Großen , d. h. unsere , der deutschen Sozialdemokratie ,
der internationalen Sozialdemokratie große Meister
vorausgesagt haben . Ich habe schon vor einiger Zeit
einmal erinnert an das geniale Wort Friedeich Engels .
Damals haben Sie nicht daran geglaubt , daß dieses Wort

sich bewähren werde . Heute will ich es Ihnen nicht
nur ins Gedächtnis zurückrufen , sondern dazu aus den
Ausführungen Engels noch einiges hinzufügen , und Sie
werden erstaunen , wie dieser große Geist die Zukunft
vorausgesehen hat . Er sagt :

Es ist kein anderer Krieg für Preußcn - Deutschland
mehr möglich als ein Weltkrieg , und zwar ein Welt -
krieg von einer bisher nie - geahnten Ausdehnung und
Heftigkeit . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )

8 bis 10 Millionen Soldaten werden sich uiiter -
einander abwürgen und dabei ganz Europa so kahl -
fressen wie noch nie ein Heuschreckenschwarm . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . )

Die Verwüstungen des Zvjährigen Krieges zufam ,
mengedrängt in 3 bis � Jahren und über den ganzen
Kontinent verbreitet , Hungersnot , Seuche , allgemein « ,
durch akute Rot hervorgerufene Verwilderung der
Heere wie der Volksmassen , rettungslose Verwirrung
unseres künstlichen Betriebes in Handel , Industrie und
Kredit und am Ende ein allgemeiner Bankrott . Zu -
fammenbruch der alten Staaten und ihrer traditio «
nellen Staatsweisheit derart , daß die Kronen zu
Dutzenden über die Straßenpflaster rollen ( große Heiter -
keit b. d. Unabh . Soz . ) , und niemand sich findet , der
sie aushebt , absolute Unmöglichkeit , vorherzusehen , wie
das alles enden und wer als Sieger aus diesem
Kampfe hervorgehen wird . Rur ein Resultat absolut
sicher : die allgemeine Erschöpfung und die Herstellung
der Bedingungen des schließlichen Sieges der Arbeiter -

klasse . Das ist die Aussicht , wenn das auf die Spitze
getriebene System der gegenseitigen Urberbietunq und

Kriegsrüstungen endlich seine unvermeidlichen Frücht «
trägt . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )

Jedes Wort ist zur Wahrheit geworden ( Sehr wahr ! b. d.

Unabh . Soz . ) und Sie , m. H. von den bürgerlichen
Parteien , sehen schaudernd , wie diese Früchte heran .
reisen .

In dieser Verlegenheit lassen Sie es sich gern ge -
fallen , daß auch Vertreter der Arbeiter . An -

Hänger der sozialdemokratischen Fraktion , mit Ihnen zu -
sammen in die Regierung eingetreten sind , um noch zu
retten , was von diesem System zu retten ist . ( Sehr
wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Herr Stresemann war gestern

so offen , seiner Freude darüber klaren Ausdruck zu geben .

KronendLmmerung !

M. H. , die Kronen rollen auf das Pflaster , die Krone

des Bnlgarenkönigs Ferdinand , die Krone des Zaren



Nilolcuis , die Krone des sitcrrcichiich - ungariichcn Kaisers .
Die Kronen , die �man schon zu erhaschen glaubte , sind
wie ein Phantom schnell davongeeilt , die Krone von
Finland , von Kurland , des Baltiluins . Rings um uns
werden Republiken sich auftun , und da soll Deutschland
Mein , umgeben von Republiken , noch einen Kronen -

träger haben oder Träger vieler Kronen und Krönlein !

( Etiirmische Unruhe und Zurufe rechts . — Sehr richtig !
b. d. Hr . abh . Soz . — Rufe ' Psui ! )

" lbg . Haase ssortfahrendsiWir sind aber hier doch
noch nicht so weit , das ; man einen Gedanken nicht aus -

sprechen kann in parlamentarischer Form ! Wenn Ihnen
das nicht pasjt , m. H. , ( nach rechts ) , so verraten Sie

damit , dag Sie auch in dieser Zeit noch nichts gelernt
habe » . ( Sehr gut ! b. d. Unabh . Soz . — Zurufe rechts . )
— Ich glaube , da war kein grobes Wort dabei . Es find
doch bürgerliche Blätter , die Miinchener Neuesten Nach -

richten , das nationalliberale Leipziger Tageblatt er -

wähne ich nur von vielen , die ausgeführt haben , dag es
eine sclbstocrständlichc Anforderung an den gegcnwär -
tigen Träger der preuhifchen Krone und den Deutschen
Kaiser sei , datz er sein Amt niederlege , wenn er auch
nur ei » Friedenshindernis sei . ( Hört , hört ! b. d. U. S. )
Eine Reihe anderer Blätter haben noch viel deutlicher
gefordert , dah die Dynastie in Deutschland anderen

Einrichtungen , republikanischen Einrichtungen Platz
machen müsse. ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Die

Zensur hat dann versucht , einige dieser Blätter für kurze
Zeit zu unterdrücken , aber die Tatsachen haben Sie nicht
aus der Welt schaffen können . Sie wissen so gut oder

besser als ich, wie in vielen Kreisen , in den Kreisen
des Bürgertums feit Wochen darüber gesprochen wird .

( Zuruf links . ) — Dort am meisten , in den konservativen
Reihen am meisten , jawohl , das ; schlietzlich um der Hohen -

zollern - Dynastie willen nicht das Schicksal unseres deut -

w> cn Volkes besiegelt werden soll . ( Zuruf rechts . ) —

Nein , in den konservativen Blättern stand es nicht , das

habe ich auch nicht gesagt , aber in Ihren Kreisen , in

den bürgerlichen Kreisen , gehen von Mund zu Mund

derartige Aeugerungcn . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz .
— Zurufe rechts . ) Herren , die Ihnen viel befreundeter

find als uns , Herren von der bürgerlichen Seite er -

klären , dag alles richtig ist , was ich sage . ( Erneute
Zurufe rechts . ) — Ja . die Ihnen näherstehen , die jetzt
Ihre Freunde find und in Zukunft vielleicht auch noch

Ihre Freunde find . Uns genügt natürlich nicht alles

das , was wir auf dem Gebiet der inneren Umformung

jetzt versuchen , es ist ja nur elendes Flickwerk .

Der sozialdemokratische Belagerungszustand .

M. H. ! Auf dem Erbiete des Belagerungszustandes
ist nichts gebessert . In den bürotratifch - militSri -

then Apparat sind einige neue Glieder eingeschoben , die

cn Apparat noch viel schwerfälliger machen . Welche
Garantie ist dafür gegeben , datz die kommandierenden
Generäle in ihren Entscheidungen an die Zustimmung
des Obcrprästdentcn gebunden sind ? Niemand tann� im

Ernst behaupten , das ; die Oberpräsidenten frei¬

heitlichere Auffassungen haben , als die kommandierenden

Generäle haben . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Sind

pe doch Geist von ihrem Geist , sind sie doch von dem «

selben Geist der Baterlandspartei erfüllt wie die kam -

mandicrenden Generäle . Es klingt geradezu wie eine

Verhöhnung des Volkes , wenn ihnen zugemutet wird , in

diesem Erlah der neuen Regierung zur Milderung des

Belagerungszustandes eine Reform zu erblicken . Freilich ,
der Verletzte kann sich ja beschweren . Aber bis die Be¬

schwerde durch den Kriegsminister und seinen Adlatus

«riedigt ist , schmachtet der Interessierte im Gefängnis ,
ist der Versanimlungszweck vereitelt , das freie , auf -
klärende Wort unterdrückt , selbst wenn die Beschwerde
Erfolg hat . Der Herr Reichskanzler hat gestern ertlärt ,
«s fei dafür gesorgt , dah der Belagerungszustand in dem

Geiste gehandhabt werde , in dem er die Leitung der

Reichsgefchäfte übernommen habe . ( Hört , hört ! b. d.

vnadh . Soz . )

Z « diesem Geiste haben wir aus den triftigsten
Gründen kein Vertrauen .

( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )
Das Mrtztrauen ist alttin schon dadurch begründet ,

das ; wir , seitdem die neue Regierung am Ruder ist ,
aus dem Gebiete des Vereins - und Versammlungsrechts
»eichlich Erfahrungen zu sammeln Gelegenheit hatten ,
die unser Mitztrauen stärken . ( Sehr richtig ! b. d.

Unabh . Soz . ) Der Aufruf meiner Fraktion und Partei ,
der dem werktätigen Volke die politische Situation und
« nser Ziel klarlegte , wurde von den Zensurbehörden
Unterdrückt , jede Besprechung in der Presse verboten .
( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Mehreren Zeitungen .
die den Ausruf veröffentlichten , wurde das Erscheinen
sür mehrere Tage untersagt . ( Hört , hört ! b. d. U. S. )

Dem Volksblatt für Halle wurde nicht einmal nach
Ablauf von drei Tagen , wie es der alte Hertlingiche
Erlag vorgesehen hatte , das Erscheinen gestattet . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Der Verlag wurde nach berüch -
tigtem Muster gepeinigt , Garantien sür künftiges Wohl -
» erhalten zu gebe « , d. h. , das Blatt Redakteuren mit
anderer Gesinnung in die Hand zu spielen . ( Hört , hört !
h. d. Unabh . Soz . )

Die Vreslauer Voltswacht , eine regierungssozia -
listische Zeitung , wurde für drei Tage verboten , weil sie
die Abschaffung der Dynastie sür erforderlich erklärt hat .

Am ll . Ottober wurde »ine Wähleroersammlung des
«rsten Berliner Kreises aufgelöst , als ich nach Anfüh -
» ung bestimmter Zensurmagnahmen erklärte : „ So weht
« ng auch in den letzten Tagen wieder der alte reaktiv -
näre Wind entgegen . " ( Lachen b. d. Unabh . Soz . )

Am kl . Oktober hat der Polizeipräsident in Verlin
« in « ösfentliche Frauenversammlung nicht zugelassen , weil
fie nicht unter die Ausnahmebestimmungen des Ober -
kommandos in den Marken falle — eine wirklich köstliche
Begründung . Das Verbot der öffentlichen Versammlung
ist also nock immer die Regel . Nur in Ausnahmefällen
wird der Verbotsarundsatz durchbrochen .

Auch blosie Mitgliederversammlungen werden nach
wie vor verboten , so eine Mitgliederversammlung des
5. Berliner Wadlkreiscs ( Hört , bort ! b. d. Unabh . Soz . ) ,
in der am 17. Oktober der Ncichsiagsabg . Büchner über
die politische Lage sprechen wollte . ( Hört , hört ! b. d. U. S. )

So ist der Zentralstelle sür Völkerrecht nicht die

Genehmigung gegeben worden , eine Generalversammlung
abzuhalten . In allen Teilen des Reiches geht es genau
so zu wie in Berlin . Fast überall wird auch jetzt noch ,
wenn schon eine Versammlung genehmigt wird , die Ein -
reichung eines Manuskripts gefordert . Dieses entwür -
digende Verlangen ist lächerlich in einer Zeit , in der sich
die Ereignisse überstürzen und sich von der Einreichung
des Manuskripts bis zum Tage der Rede eine völlig
veränderte Situation herausstellen kann . ( Sehr wahr !
b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , wir haben am 14. Oktober dem Herrn Reichs -
kanzler eine grösiere Anzahl dieser Fälle mitgeteilt und ihn
ersucht , auf die Aufhebung dieser Maßregel hinzuwirken .
Was ist geschehen ? Am 20 . Oktober habe ich von dem
Herrn Staatssekretär Gröber nach altem Schema die
Mitteilung erhalte », daß mein Schreiben
dem Herrn Obcrmilitärbefehlshaber zur weiteren Ver¬

anlassung übergeben worden ist .
( Lachen b. d. Unabh . Soz . ) Allerdings wird noch ein
guter Rat hinzugefügt , nämlich der Rat . daß sich jeder ,
der sich vom Redeverbot getroffen fühlen sollte , bei
seinem zuständigen Generalkommando vorstellig werden
sollte . Eine solche Verkennung der inneren politischen
Situation ist überraschend . Den empfohlenen Weg , an
die Generalkommandos zu gehen , den kennen wir wohl
selbst und viele einzelne haben ihn schon vergeblich be -
schritten . Worauf es ankommt , ist etwas ganz anderes .
Eine Regierung , die auch nur einen Hauch des moder -
neu Geistes spürt , müßte von selbst , und wenn nicht
von selbst , durch Anstoß von draußen dafür sorgen , daß
durch eine allgemeine Verfügung die schikanösen Bestim -
mungen der Zensur und die Redeverbote beseitigt wer -
den . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Bis jetzt noch
bestehen Massen - Redeoerbote auch für die Mitglieder
dieses Hauses . Es ist eine ganze Zahl von Personen ,
denen jede politische Betätigung untersagt ist .

Manche Maßregeln sind noch rigoroser als früher ,
so hat man jetzt deni Angestellten des Bauarbeiter -
Verbandes in Chemnitz , unserem Eenosien Brandler ,

incm österreichisch - ungarischen Staatsangehörigen , der

während der ganzen Kriegsdauer ungestört politisch tätig
war . einen Ausweisbesehl mit drei Tagen Frist zugestellt .
( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Der Familienvater
hatte abzurechnen mit seiner Kasse und dennoch wurde

zunächst auf dieser dreitägigen Frist bestanden und es

ist ihm die Erlaubnis , nach der Schweiz zu gehen , wo
er bei den Gewerkschaften eine Stellung finden konnte ,
verwehrt worden .

Die Zensur ist vielsach härter . Ich werde auf den

Tisch des Hauses einen Artikel niederlegen , der in der

Sozialistischen Auslandskorresponden » erscheinen sollte .
Die Zensur hat ihn vollständig gestrichen . ( Hört , hört !
b. d. Unabh . Soz . ) Ich bin überzeugt , dah fast jedes
AUtglied dieses Hauses , welcher Partei es auch ange -
höre , zugeben wird , daß eine Vergewaltigung der freien
Meinungsäußerung vorliegt , wie fie selten vorkommt .

Die Vorzensur , die nach dem Worte eines

früheren Staatssekretärs in Deutschland ja ganz unbe -
kannt sein sollte , besteht auch unter der neuen Regierung
noch . Das Berliner Mitteilungsblatt hat auch jetzt
wieder den Antrag gestellt , die Vorzensur aufzuheben .
Unter dem 10. Oktober ist ohne Angabe von Gründen

dieser Antrag abgelehnt worden . ( Hört , hört ! b. d.

Unabh . Soz . ) Derselben Zeitung ist es sowie der Leip -

ziger Volkszeitung immer noch unmöglich , durch den Ver -

lag in das neutrale Ausland und in die okkupierten Ee -
biete versandt zu werden . Ganz unfaßbar ist , wie her -

vorragende Schriftsteller wie Franz Mehring und Karl

Kortung , die allgemein im Ausland das größte An -

sehen genießen , behandelt werden .

Franz Mehring hat ein 32 Bogen starkes Buch über
Karl Marx verfaßt , in dem die Zensur auch nicht ein

einziges Wort gestrichen hat , nachdem sie es fünf Monate

lang geprüft hat : Ueber dieses Werk , nach dem im neu -
traten Auslande große Nachfrage herrscht , ist aber ein

Ausfuhrverbot verhängt ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) ,
und was nun das erstaunlichste ist , die neue Regierung
hat diese » Ausfuhrverbot bestätigt . ( Hört , hört ! b. d.

Unabh . Soz . ) Die Begründung ist so charakteristisch , daß
ich sie der Ocffentlichkeit nicht vorenthalten kann .

Unterschrieben von dem Unterstaatssekretär Lewald
unter dem Datum des 7. Oktober lautet fie :

Ich bin zu meinem Bedauern nicht in der Lage ,
auf die zuständige militärische Stelle im Sinne einer

Aufhebung des über Ihre Schrift Karl Marx ver -

hängten Ausfuhrverbots einzuwirken . Das Werk bat

zwar wissenschaftlichen Charakter und beschäftigt sich
nicht mit der gegenwärtigen Zeit , dennoch besteht die

Gefahr , daß historisch nicht geschulte Leser die in dem
Werke über die Vorgänge aus dem deutch - französischcn
Kriege gemachten Angaben auf die gegenwärtige Zeit
übertragen werden ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) und

daß insbesondere im feindlichen Ausland die unter

Hinweis auf die damaligen Verhältnisse von Marx
gemachten Ausführungen für die Gegenwart als

Kampfmittel benutzt werden . Die Ausfuhr des Buches
nach dem Ausland kann aus diesem Grunde nicht ge -
stattet werden . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Wissen -
Ichaftliche Interessen des einzelnen müssen hinter denen
der Allgemeinheit zurücktreten .

M. H. . die Regierung hat in ihrem Gesichtskreise nur

wirtschaftliche Interessen . Daß es noch höhere , ideell «

Interessen gibt , kommt ihr gar nicht in den Sinn . Der
alte Zopf hängt Herrn Lewald noch immer hinten .
Dje Aussprüche von Karl Marx , die dieser in genialer
Beurteilung des Frankfurter Friedens getan hat , kennt

jeder politisch Gebildete im In - und Auslande . Es
kann , wenn das Werk ins Ausland kommt , dem Aus -
lande aar nichts neues geboten werden . Das Werk hat
seine Bedeutung nickt durch die Wiedergabe der Stellen ,
sondern durck die historische Würdigung des Karl Marx .
Aber die neue Regierung kann sich die Bevormundung
der Welt nicht ersparen , sie geht den alten Weq weiter .

Karl Kautsky . um ein anderes Beispiel herauszu -
greifen , hat ein Buch verfaßt : Sozialdemokratische Ve -
merkungen zur Uebergangswirtschaft . Es ist am 22 . Juli
bei der Zcnlurbebörde i » Leipzig eingereicht worden .
Am 2l . Auaust erhielt der Verlag — hören Sie — Titel .

Inhaltsverzeichnis und Vorwort als vorlänflg genehmigt
zurück , der Text wurde zurückbehalten . Bis heute ist
für den Text des Werkes die Genehmigung nicht zu
erlangen gewesen . Jetzt unter dem neuen Regime am
7. Oktober hat die Pr ' esseabteilung des stellvertretenden
Generalkommandos auf Erinnerung des Verlags niitge -
teilt , daß sie den mitbeteilgten Behörden die Schrift
zur Erledigung weitergegeben habe . Wer die mitbctci -

ligten Behörden sind , erfährt der Verlag nicht . So sieht
die Behandlung eines Mannes der Wissenschaft aus —

es ist nicht zu viel gesagt , wenn ich sie als skandalös
bezeichne . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Es liegt
weiter auf der Hand , daß mit der Zeit gewisse Partien
dieses Buches veralten und jetzt schon veraltet sein
müssen , und daß das Werk an Aktuellität verliert , wenn
es nach Monaten die Genehmigung erhält .

Auf etwas anderes möchte ich Ihre Aufmerksamkeit
lenken . In dieser Zeit ist es dringendes Bedürfnis , daß
jeder , der der Gesamtheit etwas zu sagen hat , zu Gehör
kommt .
Die Schranken gegen die Herausgabe neuer Zeitungen

müssen fallen .
Sämtliche Parteirichtungen müssen die Möglichkeit haben ,
durch die Presse ihre Anschauungen zu vertreten ; nach -
dem durch das bekannte Vorgehen des Oberkommandos
in den Marken unserer Partei der „ Vorwärts " entrissen
wurde , haben die Herren Ledebour und Hofsmann den

Antrag gestellt , die Herausgabc einer neuen Zeitung zu
gestatten .

Das Gesuch wurde abgelehnt .

Jetzt haben wir es beim Reichskanzler wiederholt )
Nach der alten Methode haben wir den Bescheid er -

halten , daß die Augelegenheitdcr zuständigen Stelle über -

geben worden sei . Merkt der Herr Reichskanzler nicht ,
daß es seine Aufgabe ist , durch allgemeine Anweisungen
den bestehenden unhaltbaren Zustand zu beseitigen und

daß es nicht genügt , wenn er Beschwerden , die ihm ein -

gereicht werden , an die zuständigen Stellen abgibt , da -
mit nach Wochen oder Monaten ein Bescheid kommt !

An verschiedenen Orten ist sogar noch jetzt

der verschärfte Belagerungszustand

aufrechterhalten . In Königsberg ha ) der Magistrat
mit dem Oberbürgernieister Körte , einem Mitbegründer
der Vaterlandspartei , an der Spitze , ebenso die Stadt -

oerordnetenversammlung einstimmig die Aufhebung des

bestehenden verschärften Kriegszustandes gefordert und

dargelegt , daß nicht der geringste Grund für den ver -

schärften Kriegszustand vorhanden ist . Ich habe dem

neuen Reichskanzler von dieser Tatsache sofort Mittci -

lung gemacht und ihn daraus hingewiesen , daß in

Königsberg noch die außerordentlichen Kriegsgerichte
fungieren . Bis jetzt habe ich nicht erfahren , daß eine

Aendernng eingetreten ist . Auch

die Brieszensur .

nicht nur die offene , sondern auch die geheime , steht noch
in voller Blüte , obwohl sie selbst nach dem gegenwär -
tigen Belagerungszustandsgesetz unzulässig ist und der

Verfassung widerstreitet .
Zu welchen Folgen diese geheime Brieszensur führt ,

will ich Ihnen nur ein Beispiel geben . In Düsseldorf
hat eine Frau , nachdem ihr Mann zum Militär eingc -
zogen ist , wo er jetzt als Sergeant dient , alles versucht ,
um sein Geschäft — er ist Schneidermeister — aufrecht -
zuerhalten , und hat ihre Kinder geradezu vorbildlich er -

zogen . Was sie nicht ahnte , ist die Tatsache , daß die

Düsseldorfer Polizei sämtliche Briefe ihres Mannes , auch
die Briese familiären Charakters , öffnete , im geheimen
zumachte , ohne daß die Frau die Oeffnung merkte , und
sie dann erst durch die Post der Frau zutragen ließ .
( Erregte Zurufe b. d. Unabh . Soz . ) Wegen einer Aeuße -
rung , die der Mann in einem Briefe tat , wurde er ver -

haftet , aber von den Militärbehörden nach 7 Wochen
entlassen und wieder an die Front geschickt . Die Frau .
die für die Aeußerung ihres Mannes als Eesinnungs -
verwandte verantwortlich gemacht wurde , wurde sechs
Monate in Schutzhaft gehalten , ( Erneute erregte Zurufe
b. d. Unabh . Soz . ) . von ihre » Kindern weggerissen .

Das find die Wirkungen des alten Zustandes ge -
wesen . Viele , viele ähnliche Fälle könnte ich Ihnen vor -
lesen . Geschämt habe ich mich, als ich vor dem Reichs -
Militärgericht in der Beschwerdeinstanz von dem Ver -
treter der Düsseldorfer Polizei kaltblütig hörte , daß er
seit Jahren nicht nur die Briefe , die bei den Aften in
Abschrift waren , sondern auch die anderen Briese diese »
Manne » , und wahrscheinlich auch die Antworten seiner
Frau gelesen und abgeschrieben hat . Und da » soll noch
einen Augenblick unter dem neuen Regime destehen , da »

sich die Allüren eine » demokratischen Regimes gibt !
Die sozialdemokratische Partei hat ja feierlich ae -

schworen , daß sie in die Regierung nur eintreten würde ,
wenn ihre Mindestforderungen angenommen würden .
Schon diese Mindestforderungen waren ja ein Muster
politischer Bescheidenheit , selbst sür bürgerliche Parteien .
In dem Regierungsprogramm aber , das im Namen

sämtlicher Mehrheitsparteien der Herr Reichskanzler hier
verlesen hat . hat sich selbst dieses Mindeftprogramm bis

zur Unkenntlichkeit verflüchtigt . Es wird in der poli -
tischen Geschichte unseres Voltes wie besonders im Ge -

dächtnis der Arbeitertlasie fortdauern , daß Mitglieder
der sozialdemokratischen Partei in eine Regierung aus
Grund des Programms eingetreten sind , das der Herr
Reichskanzler verkündet hat

Die Einberufungen aus politischen Gründen .

Roch immer find Tausende Arbeiter lediglich aus
politischen Gründen i » Heer « ans Veranlassung der
Gcneralkommandos . ganz gleich , ob fie militärtauglich
find oder nicht . Eine große Freude hat freilich die

Heeresverwaltung an den so gewaltsam gemachten Tot -
baten nicht erlebt . Sie aber zu entlassen , ist ein Gebot der

Gerechtigkeit . Erstaunt bin ich nun gewesen , » aß diese
Methode der politischen Maßregelung

auch unter drm neuen Regime vorwärtsgeht .

( Fortsetzung in der 2. Beilage . )
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I . Dellage ; n Ar . 31 des „Miiteiinngsblattes " .
( Fortsetzung aus der 1. Beilage . )

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) In den letzten Tagen
ist einem Unternehmer , der politisch nicht organisiert
und politisch nicht tätig ist , der aber einen Bruder hat ,
der Mitglied unserer Partei ist und der in dem Hause
dieses Bruders gesellschaftlich mit Herrn und Frau von
Baerfelde zusammengekommen ist , plötzlich eine Kriegs -
order zugestellt worden . Dieser Mann war bis zum
15 . Januar 1919 reklamiert , weil er zirka 490 Arbeiter
beschäftigt , darunter 390 weibliche , und da seine Pro -
kuristen zum Heeresdienst eingezogen sind . Jetzt hat er
bei einer Zeugenvernehmung wahrheitsgemäß bekannt -
gegeben , daß er zwar politisch nicht tätig sei , aber sein
Bruder , und daß er in dessen Haus mit Herrn v. Baer -
felde bekannt geworden ist . Das hat genügt , dag er
auf Veranlassung des Oberkommandos in den Marken
den Gestellungsbefehl erhalten hat . ( Hört , bört ! b. d.
Unabh . Soz . ) Hinter ihm ist wie hinter den vielen
Tausenden Arbeitern der E e h e i m v e r m e r k zu den
Akten gegeben , daß er für die Sicherheit des Deutschen
Reiches gefährlich sei . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )
Das Oberkommando hat ausdrücklich bestimnit , daß die
Kricgsbeorderung — das ist mit roter Tinte noch unter -
strichen — nur mit feiner Zustimmung aufgehoben wer -
den dürfe . Nicht militärische Gründe , sondern die Will -
kür des Obrbkommandos einer politischen Instanz soll dar -
über entscheiden , ob dieser Mann , der bis zum Januar
nächsten Jahres reklamiert ist , beim Heere bleibt oder
nicht . Ich habe diesen Fall gestern dem Herrn Kriegs -
minister mitgeteilt . Ich werde abwarten , was geschieht ,
nicht nur diesem einen gegenüber , ! sondern vor allen
Dingen auch den Tausenden Arbeitern gegenüber . Hier
müßte ein Amnestiegesctz eingreifen . Verfolgten , Ver -
fehmten und Verurteilten muß Recht geschehen . Sie
fordern nicht Gnade , sie wollen durch den Willen der
Volksvertretung in Freiheit gesetzt werden . ( Sehr wahr !
b. d. Unabh . Soz . )

Unsere Amnestieforderung .
Der neue Reichskanzler dachte bei seiner Erösfnungs -

rede nicht an Amnestie . Meine Fraktion hat , wie der
stenographische Bericht ausweist , ihn durch Zuruf erst auf
diese Pflicht hingewiesen . In jedem politischen Lande

ist es selbstverständlich , daß beim Regierungswechsel die
politischen Opfer des alten Systems befreit werden .

Infolge unsers stürmischen Verlangens nach Amnestie
halien einige Blätter dann diese Forderung aufgegriffen .
Das Ergebnis ist der Gnadenerlaß gewesen , der in jeder
Beziehung unzureichend ist . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh .
Soz. ) Wir begnügen uns nicht damit , daß nur Zivil -
Personen begnadigt werden ,

wir oerlangen die Ausdehnung auf die Militär -

Personen und die Matrosen .
Der Notschrei , der von den Matrosen aus dem Zuchthaus
in Celle kommt , ist geradezu markerschütternd . Mehrere
sind bereits infolge Hungers zugrunde gegangen . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz. ) Andere leiden die schrecklich -
sten Qualen unter dem Hunger , und haben den Wunsch ,
daß sie ebenso wie einige ihrer Kameraden lieber er -

schössen worden wären , als im Zuchthaus zu enden . ( Hört ,

hört ! b. d. Unabhb . Soz. )
Es wird jetzt viel Aufhebens davon gemacht , daß

auch Liebknecht als eine Militärperson befreit ist . Ahnen
Sic denn nicht , von welch bitteren Gefühlen Liebknecht ,
Dittmann und andere der Entlasienen beseelt sind , weil

ihnen Gnade gewährt ist . wo sie auf Befreiung durch
den Volkswillen rechneten ?

Ahnen Sie nicht , welcher Druck auf diesen Männern

lastet , daß sie in Freiheit gesetzt worden sind , während
andere hinter Gefängnis - und Zuchthausmauern schmach -
ten . obgleich sie dasselbe getan haben ? ( Sehr richtig !
b. d. Unabh . Soz . ) Nichts ist so peinlich wie die auf -

dringliche Reklame , die insbesondere heute an vielen

Stellen mit Liebknecht getrieben wird . Eine Reklame ,
die ja nicht Liebknecht gilt , sondern die dem neuen

Regime gilt , als ob es etwas Großes wäre , daß dieser
Mann , der sich geopfert hat , um seinem Volke früher
den Frieden zu bringen , nun endlich in Freiheit gesetzt
worden ist . Die Arbeitermaffen merken die Absicht und

werden verstimmt . Sie erinnern sich vor allen Dingen
noch, daß , von vielen abgesehen , seit mehreren Jahren

schon ohne gerichtliches Urteil Frau Rosa Luxemburg
in Schutzhaft festgehalten ist . Es haben die Akten kein

Material ergeben , um ihr einen Strafprozeß zu machen .
Aber weil das nicht der Fall ist , soll sie jetzt noch länger
als die andern sitzen , die vom Richter abgeurteilt worden

sind . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )

Schon politische Klugheit sollte Ihnen sagen , daß
Sie nicht diejenigen Männer und Frauen festhalten , die

im Ausland , auch im feindlichen Ausland , das größte

Ansehen genießen als Vorkämpfer der Friedensidee .

Unsere französischen Freunde haben auch jetzt in dieser

Zeit obwohl infolge der Siege der Ententeheere der

Chauvinismus in Frankreich blüht , mutig diesen Chau -
vinismus bekämpft und haben sich zu einem demokrati -

schen Frieden bekannt , allen Anfeindungen zum Trotz .

Diese Stimmung zu heben , das wäre ern Gebot nicht
nur sogenannter , sondern wirklicher staatomann , scher

Politik . ( Sehr rickitia ! b. d. Unabh . Soz . ) M. H. , wir

verlangen aber auch Ausdehnung — und das fallt

in dasselbe Kapitel der Aninestie und zwar auf Grund eines

Gesetzes , wie wir es eingereichthaben�aus d»e ausländer

und die Angehörigen der besetzten Gebiete . Ich will

nicht wiederhole » , wie in diesen besetzten Gebieten der

Terror gewütet hat , der Terror mit einer geietzlichen

Umhüllung , was für drakonische Strafen lerder wegen

politischer Betätigung gegen einzelne Personen verhangt

worden sind . Es ist ja gestern noch darüber gesprochen

worden . In Finnland ist ein Schreckensreglment
wie es in der Welt noch nie erlebt worden ist . ( Hort

hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Viele Tausende von Kämpfern

aus den Reihen der Arbeiterklasse und Bauern sind mit

Maschinengewehre » abgeschlachtet worden , nachdem

sie sich salbst ihr Grab haben graben müssen .

( Hört , bört ! b. d. Unabh . Soz . ) 89 999 sinnische Revo -

lutionäre sind gefangen genommen worden , 59 999 von
den 89 999 , die gefangen genommen worden sind , find
zum Opfer gefalle « der Blutorgie der finnischen Regie -
rung . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) 19 999 sollen
jetzt begnadigt werden , 20 000 sollen noch in Gefangen -
schaft bleiben . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) M. H. .
vor kurzem ist die Nachricht gekommen , daß der frühere
Senator Tanne , der neulich in Skandinavien für huma -
nitäre Zwecke zur Unterstützung der Notleidenden tätig
war , ebenfalls verhaftet worden ist . Wenn die deutsche
Regierung nicht die Gendarmen geliefert hättefür die
Bourgeoisie , so wären solche Zustände unmöglich gewesen .
( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Und wenn die deutsche
Regierung sich aus Finnland zurückzieht — je schneller
desto bester , nicht nur für die Politik , sondern für die
Menschlichkeit , vor allem für die Arbeiter in Finnland
selbst .

Die Verfassungsänderungen .
M. H. , die ganzen Verfassungsentwürfe , die Sie uns

vorgelegt haben , sind ja nur wie ein Flicken auf den
absolutistischen , militärischen Mantel . ( Sehr richtig ! b. d
Unabh . Soz . ) Es sollen in Zukunft Abgeordnete Mit -
glieder der Regierung sein . M. H. , demokratisch
ist es , daß , wenn ein Parlamentsniitglied in die Re -
gierung eintritt , es zunächst sein Mandat den Wählern
zur Verfügung stellt , um festzustellen , ob er auch jetzt in
der Lage wäre , noch das Vertrauen seiner Wähler zu
haben . Aber wir verkennen nicht , daß , nachdem das
Proporzwahlrecht in einzelnen Bezirken eingeführt ist , dieser
Grundsatz sich nicht mehr durchführen läßt . Wir werden
also für diese Vorlage stimmen .

Der Antrag der Regierung , daß die Mitwirkung des
Reichstags bei Erklärung von Krieg und bei Schluß von
Frieden eintreten soll , ist völlig unzulänglich . Würde
nur der Regierungsantrag angenommen , so bliebe in
Wahrheit alles beim alten . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh .
Soz . ) Denn dann würde der Kaiser nach wie vor das
Recht haben , für den Fall , daß er glaubt , daß ein An -

griff auf das Reichsgebiet erfolgt ist , allein den Krieg
zu erklären . Das haben nun die Monarchen und die
Staatsmänner immer verstanden , daß sie den Gegner ins
Unrecht zu setzen suchten , daß sie jeden Krieg als einen

Angriffskrieg zu charakterisieren unternehmen . Haben wir
doch vernommen , daß wir von Frankreich dadurch ange -
griffen worden seien , daß französische Flieger über

Nürnberg und Karlsruhe geflogen sind .

Diese Lüge hat kurze Beine gehabt .

Amtlich ist bald festgestellt worden , daß weder über

Nürnberg noch über Karlsruhe ein Flieger gewesen ist ,
daß in keinem dieser Orte eine Bombe abgeworfen
worden ist . Aus solche Argumente könnte sich also auch
später der Kaiser stellen und Krieg erklären . Wir haben
von vornherein einen weitergehenden Wunsch . Wir wollen
von vornherein auch den Bundesrat ausschalten , wir

wollen , daß das Volk kraft seiner Souveränität über

sein Schicksal allein entscheiden soll , daß der Reichstag
ausschließlich den Krieg erklären , den Frieden schließen soll .
In diese Volkssouveränität paßt es nicht , daß eine un -
kontrollierbare Macht , der Kaiser , nach seinem Belieben
die Volksvertretung nach Hause schicken kann . Wir haben
infolgedesten auch den Antrag gestellt , daß die

Bestimmung unserer Reichsoerfassung , nach der der

Kaiser das Recht hat , den Reichstag aufzulösen , beseitigt
wird . Bei dem raschen Wechsel der politischen Ereig -
nisie ist es auch wichtig , daß die Dauer der Legislatur -
Periode herabgesetzt wird .

Wir schlagen Ihnen eine einjährige Legislatur -
Periode vor .

Aber auch wenn diese Bestimmung — ( Zuruf ) — nein ,
m . H. , wir haben eine einjährige Etatsperiode , und es
entspricht durchaus dieser Bestimmung , daß auch , wenn
ein neuer Etat vorgelegt wird , das Volk wiederum be -

stimmt , wie die politische Situation zu beurteilen ist ,
und daß deshalb ein neuer Reichstag gewählt wird .
Aber wollen Sie zwei Jahre , dann läßt sich darüber auch
reden , das ist für uns kein Hindernisgrund , wir haben
viel wichtigere Sorgen .

Wir wollen vielmehr , daß die ganze Verfasiung
von Grund . auf geändert wird .

Ein Wirbelsturm geht durch die Welt , und in dieser
Zeit , wo alles von unten nach oben sich kehrt , wo die

tiefgreifendsten Umwälzungen vor sich gehen , da wollen
wir keinen Kaiser , keinen Bundesrat , keinen Reichstag
mit den Stimmungen haben , die in der gegenwärtigen

Lage enthalten sind .
Rein , meine Herren , es muß zur Republik kommen .

aber eine Republik , die eine kaoitalistische Republik ist ,

ist keineswegs unser Ideal . Wir sehen das Heil der

Arbeitermassen nicht in ihr . auch wenn jede Republik

Hemmnisse im Klassenkampfe beseitigt . Wir sind vor

allen Dingen jetzt entschlossen , die Massen mit dem Ge -

danken zu erfüllen , daß es nicht Wichtigeres gibt , als

einen Frieden herbeizuführen , der die Gewähr der Dauer

in sich schließt . ( Sehr richtrg ! b. d. Unabh . Soz . )

Unsere Friedensforderungen .
Wir sind keineswegs in höchstem » Maße begeistert

für Wilson , wir glauben nicht , wenn ein Friede nach
Wilsonscher Art zustande kommt , dann auch tatsächlich
die Arbeitermassen auf ihre Rechnung kommen . Wir

haben vor allen Dingen eine Sorge im Hinblick auf
den neuen Reichskanzler , eine Sorge , die nicht unbc -

gründet ist . Wir fürchten , daß . wenn die Regie -

rungen sich auf dem Friedenskongreß geeinigt

haben , daß sie dann , die jetzt miteinander hadern , dazu

übergehen werden ,
die russische Revolution gemeinsam zu unterdrücken .

Der Herr Reichskanzler hat in einem Interview , das
er am 15. Februar dieses Jahres dem Direktor des

Wölfischen Telegraphcnbüros , Herrn Mandler , gab , die

russische Revolution als Cholera und Pest bezeichnet .
( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Er hat erklärt , daß

wenn Cholera und Pest drohen , dann sich alle zivilisier -
ten Staaten zu gemeinsamen Absperrungsmaßregeln zu -
sammenschließen müssen . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )
Kreuzzeitung und Frankfurter Zeitung haben in trau -
lichem Verein nach demselben Ziel hingestrebt , haben ge -
rufen , daß man sich zusammentun müsse , um den Bol -
schewismns zu unterdrücken .

Der sozialdemokratische Partcivorstand hat diese
Bewegung mit seinem Ausruf noch gestärkt und gefördert .

( Zustimmung b. d. Unabh . Soz . ) M. H. , es kommt nicht
darauf an , ob man mit jeder einzelnen Handlung der
revolutionären Arbeiterrcgierung in Rußland einver¬
standen ist . Worauf es ankommt , ist , daß hier im großen
Maßstäbe der Versuch unternommen wird , die sozialisti -
schcn Forderungen durchzuführen . Da mag man Kritik
am einzelnen üben , aber man soll nicht jetzt , wo diese
Republik sowohl von ' der Entente wie von Deutschland
bedrängt wird , ihr in dcn Rücken fallen . ( Sehr wahr !
b. d. Unabh . Soz . )

Die nordschleswigsche Frage .
M. H. , wir sehen trübe in die Zukunft , trübe , weil

wir fürchten , daß der Friede uns nicht die Ruhe bringen
wird . Wir erwarten von der Regierung , daß sie aus
eigener Initiative den Artikel 5 des Prager Friedens
endlich zur Erfüllung bringen wird . ( Sehr gut ! b. d.
Unabh . Soz . ) Die rein dänisch sprechenden , fühlenden
und denkenden Nordschleswiger haben nach dem Prager
Friedensvertrage ein Recht , daß sie endlich darüber ab -
stimmen können , zu welchem Staate sie gehören wollen .

( Zustimmung b. d. Unabh . Soz . ) Warten Sie nicht , bis
auf dem Friedenskongreß auch diese Frage zu einer
internationalen geniacht wird .

Die clsaßlothringische Frage .
M. H. , wir sehen die Völker nicht als Besitztümer

an , die hin und her geschoben werden können , von einem
Staate zum andern . Wir haben uns deswegen auch da -

gegen gewandt , daß Frankreich durch die Gewalt des
Schwertes Elsaß - Lotringen zurückerobern wollte . Wir
stehen deswegen auch heute auf dem Standpunkt , —
und wir freuen uns , daß unsere französischen Freunde

j ihn teilen — , daß . die elsaß - lothringische Bevölkerung
darüber entscheiden muß, zu welchem Staate sie gehören
will . M. H. , nicht die Staatsgrenzen , auch nicht die
Sprachgrenzen sind entscheidend ;

entscheidend ist der Wille der Bevölkerung .

( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Wir sind nicht ent -
täuscht über den Verlauf der Dinge . Wir haben voraus -
gesehen , daß es so kommen würde . Wir haben von An -
fang an darauf hingewiesen , daß es unmöglich ist , die
elsaß - lothringische Frage zu einer ausschließlich deutschen
Frage zu stempeln , daß sie eine internationale Frage sei.

Wir stehen genau so zur

polnischen Frage .

Noch vor der polnischen Fraktion hat meine Fraktion
in diesem Hause auch das Recht der Polen , auch der
deutschen Polen , ihr Geschick zu bestimmen , sich mit den
Polen der anderen Länder zu einem einheitlichen Staate

zu vereinigen , verkündigt . ( Bravo ! b. d. Polen . ) Aber ,
m. H. , auch hier sind wir Gegner der polnischen Hitzköpfe ,
welche jetzt alles Land als polnisches Land bezeichnen
möchten . M. H. , auch hier kann nicht die bloße Sprache
entscheiden , sondern wiederum nur der Wille der Be -
völterung . Wir sind darauf angewiesen , mit dem neuen
polnischen Reiche im Frieden zu leben , und es sollte von
beiden Seiten , von deutscher Seite wie von polnischer
Seite , jetzt alles unterbleiben , was diese beiden Nationen
durcheinanderhetzen könnte . M. H. , es wäre ein Unglück ,
wenn durch nationalistische Aspirationen die Verbindung
zwischen Ostpreußen und dem übrigen Teile des Reiches
unterbunden würde . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )
Da klar zu sehen : was will die Bevölkerung ? und nicht :
was nimmt etwa ein Teil der Polen an ? — das ist
unsere Aufgabe .

M. H. , wir sehen aber auch trübe in die Zukunft
nicht nur wegen all der schweren Leiden , die auf unserem
Volke ruhen und die in ihrer vollen Tragik erst nach
dem Kriege hervortreten werden , sondern auch wegen der

unerschwinglichen Lasten , die auf ihm ruhen und die von
Tag zu Tag größer werden . ( Sehr wahr ! b. d. U. S. )

Die Kriegskosten .
M. H. , wenn Sie den Krieg fortsetzen , so müssen Sie

sich doch sagen , daß zu den Hunderten von Milliarden —

denn darum handelt es sich ja schon — noch weitere

Zehner von Milliarden kommen werden .

� Wer wird denn diese Lasten tragen ?

Zum größten Teil werden es wieder die Arbeiter .
die Handwerker und die kleinen Leute überhaupt
sein . Der Mittelstand ist zerrieben . In einer

Art , wie es niemand geahnt hat . Die Beamten ,
die A n g e st e l l t e n werden unter dem Steuer -
druck und der Teuerung bei ihren geringen Ee -

hältern leiden wie nie zuvor .

Rettung nur durch den Sozialismus !

M. H. ! Dennoch erklären wir : das deutsche Vor
wird nicht untergehen — wird nicht untergehen , wie auch
dieser Friede aussieht . Aber freilich , die Errettung kann

dem deutschen Volke aus feiner Not , aus dem « nerhör -
ten Druck nicht kommen in der gegenwärtig bestehenden
Gesellschaftsordnung . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . )
Die Produktivität der Landwirtschaft und der Industrie
kann aufs höchste gesteigert werden , wenn an Stelle der

Wirtschaftsordnung deren einzige Triebfeder der Profit
ist , die sozialistische Wirtschaftsordnung tritt .

Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel ist
notwendig .

Auf Rußland können Sie nicht hinweisen , m. H. , weil
die Zustände in Deutschland ökonomisch viel reifer sind
als in Rußland . In Deutschland und in England —

das gestehen auch bürgerliche Professoren , National -



cfonomcn zu — hat die Produktion einen solchen Neife -
k>rad erreicht , das ; es möglich i ' t , ohne starke Erschütterung
die kapitalistische Ordnung in eine sozialistische Wirt¬

schaftsordnung überzuführen , ( sehr wahr ! b. d. U. S. '
Wie der Kapitalismus zusammengebrochen ist , xviri

denr Kapitalismus auch bald seine Sterbestunde läuten .
Die Eötzendämmcrung für das alte System sehen wir .
Aber schon zeigt sich die Morgenröte einer neuen Zeit .
Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen wird

aufhören ; nur Freie und Gleiche wird es dann geben .

Von der Kühnheit und Entschlossenheit der Arbeiter .

namentlich auch der deutschen Arbeiter , wie freilich
der Arbeiter der anderen Länder , wird es abhängen ,
ob diese die Menschheit befreiende Umwälzung bald

erfolgt ,

oder ob wir noch schwere Zeiten bis dahin durchzumachen
haben . Wir haben Vertrauen zu den Arbeitern ; wir

sind überzeugt , daß aus all dem Elend am letzten Ende

doch hervorgehen wird die volle Befreiung der Menschen !

( Lebhafter Beifall bei den Unabh . Soz . )

Vizekanzler v. Payer : Ich mutz ablehnen , mich au

die Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen Par -
teien einzulassen und ebenso auf die Darstellung der

politischen Vorgänge der letzten Wochen , die der Vor -

redner soeben reichlich einseitig gegeben hat . Die anti -

inona - chischen Extravaganzen , die dem Vorredner ja ge -

läusig sind und die er heute wieder vorgetragen hat ,
will ich aber zurückweisen , namentlich unter dem

Eesichtspunlie , dost mir jetzt die Stunde nicht gekommen

zu sein scheint , in der man ohne Gefährdung unserer

Stellung nach ausien derartige Probleme aufrollen kann .

( Zustimmung . Zwischenrufe b. d. Unabh . Soz . ) Es ist
übrigens kein Ausslus ; des Fatalismus und auch keine

Torheit , wenn in den heutigen Tagen das deutsche Volk

sich rüsten will für den schlimmsten Fall , das ; es mit

Vernichtung bedroht wird . Ich glaube , es ist die Lebens -

Notwendigkeit des ' deutschen Volkes , sich zur Wehr zu
setzen , wenn seine Lebciislnteressen gefährdet werden .

Das entspricht auch dem menschlichen und vaterlän -

dischcn Empfinden , und das ist gehandelt im Geiste der

Männer , die das Deutsche Reich geschaffen und Deutsch -
land gros ; gemacht haben . ( Zustimmung . )

Die Note ist jetzt in der Hand des Präsidenten der

Vereinigten Staaten . Wir warten auf die Antwort . Es
wäre schädlich und gefährlich , wenn die Parteien oder die

Negierung sich in Auseinandersetzungen über den Inhalt

unserer Note einlasicn und sich darüber herumstreiten
würden . Der Antrag , der dem Reichskanzler das Vsr -

trauen des Reichstages bekunden soll , will nun auch

formell das parlamentarische System zum Ausdruck brin -

gen . Die Regiern . n. g hat diese Vertrauenskundgebung
nicht verlangt , sie ist ihr aber selbstverständlich willkom -

men . Vielleicht leistet sie nach innen und außen gute
Dienste , wenn jetzt schon bekundet wird , daß dieses Ver -
trauen vorhandeil ist. Mit der Ruhe eines guten Ge -

Wissens schauen wir der ersten Entscheidung des Reichs -

tages als eines Gerichlshofes entgegen . ( Lebh . Beifall . )
Abg . Ktnchel ( Pole ) : Graf Westarp hat gejagt , kein

Fußbreit deutschen Bodens dürfe abgetreten werden . Wir

verlangen keinen deutschen Boden . Der Grundsatz hat
längst keine Geltung mehr , daß überall ' deutscher Boden

wäre , wo ein Deutscher jemals seinen Fuß Hingesekt
hat . Auch wir sind Gegner jeder zweideutigen Politik .
daher treten wir aus der bisherigen Zurückhaltung
heraus . Wir verlangen nur unser Recht . Wilson , dieser

Freund und Wohltäter der Menschheit ( Lachen rechts .
Bravo ! b. d. Polen ) , hat seine Stimme erhoben und
will GrundkäKen , die Gott selbst in die Herzen der

Menschen niedergelegt hat , zum Recht verhelfen . Die

unverjährbaren und uiiveriäbrten Rechte des polnischen
Volkes sollen jetzt verwirklicht werden .

Vizepräsident Dave teilt mit , daß auf Antrag der

Abgg . E o t h e t n ( Vp. ) und Bell ( Zentr . ) über den
V c r t r a u e n s a n t r a g der Mehrhettsparteien n a -
m c n t ! i ch a b g e st i m m t werden soll .

Abg . Graf o. Posadowsky ( Deutsche Fraktion ) : Bei
uns hatte sich zuletzt ein Kryptoparlamentarismus her -
ausgebildet , in dem Personen die Verantwortung formell
trugen , die die sachliche Verantwortung nicht hatten ,
Die Entwicklung , die sich jetzt vollzieht , wodurch wir eine

wirkliche parlamentarische Regierung bekommen haben ,
ist demgegenüber eine Erlösung .

Ein starker Irrtum wäre es , wenn man glauben
wollte , daß nach dem Frieden wieder die monarchische
Regierung in volle Geltung treten würde . Der Traum
von Mitteleuropa ist ja nun in Trümmer gegangen ,
Trotzdun hoffe ich , daß die Wirtschaftsverhandlungen
mit Oesterreich weitergeführt werden .

Abg . Nickli » ( Elf . ) : Der Relchskanzler hat in seiner
gestrigen Rede mitgeteilt , daß ein Elsäsfer zum Statt -

Halter und ebenfalls ein Elsäsier zum Staatssekretär
ernannt worden sei . Er hat es unterlassen , auch nur mit
einem einzigen Worte darauf hinzuweisen , was die
deutlche Regierung von der Einführung der Reformen
in Elsaß - Lothringen erwartet , oder was sie damit be -
zweckt Wir halten es für unsere Gewiisenspflicht , dem
deutschen Volke die volle Wahrheit zu sagen , um keine
trügerischen Hoffnungen aufkommen zu lasten . Diese
Wahrheit lautet : All das . was hier in Berlin und von
der neuen Regierung in Straßburg unternommen werden
wird , wird in dem nunmehrigen Stadium , in das die
elfaß - lothrtnoische Frage eingetreten ist . keine wesent -
lich ? Einwirkung auf die Stimmung in Elsaß - Lothringen
ausüben kiG " ™. • ( �ort , hört ! ) Durch Annahme der
14 Punkte Wilsons ist

die elfaß - lsthringifche Frage zu einer internatio -
nalen Frage geworden ,

deren Lösung dem Friedenskongreß übertragen ist . Darum
müsien wir jetzt alles unterlassen , was der freien
Willensäußerung in Elfaß - Lolhringcn vorgreifen könnte .
Ein Eingreifen in die V- rfastungsentwicklung , die man
bei uns vorhat , schließt aber ein - solche Präjudizierung
der fr - een Willensäußerung ein . Jedenfalls ist sie ge -
eignet , die öffentliche Meinung zu verwirren . Nachdem
die ctfaß - lothringische Frage anf das internationale
Gebiet übergegangen ist . balten wir unser empfangenes
Mandat , dem Lande politische Autonomie zu geben , für
überholt .

Abg . Hansen ( Däne ) : Jede Zweideutigkeit in inter -
nationalen Fragen muß jetzt vermieden werden . Unter
Hinweis auf den Standpunkt des Reichskanzlers und des

Präsidenien Wilson fordere ich als Vertreter der däni -
scheu Bevölkerung in Nordschleswig im Namen des
Rechts und de : Gerechtigkeit die Durchführung des Z 5
des Friedensvertrages zu Prag und damit bei dem bevor -
stehenden Friedensschluß die endgültige Lösung der nord -

schleswigschen Frage auf Grund des Selbstbeftimmungs -
rechts der Völker .

Abg . Graf Westarp ( Kons . ) : Ich bitte , die Sitzung
auszusetzen , bis feststeht , wann die Regierung
zu den höchst bedauerlichen , das Vaterland schwer schädi-
genden Erklärungen der Polen , Elsässer
und Dänen Stellung nehmen wird .

Vizekanzler v. Payer ; Die Regierung wird morgen
zu Beginn der Sitzung eine Erklärung über diese drei

Kundgebungen abgeben .

Abg . Graf Westarp : Dann beantrage ich , daß auch
die königlich preußische Staatsregierung
hier anwesend ist . ( Lachen . )

Abg . Lcdebour ( Unabh . Soz . ) : Graf Westarp ver -

langt also mit einem Male , daß der Reichstag die preu -
ßischc Regierung vor sein Forum zitiere . Wir werden
uns das für spätere Fälle merken .

Abg . Graf Westarp : Wir bedauern serner , daß in

dieser ernsten Stunde der Vizekanzler parteipolitische
und parteitendenziöse Angriffe gegen uns gerichtet hat .

Vizekanzler v. Payer : In dieser ernsten Stunde

muß ich diese Angriffe zurückweisen , Es ist nicht richtig ,
daß ich parteipolitische oder parteitendenziöse Angriffe
gegen die Rechte gerichtet habe . ( Lärm rechts . ) Nein ,
es ' ist nicht wahr . Ich habe hier als Mitglied der

Regierung gesprochen und habe auf die Angriffe , die

gegen die Regierung gerichtet wurden , geantwortet . Das
ist nicht nur mein Recht , das ist meine Pflicht ! ( Lebh .
Beifall bei der Mehrheit . )

Die Anträge auf Erhöhung der Mannschaftslöhnun -
gen werden einem Ausschuß überwiesen .

Donnerstag , 11 Uhr , Weiterberatung . Schluß h' ,7 Uhr .

19o . Sitzung , 24 . Oktober , vorm . 11 Uhr .

Am Bundesratstische : v. Payer , Dr . Solf , Scheüch ,
Schetdemann , Erzberger .

Die gestrige Beratung wird fortgesetzt .
Staatssekretär des Auswärtigen Dr . Solf : Der Vor -

wurf , daß sich unsere Truppen beim Rückzug durch Flan -
dcrn und Nordfrankreich völkerrechtswidrige Handlungen
hätten zuschulden kommen lasten , weise ich zurück . Im
Einvcrnohmen mit dem Ceneralgouverneur in Brüssel
hat eine Kommission unter Führung des fvanischen Ge -

sandten im Haag die deutsche Front besucht . Sie hat

anerkannt , daß die deutschen Militärbehörden alles ibnen

Mögliche getan haben , um sowohl das Los der Flüch -
tigen als auch das Los der Vewobner der dem Vom -
bärdemcnt ausgesetzten Städte zu lindern .

Die Regierung ist gestern von verschiedenen Seiten

aesragt worden , ob sie die Grundläke des Präsidenten
Wilson

'
ehrlich durchzuführen beabsschtioe . Die Regie¬

rung weist jeden Zweifel an dieser Absicht auf das

entschiedenste zurück . ( Bravo ! ) Was Eliaß - Loth -
ringen und Polen anbetrifft , so ist ohne weiteres

klar , daß wir , da diese Landesteile unter den 14 Vnnk -
ten Wilsons ausdrücklich angeführt sind , mit der Rege -

tung beider Fragen durch die Frieden - verbandlunaen
einverstanden sind . Auf die nordschteswiasche
Frage trifft das aber nickst zu . Ein positiver Rechts -

ansvruch auf eine Volksabstimmung aus dem Prager
' frieden besteht heute nicht mehr .

Der 5krr Abg . R i ck l i n bat ein reckst herbes Urteil
aetällt über die in Elsoß - Lotbrinaen eingeführte Reu -
aestaltung der Dinge . Die Regierung wird sich dadurch
nickst abhalten lassen , den für richtig erkannten Weg
weiter fortzuschreiten . ( Bravo ! )

Kriegsminister v. Sch - iich : In schweren , aber nicht

verzweifelten Tagen trete ich als Kriegsminister vor Sie .
Das Heer ist nicht geschlagen , die Heimat ist nickst zu¬
sammengebrochen . ( Beifall ! ) Die Kräfte des Wider -
standcs zu beleben , ist m? ine dringendste Aufgabe . Meine

Verwaltung bittet um Ibr Vertrauen , sie verdient es .
Wo Kritik geübt wird , geschehe es mit dem Maße , die
die Achtung vor den Leistunaen unserer Frontsllhrer und
die Rücksicht auf die große Verantwortung unserer Kam -
' nandostellcn daheim gebieten . ( Beirall rechts . ! Es ist

behauptet worden . Igtsi f - ien die Munitic >n <zhestellunoen
vermindert worden . Diese Behauptung ist falsch . ( Der
Krieflsministcr fübrt im einzelnen den Tatbestand an . )
�ch schließe mit der Bitte um Vertrauen und um Hilfe .
Wir müsien fekt , wenn die Notwendiokeit sich eraibt
unter Umständen dem Vernichtungswisten unserer Feinde
den deutschen Kamnfwisten entaeaenstesien . ( Lebhafter
wiederholter Beifast rechts . Unmbe und Zuruke links !

Abg . Rost ? ( Reg . - Soz . ) : Der Kmasminister bat
immer noch nicht crioßt . um was es sich bi - r bandelt .

( Zustimmung links . Widerspruch rechts . ) Die Reden des

gestriaen Tages machen mir ihn zu dem trübsten , den
ich bisher erlebt habe . Deutschland wird die Zerstücke -
lung angedroht , und rein deutsche Bevölkerung wird als
Sieoespreis verlangt . Das Selbstbestimmunasrecht muß
loyal durchgeführt werden . Die berbe Kritik , die der
Abg . Stychel an dem gegen die Polen verübten Unrecht
geübt hat , begreife ich. Aber er häste ancb Worte der
Anerkennung dasür finden sollen , daß die volni ' che Frei -
heit nicht mit polnischem , sondern mit d - utickem Blut
errichtet wird . ( Sehr wahr ! ) Auch die Annerion deut -
scher Kolonien durch die Entente wäre unvereinbar mit
einenu Reckstsmeden . Die Zertrümmerung Oesterreichs
wird zur Tatsache . Feindliche Politiker scheinen das
Selbstbestimmungsrccht der Völker nur für Europa zu
verlangen . Aber die Nackwirkima dieser Formel werden
England und Frankreich in Irland . Alaier , Marokko ,
Aegveten und Indien zu soüren bekommen .

Das deutsche Volk brauckst sich wahrlich nicht zu
schämen , wie es die Alldeutschen fe ' - t meinen , wenn
deutsche Tavkerkeit trotz glänzendster Maffenerfolge nicht
zum Sieg « fübrie , so deshalb , weil immer neue Gegner
entstanden sind .

Präsident Fehrsnbach ruft nachträglich den Mg .
Wem e r - Gießen zur Ordnung , weil er dem Abg . Kor -

fanty zugerufen hat : Raus mit dem Hund !

Staatssekretär Trimborn : Wir müssen unser leb -
baftes Bedauern darüber aussprechen , daß die gestrige
Versammlung der Friedensgesellschaft nicht zustande ge -
kommen ist . Die Verfügung des früheren Kriegsmini -
sters betr . die Behandlung der Versammlungen gewisser
Friedensgesellschaften ist aufgehoben . ( Hört , hört ! und
Bravo ! links . ) Friedensversammlungen sollen gestattet
werden . Die Verhinderung der gestrigen Versammlung
fällt nach den bisherigen Feststellungen nicht dem Polizei -
Präsidenten zur Last , sondern dem Oberkommando , das
über die Genehmigung der Versammlung nicht rechtzeitig
entschieden hat . Inwieweit dabei ein Verschulden vorliegt
wird noch untersucht . Wir haben Fürsorge getroffen , dag
das Programm der neuen Regierung in Sachen der Zensur
und des Velagerungszustandes streng durcljgeführt wird .

Abg . Kreth ( Kons . ) spricht seine Entrüstung über den
Abg . Korfanty aus . Gegen die Abtrennung Ostpreußens
würden auch die ostpreußischen Sozialdemokraten noch
heute Mann für Mann zum Schwert greifen . Haafes
Entrüstung über die Versammlung in Lyck sei also ganz
unangebracht . Aber man müsse auch die Drückeberger
heranholen . ( Zuruf links : Auch die Landwirte ! Unruhe
und Zurufe b. d. Fortschr . : Hören Sie doch endlich mit
ihren elenden Klopffechtereien auf ! Abg . Eothein
ruft seinen Freunden zu : Halten Sie doch diese unbe -
deutende Rede nicht durch Zwischenrufe auf ! Vizepräsi -
beut D o v e : Das Haus hat kein Recht auf bedeutende
Reden ! Große Heiterkeit . )

Abg . Lcdebour ( Unabh . Soz . ) :
Meine Herren , über die Kriegslage und alles .

was damit zusammenhängt , bätte ich keinen Anlag
gehabt , mich jetzt noch auszusprechen , nachdem mein
Freund Haase bereits auf die Sache eingegangen ist ,
wenn nicht zu meinem großen Erstaunen gestern und
beute Aeußerungen von verschiedenen Redner » ge -
fallen wären , die mir die Ueberzeugung beibringen ,

chaß selbst hier im Reichstag die Situation ab «
solut nicht richtig erfaßt wird .

Der Herr Graf von Posadowsky hat gestern län -
gerc Ausführungen darüber gemacht , was für welt¬
politische Maßregeln seiner Ansicht nach eigentlich
Deutschland ins Auge fassen müpe ; vor allen Dingen
dürfe

es nicht vollständig die Hand von Belgien abziehen ,

weil dadurch Deutschlands politische Stellung in der
Welt in den kommenden Zcien bei eventuellen Krie¬
gen schwer gefährdet werden würde . M. H. , daraus
geht hervor , daß der Herr Graf von Posadowsky sich
noch der merkwürdigen Illusion hingiebt , es sei über -
Haupt möglich , bei dem Fnedcnsjchlilb irgend¬
welche Zugeständnisse z u e r w i r k «e n ,
die es Deutschland ermöglichen , auf Belgien die Hand
zu legen . Nach unserer Ansicht wäre ein solcher Ver -
such an sich verehrt , weil wir der Meinung sind , daß
Deutschland verpflichcket ist , Belgien vollständig in sei -
ner Souveränität wiederherstellen zu helfen , und
zwar auch dann , wenn der Friedensschluß bei der
günstigsten militärischen Lage Deutschlands hätie er -
folgen können . Aver , ,n . H. , jetzt bei dieser Lkriegs - '
läge mit derartigen Illusionen sich zu tcagen , das ist
mir unbegreiflicki bei einem Manne wie dem . Herrn
Grafen von Pisadowsth , der als ehemaliger Staats «
fckretär doch mit den Dingen besser vertraut sein
müßte . Ich kam auf den Gedanken , daß er , als er
aus Naumburg hierherkam , auf dem Umweg in den
Kyffhäuser geraten ist und daß er dort am Stein -
tisch die letzten Wochen vollkoimnen verschlafen hat
bis ihm der Bart durch den Tisch geloachsen ist .
(Heiterkeit . ) Aber , m. H. , immerhin — der Herr
Graf von Posadowsky ist ein StaatsfÄretär außer
Dienst . Heute aber haben »vir von einem Staatssekre -
tör im Dienst gehört und noch dazu von einem
Staatssekretär , der für die Beurteilung der Kriegs -
läge die wichtigste Stelle ist , von dem ' Staaisfekrctär
des Krieges — ( Zuruf ) — Ja , Kriegsminister ! Par -
don , die Bezeichnungen laufen bei den verschiedensten
Revirements , die in den hohen Stelle » vorgenommen
Wersen , etwas durcheinander . Also , bei dem preußi -
scheu Herrn Kriegsminisler sind Anfchaimnzeil zutage
getreten , die daiin gipfellen , daß er erklärte , Deutsch -
land könne noch einen erfolgreichen
Krieg weiterführen . Er hätte nicht ansers
reden können — wir wollen sagen — vor der letzten
Katastrophe , sagen wir . Mitte September . Wenn °da-
mals der Herr Kriegsminister irgendein Wort t i der
Richtung geredet hätte , so hätte das in die Äuffas -
fung der damaligen Zeitlage gepaßt , wie sie von der
Regierung noch bis zum letzten Augenblick ver - rcten
tvurdc . Sic verträgt sich aber absolut nicht mit dem ,
tvas die maßgebondsten Stellen für die Kriegslage ,
nämlich der Generalstabschef Generals ' eldmarfchall
Hindenburg und sein nächster Berater , der General von
Ludcndorff , hier in Berlin in ihrer Bedrängnis fest -
gestellt haben . ( Sehr wahr ! bei den Unabh . Soz . )

Die Fronde des Kriegsminifters .

Ich bcdaure , m. H. , daß Herr General v. Scheüch
bereits den Rückzug angetreten hat ; aber ich kann
il >n leider noch nicht verlassen . Denn abgesehen da -
von , daß er durch sein hcitiges Auftreten versucht ,
den Glauben zu crivccken , als sei noch eine Kriegs -
tage vorhanden , wie sie vor dem Zusammenbruch be -
stand , bat die Sache noch eine andre Seite . Da knüpfe
ich an eine Bemerkung an , die einer der Herren Vor -
redner , Herr Abg . Naumann von den

zwei Köpfen der Rcichsregierung
machte , die gegeneinander arbeiten . Das hat sich
selbst in der neuen parlamentarische «

A e r a nicht geändert . Die heutigen Ausfüh -
rungen des Herrn General Scheüch durchkreuzen die
seierlichen Edllänmaen des Herrn Reichskanzlers
Prinzen Mar v. Baden und seines Stellvertreters .
Ich nehme an , daß die zum Schweigen verurteilte »
Herren Staatsickretäre ohne Portefemil » und ohne
Ncdeerlaubnis auch damit einverstanden sind . ( Heiter -



feit . ) Und dieser Vorgang stimmt vollkommen mit
dem übcrein , was uns überall berichtet wird , dah
jetzt miter der Hand von militärischen Stellen aus
im Lande für den Glauben mobil gemacht wird , die
Reichsregierung habe eine Uebereilung begangen , als
sie Wilson den Frieden anbot , die Sache lasse sich
eben noch ändern . Diese Mitteilungen waren schon
vorher von verschiedenen Seiten in Umlauf gesetzt ,
ehe Herr General Scheuch seinen Stempel darau
drückte .

Herr General Scheuch hat damit direkt gegen die Reichs -
regierung srondiert ,

Ich muß da gleichzeitig aus einige Ausführungen
des Herrn Kreth eingehen , der glaubte , hier heute
folgende Bemerkungen sich erlauben zu können ; wenn
Herren aus dem Parlament , aus der Demokratie die
Regierung übernehmen , die das Regieren nicht ver -

stehen , dann niuß es so kommen . Ja , meine Herren ,
die amtierende Bürokratie , Diplo -
nr a t t e und alles , was damit zusammenhängt , d i e
politisierenden Generale haben jetzt
den vollgültigen Richtbesähigungs -
Nachweis für das Regieren so offenkundig
vor aller Welt geliefert , daß es erstaunlich ist , wie ein
Wortführer dieser versippten Jmcrcsscnwirtchast sich
erlauben kann , vor andern Leuten zu sagen daß sie
als Abgeordnete selbstverständlich das Regieren nicht
verstände « . Mit diesem Ausspruch hat Herr Kreth ja
gerade den vollgültigen Beweis geliefert ,
daß er der Vertreter einer bisher in Preußen und
Deutschland regierenden Partei ist ,
die das Deutsche Reich und das deutsche Volk durch ihre

Regiererei in das schrecklichste Unglück gestürzt hat .

( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Da muß aller -

dings aufgeräumt werden mit einem eisernen Besen .
nicht mit den zusammengebundenen Flederwischen der

Mittclparteicn dieses Hauses . ( Heiterkeit bei den Un -
abhängigigen Sozialdemokraten . )

M. H. ! Ich habe vorhin betont , daß in Deutsch -
land mit kräftigem Besen ausgekehrt werden muß ,
und daß man sich nicht darauf beschränken darf , bloß
einige Staatsfe . rctäre aus dem Parlament in ein

Regierungsamt hineinzunehmen , sondern daß in

Deutschland mit den Vertretern des alten Systems
gründlich ausgeräumt werden muß . ( Sehr wahr ! bei
den Unabh . Soz . )

Der Belagerungszustand .

Derartige Gegenwirkungen wie von dem General

Scheüch werden fortgesetzt unternommen Wersen , z. B.
von den Zioilbeamten und Militärbeamten , die heute
noch auf Grimd des Belagerungszustandes das Recht
haben , in die innere Landesverwaltung einzugreisen .

Auf einige Beschwerden gegen die Handyabung
des Belagerungszustairdes hat Herr Vizekanzler von

lPayer die Auskunft gegeben , daß Abhilfe geschaffen
werden scl ! . Aber das Volk wird noch immer in der
alten Weise schikaniert und drangsaliert .

Wir haben heilte erst wieder die Nachricht be -

kommen , daß ein Parteigenosse von uns , Herr Rei -
wand in Häkle ( Hört , hört ! ) , der monatelang in

Untersuchungshast gesessen hat , aus die er zwar ent -

lassen , aber dann sofort in Schutzhaft
genommen wurde . ( Zuruf : Ein Schurkenstrech
des Militarismus ! Glocke des Präsidenten . )

Es ist mir ferner ein Telegramm aus Hamburg

zugegangen , daß eine Frau Düwel und eine Frau
Mendel jetzt in Haft genommen worden sind aus
Grund von Anklagen wegen einer Beteili -

gung an dem Januar st reik ISIS . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz ) Ungefäbr dreiviertel Jahre
ist es her , daß die angeblichen Untaten von diesen
Frauen begangen sein sollen . Glaubte die Verwal

tllug wirklich , Handhaben zu Anklagen gegen sie zu
erheben , so konnte sie damit vorgehen , ohne sie zu ver -

haften . Wenn sie 9 Monate in Freiheit haben sein
können , liegt kein Gnmd dafür vor , selbst vorn Siems

Punkt der Verwaltung cnis , diese Frauen plötzlich in

Hast zu nehmen .
Und hier in Neukölln sind Parteigenossen

von uns , die gleichfalls in Verfolg des JanuarstreUs
unter Anklage stehen , wegen Verbreitung von Flug -
blättern — das wird ja als Landesverrat angesehen
— verhafta ! worden . Sie siird allerdings aus

der Untersuchungshaft e n t l a ss e n w o r

den , aber gleichzeitig ebenfalls in

S ch u tz l a s t g c u o in m e n worden , wo sie

nun noch obendrein in höherem Maße dem Hunger
ausgesetzt sind . ( Zuruf . ) Denn in der Schutzhaft , dir

wir auf deni Aleranderplatz in Berlin un er Einfluß
des Oberkommandos und seines Handlangers , de-: -

Herrn Prlizeirats Henntger , haben .

find die scheußlichsten Zustände in bezug aus die Behand -

lung der Gesangenen im ganzen Deutschen Reich .

( Hört hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Da haben Sie den

allerdringendsten Anlaß , einzuschreiten und aufzu -
räumen mit dieser Mißwirtschaft . ( Zuruf . ) Einer der

Herren ruft mir zu , das seien die Saboteure

der neuen Regierung . Ja , bttte , wenden Sie

pch an Ihre Parteigenossen in den Regtevungsänttcnl
und verlangen Sie , daß sie sofort aus dem Anne

herausgehen , wenn nicht mit solchen verderblichen Zu

ständen ein Ende gemacht wird . ( Zurufe . )

M. H- , da Sie sich so bereit erklären , Remedur

eintreten zu lassen , will ich Ihnen gern noch eine an -
dere Gelegenheit geben , zu Helsen , daß ein Ehren -
mann Wieoer in >eine Rechte eiiige ; etzt wird . Unser

Freund Karl Liebknecht ist jetzt aus dem

Zuchthaus entlassen worden . Die Verfügung bedingt ,
daß ihm auch die bürgerlichen Ehren -

rechte wiedergegeben werden Wegen Ent -

ziehmia der bürgerlichen Ehrenrechte — vor der Ver -

urteilimg hat ihn bekanntlich dieser Reichstag nicht ge -
rchüjü — wurde er seines Reichstagsmandats ver -

lustig erklärt und in der Rachwahl in Potsdam - Ost -
havelland wurde an seine Stelle statt unseres Kandi -

baten Mehring ein Herr Stahl gewählt , der also jetzt
den Sitz Liebknechts einnimmt . Nach meiner

Auffassung ivürde allerdings Herr

Stahl verpflichtet seilt , sein Mandat
niederzulegen , um die Wähler ent -
scheiden zu lassen , ob sie ihm oder
Liebknecht das Mandat übetragen

wollen ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )
Fort mit dem monarchischen System !

Es ist absolut notwendig , daß auch an der
Spitze der Staaten nicht nur ganz andere Personen
eingesetzt , sondern auch ganz andere Einrichtungen
eingesetzt werden . Das monarchische System ,
in dem das bürokrattsch - milftärische Regierungssystem
gipfelt , hat vollkommen abge Wirtschaf -
t e t ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )

Gerade in den Trägern des monarchischen
Systems ist diese Abwirtschastung sinnbildlich zutage
getreten . Es wäre auch einer der Schritte gewesen ,
mit dem die gegenwärtige Regierung sich das Ver -
trauen aller derjenigen Personen im Inland und im
Ausland hätte ertverben können , aus die sie rechnete ,
wenn sie dafür gesorgt hätte , daß der gegen -
wärtige Kronträger in Preußen sei -
nen unheilvollen Einfluß nicht mehr
weiter ausüben könnte . ( Zustimmung und
Beifakl b. d. Unabh . Soz . Unruhe rechts . )

Ich weise noch auf die Tatsache hin , daß an dem

militärisch -imperialistischen System , unter dem wir lei -
den , wie an dem Kriege , ta letzter Linie der Kapi -
talismus die Schuld trägt . Ein gut Teil der Mit -
schuld tragen auch diejenigen Parteien dieses Hauses ,
die dieses ganze System gehalten haben . Sofern
man aber einzelne Personen ins
Auge faßt , die da auf Grund dieses
Systems einen unheilvollen Einfluß
ausgeübt haben , dann st cht aller -
dings Kaiser WilhemIL an der Spitze .
( Glocke des Präsidenten . )

Vizepräsident Dooe :

Herr Abgeordneter Ledebour , Sie haben wieder -
holt den Ausdruck „ unheilvollen Etnstutz " gebraucht ,
und zwar in Verbindung mit der Person des Mon -
archen . Wegen dieses Verstoßes gegen die parlamen -
tarische Ordnung und dieses unerhörten Ausdrucks
rufe ich Sie zur Ordnung . ( Lachen und Zu -
rufe b. d. Unabh Soz . )

Abg . Ledebour :

Ich werde mich darauf beschränken , Tatsachen
ohne Kommentar sprechen zu lassen . Kurz nach Be -
ginn seiner Regierung hat Kaiser Wilhelm II . an
Rekruten eine Ansprache gerichtet , in welcher er sie
aufforderte ,

auf Vater und Mutter - zu schieße «,

wenn es kommandiert wird .
Als Träger des imperialistischen Systems hat

Kaiser Wilhelm II . sortgesetzt in der Welt herumtele -
graphiert . Ich will nur eins zitieren . Er hat an den
ehemaligen Kaiser NUolaus II . von Rußland ein
Telegramm gerichtet dem Sinne nach : Ter Admiral
des A l mitschen Ozeans grüßt den Admiral des Stil -
len Ozeans . ( Lachen b. d. Unabh . Soz . ) Sie metnen
vielleicht , das sei nur geschmacklos, ach nein , das
war in der Situation eine direkte Aufpeit
schung Englands zur Feindschaft ge -
gen Deutschland . ( Sehr richtigl b. d. Unabh .
Soz ) Es lassen sich ja auch diese Aussprüche ver -
oielfältigen . Er bat anderse . is auch wieder in dem

ekanntcn Daily - Telegraph - Jnterview Aussprüche ge
■an , die selbst bei den bürgerlichen Parteien dieses
Hauses , nicht bloß bei uns , einen Sturm der Ent -
rüstung hervorgerufen haben . Schon damals habe ich
namens unserer Fraktion die Anträge vertreten , die
etzt auch von Ihnen eingebracht und unteistützt wcr

~en , nur einigermaßen ein besseres Regiment in
Deutschland durchführen wollen .

Aus der allerletzten Zeit aber ist hier etwas be -
kannt geworden , was glaube ich Ihnen teilweise noch
neu ist . In Rußland hat man die Korrespondenz
,kaiser Nilolaus lt . , die er mit seinem Freund und
Bruder Kaiser Wilhelm II . geführt hat . veröffentlickt
Darunter befindet sich ein Brief , den Wi Helm Ii . ini
Jahre 189S an den russischen Zaren geschrieben hat
Der lautet :

Mein Reichstag zeigt eine verflucht üble Füh -
rung , indem er zwischen den Sozialdemokraten , dl
von den Juden unterstützt werden , und den ulira -
montanen Katholiken hin und herschwanlt Met -
ner Ansicht nach müssen beide Par -
teien einzeln gehängt werden . ( Hön
hört ! links . Lachen rechts . )

Wäre diesem Wunsche Kaiser Wilhelms II . damals
nachgekommen worden , so wäre von den anwesende »
Herren z. B. Herr Staatssekretär Gröber nicht in
die Lage gekomnien , sich von Wilhelm Ii . ein Porte
ieuille in die Hand drücken zu lassen ( Zuruse und

Heiterkeit . )
Das ist allerdings ein formeller Unterschied : das

Verhältnis zu dem Herrn , der ihm den Strick um
den Hals legen wo lte , ist a' er genau dasselbe . Nach
meiner Ansicht dürfte eine Regierung nicht bloß dieses
Brieses wegen , sondern der gesamten Kundgebung
wegen , die von dem Herrn bekannt ist , nicht mehr
mit ihm zusammenarbeiten . Aber mit der Kronnteder -

lcgung Mlbelms II . wäre wenig gebesiert . Ich wi ' l

auf seine Nachkommenschast nicht weiter eingehen .

( Heiterkeit links . ) Ich meine , man muß sich nicht m t

einzelnen Personen aushalten ( Sehr wabrl b d. Un -

abhängigen Soz . ) , sondern es muß eim ' ach

das ganze monarchische System ein - für allemal
beseitigt werden .

( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . )

Die deutsch « Antwort an Wilson .
M. H. , der Vizekanzler v. Payer hat henfte aus

die Note Bezug genommen . Er hat gegenüber Be -
inängelungen des Verhaltens der Reichsregierung bei
der Abfassung der Antwortnote an den Präsidenten
Wilson Bemerk uugcu fallen lassen , die ich nicht un -
widersprochen hingehen lassen kann , da fte geeignet
sind , ein ganz salsches Bild von der Be -

teiligung der Reichstagsabgeordne -
ten an dieser Note hervorz » ! rufen .

Herr v. Paher stellt die Vorgänge bor der desl -
nitiven Fertigstellung der Note so dar , als ob die
Vertreter der Partelen , nachdem sie daraus aufmerl -
sam gemacht worden wären , daß noch zwei Lücken
in der Note vorhanden wären , ihre Ratschläge gege -
ben hätten , und daß man — merken Sie auf , m.
H. , — diese Ratschläge auch berücksichtigt habe . Es
mag sich das auf Ratschläge beziehen , die Graf
Westarp oder einer der Herren gegeben hat . Da aber
an dieser Beratung auch zwei Vertreter unserer Par -
tei , mein Freund Haase und ich , teilgenommen haben ,
so habe ich für uns zu erklären , daß wir
erstens gar nicht aufgefordert waren
an der Vorbereitung der Note mit -
z u w i r k e n.

Räch meiner ausdrücklichen Anfrage — ich habe
das nochmals am Schluß festgestellt — waren wir
nur zur Information zugezogen , wie
auch die anderen Herren . Wir haben aber trotzdem
eine » Ratschlag erteilt , und zwar nach unsrer Ueber -
zeugung einen außerordentlich wichtigen
Ratschlag , der , wenn er befolgt worden wäre ,
die Wirkung hätte haben müssen , den Frieden in ev »
freulicherweise vorwärtszubringen . Der Herr Abge -
ordnete Ebert hatte nämlich vor uns den Rat ge -
geben , es möchte in die Note ein Passus hineiu -
kommen , worin die Regierung sich bereit erklärt , den
U- Vootkrieg auf die Form des Kreuzerkrieges herab -
zuführen , also den U- Boot - Krteg allerdings fortzu -
setzen , aber in der Form des Kreuzertrteges . Der
Unterschied ist bekanntlich der , daß beim Kreuzerkrieg
das U- Boot die Handelisschiffe anzurufen und zu
warnen hat und erst nach der Möglichkeit , daß die
Mannschaften sich retten , die Torpedierung vornimmt ,
während beim rücksichtslosen U- Boot - Krieg das U- Boct
die Schiffe sofort versenkt . Demgegenüber habe ich
darauf hingewiesen , daß das absolut ungenügend sei ,
da nach den Ausführungen des Herrn Vizekanzlers
v. Payer schon die gegenwärtige Vorkehrung , daß man
leine Passagierdampfer torpedieren wolle , in der
Praxis große Schwierigkeiten habe , da die Schiffe
sich bei den großen Entfernungen nicht deutlich unter -
scheiden ließen . Dasselbe treffe zu aus den Kreuzer -
krieg beim U Boot , und deshalb empfahlen
wir in die Note dieErklärung
hinetnzunehmen , daß der U - Boot -
krieg überhaupt eingestellt werde .
( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . )

Wir bedauern lebhaft , daß die Reichsregiernug
diesen einzigen Ratschlag , den wir erteilt haben , nicht
befolg « hat .

Die Rationalitätenfrag «.
Meine Herren , ich komme jetzt auf die Frage , die

gestern und auch heute einen vre tm Raum in den
Verhandlungen eingenommen hat , nämlich auf die
Frage der fremdsprachigen Völker , auf die Frage des
Verhältnisses dieser Völker zum Deutschen Reiche , das
ganz zweisellos durch die Wilsonnote berührt wird .
Die Ausführungen , die Herr Staatssekretär Solf heute
zu dieser Frag « gemacht hat , sind allerdings zum
großen Teil von einer erfreulichen Klarheit und Ein -
veutigkeit , wie wir sie bisher an vielen Ausführungen
der Reigterung Halen vermissen müssen ; zum Tcu !
sage ich Er hat rückhal . los zugegeben , daß durch das
Zugeständnis zu der Wtlsonnote dem bevorstehenden
Friedenskongreß auch von deutscher Seite das Recht
gegeben wird , staatliche Reubildungen ins Leben zu
rufen , die nicht vor den Grenzen Deutschlands Ha . t
machen , daß das Selbstbestimmungsrecht der Völer
also auch gewissen fremdsprachigen Völkern bei uns
in vollem Maße zutttl werden muß . Soweit kann ich
den Ausführungen des Herrn Staatsje . ' retärs Scls
nur meine Anerkennung zuteil werden lassen !

Er hat in einem Punkte zunäckist allerdings dem
Vertreter der dänischen Bevöllerung Rordschlesw gs
wider prochen , der aus dem § 5 des Prager Frie¬
densvertrages den Schluß zog , daß Deutschland recht -
l ch verpflichtet sei , das dänisch sprechenoe Nordschles -
»sig einer Volksabstimmung zu unterwerfen , ob es
zu Dänemark gehören will oder nicht . Der Herr
Abg . Hanssen hat meiner Ansicht nach
diesen Anspruch mit Fug und Recht er -
hoben ; unsre Partei stimmt ihm darin vollkomn cn
zu . Es ent pricht dem Selbstbestimmungsrecht des dä -
irisch brechenden Teils der Beo - ölkerung , daß sie felvft

arüber entscheidet , ob sie zu Dänemark oder zu
Teuts�land gehören will . Der Anwendung dieses
Grundsatzes wird auch nicht der geringste Abbruch
durch die Deduktionen des Herrn Solf getan , die er
in bezug aus den § 5 gemacht hct Preußen bat
zunächst mit Oesterreich den ß 5 vereinbart , der die -
les Reckt den Dänen zugestand , hat ihn dann aber
einsciiig , ohne die Bevölkerung zu sragen , aufge -
hoben . Dadurch wird doch das S e l b st b e st i ur -
mungsrecht dieser Bevölkerung nicht
entkräftet , und wir verlangen , daß ganz un -
beschadct der Rückgängigmachung des § 5 die Dänen
Nordschleswigs ihr Selbstbcstimnrungsrecht ausüben
und darüber abstimmen , ob sie zu Dänemark gehören
wollen oder , wie in der letzten Zeit , zu Preußen

Der Herr Abg . Hanssen hak auch rn einer nicht
sehr befriedigenden Weise Abstand davon genommen ,
etwa wettere Ansprüche Dänemarks auf südliche deutsch -
sprechende Teile Schleswigs zu erheben , trotzdem histo »
rische Ansprüche wegen der Zugehörigkeit des ganzen
Herzogtums Schleswig zum Königreich Dänemark sich
ebenso gut hätten geltend machen lassen, wie vorder
polnische Ansprüche aus historische Tatsachen begründet
worden sind . ( Sehr gut ! b. d. Unabh . Soz . )

Die polnische Frage .
Meine Herren , ich bedaure lebhast , daß ich diese

voll « Zustimmung , die ich Herrn Hanssen zuteil wer -
den ließ , nicht dem Herm Abgeordneten Stychel , dem
Wortführer der polnischen Partei , zuteil werden lassen
kann . Er hat nur zum Teil recht . Er beruft sich
sälschlich aus den Präsidenten Wilson . . . . Aber
selbst , wo ein Wilson ihm Wort für Wort zustimmt ,



wiirdc ich diesen Anspruch bckümpfcn . Er wird damit
nichi schlechter und nicht besser . Der Pmilt 13 der
Wilson - Forderung lautet in der Nebersetzung — ich
habe mich überzeugt , daß die Nebersctzung sinngemäß
richtig ist — :

Ein unabhängiger politischer Staat , der al c
Länder , die von einer unzweifelhaft polnischen Bc
völkerung bewohnt sind , und der einen gesicherten
freien und zuverlässigen Zugang zur See besitzt
lmd dessen polnische und wirtschaftliche Unverletzlich¬
keit sowie territoriale Unverletzlichkcit durch intcr
nationalen Vertrag garantieri sein sollte , errichtet
werden .

Es werden darin also Länder gefordert , die eine un -
zweifelhaft polnische iLevölkernng besitzen . Das kann

finngemäß nur so aufgefaßt werden , daß es G e -
biete sind , in denen die polnische Ve -

völkerung in einer unbestreitba¬
ren Mehrheit sich befindet . ( Sehr wahr !
bei den Unabh . Soz . ) Dieser Grundsatz , daß die
Karte Europas neugestalret werden soll auf Grund
der sprachlichen Zugehörigkeit der Völker , setzt sich
jetzt , am Ende des Weltlrieges , überall durch . Er
hat bereit ! zur Auslösung des österreichischen Staates

geführt , er hat schon auf dem Gebiet des ehemaligen
russischen Reiches unter Zustimmung der sozialistischen
Regierung seine Anwendung gefunden , er wird aus
dem Balkan , in Asien uftv . durchgeführt werden . Es

gibt aber , wenn man naa > einem einheitlichen Rechts -
grundsatze diese Neugestaltung durchführen will , dafür
nur den einen maßgebenden Grund
satz , daß die sprachliche Ztl sammenge -
Hörigkeit der gegenwärtigen Bevöl -
k e r u it g als Grundlage für die A b st i m-
m u n g zu entscheiden h a t � und daß die

Bevölkerung der betressendcn Lan -
desteile selber mit Mehrheitsbe -
s ch l u ß alle erwachsenen Männer und
Frauen nach Friedensschluß , nach
Zurllckziehuna der Truppen von allen
Seiten , darüber entscheidet , wohin
sie gehören will .

An diesem llaren , eindeutigen Grundsatz hat man
in jedem Einzelfalle zu prüfen , ob dieser oder jener
Landesteil bei seinem gegenwärtigen Staat bleiben

soll , oder ob er einem ncucit andern Staat oder
einem neu zu bildenden Staat zuzuteilen ist .

Wenden wir das nun auf die Polnisch sprechenden
Gebiete des Königreichs Preußen an — ich habe mich
nola bcue sehr eingehend jahrelang damit beschäftigt
und versucht , auf Grund der bekannten ethno -
graphischen Verhältnisse mir das selber auf Karten
einzuzeichnen — , so führt meiner Ueberzeugung nach
die sinngemäße Anwendung dieser Bestimmung zwei
fellos dazu ,

dag ein politischer Kern der Provinz Posen an den

künftigen polnischen Staat abgetreten werden muß ,

wenn die Gesamtbevölkerung in der Abstimmung aller
Bevölkcrungsteile sich dafür entscheidet . Dieser Teil
würde etwa nach Westen abgegrenzt sein mit Frau
stadt , Lissa , Meseritz usw . , das nördliche Netzegebiet
mit Bromberg , die Grenze würde dann zwischen
Adclnau und Bromberg durchgehen und bis an Kon -

grcßpolen heran .

Zweifelhast kann die Sache werden bei der Ab -

stimmung in den polnischen Gebietsteilen Oberschle -
siens . Auf Grund der sprachlichen Zusammengehörig -
keit , würden polnische Gebietsteile für diese Regelung

In Frage kommen , und ich frage Sie , m. H. Polen :
Sind Sie der Ansicht , daß Sie auf Grund des Wil -
sonvertrages Anspruch erheben können aus die Anglie -
derung Oberschlesiens in der Majorität polnisch spre -
chender Gebietsteile an ein neues Polen ?

( Jawohl ! b. d. Polen . )

Wenn Sie das tun , m. H. , so verwirken
Sie damit den Anspruch auf West -
Preußen und Danzig . ( Zuruf b. d. Polen )

Ich komme aus alle diese Fragen . Wir sprechen
zunächst von den internationalen Rechtsgrundsätzen ,
die beim Friedensvertrag maßgebend zu sein haben .
Das ist die Grundlage , m. H. Entweder könnte man
sagen : wir legen historische Grenzeü zugrunde , oder
man kann sagen : wir legen die sprachliche Zusammen -
geHörigkeit zugrunde . In dem Wilsonschen Angebot
ist aber nur von der sprachlichen Zusammengehörig -
keit die Rede , von nichts anderem . Die historischen
Grenzen scheiden also aus , ganz abgesehen davon , daß
wir überhaupt die Forderung irgendwelcher Zuge -
Hörigkeit zu einem Lande wegen historischer Tatsachen
aus früherer Zeit verwerfen ; wir halten das für
grundvcrkchrt . We st Preußen aber istinsei -
ner überwiegenden Mehrzahl ein
deutschsprechendes Land . Danzig ist fast
eine nahezu vollständig deutschsprechcnde Stadt . Ich
glaube , in Berlin gibt es keinen stärkeren Prozentsatz
von Polen , als in Tänzig . ( Sehr richtig ! Zurufe bei
den Polen . ) Ringsum ? Die ganze Weichselniedening
spricht deutsch . Sie kennen al o nicht einmal die Ethno -
graphie in Polen , die Ethnographie des polnischen
Staates . �Heiterkeit und Zurufe . )

Nein , nicht ringsum , vielleicht nur polnischer
Adel . Ich habe gar nichts dagegen , die Bevölkerung
soll ja enischeiden . Wir haben aber wenigstens Ab -
slimmungen , die einigermaßen annähernd erkennen
lassen , ob die Bevölkerung sich jetzt polnisch oder
deittsch ftihlt , bei den Reichstagswahlen . Seit Be -
stehen des Reiches wird in Posen und Westpreußcn
säst durchweg abgestimmt nach deutsch oder polnisch .
Deshalb kommen die Sozialisten auch so schiver hoch ,
weil die nationalen Kämpfe die Leute so absorbieren ,
und die Abstimmung hat ergeben , daß in der Weichsel
Niederung fast gar keine Polen sind . Es ist ein abso -
lut deutsches Gebiet , die Abstimmung wird das zwei -
fellos ergeben . Da muß sich das ja zeigen . Man muß
natürlich die Gebiete in bestimmte Gruppen teilen
und diese Gruppen einzeln abstimmen lassen .

Aber Sie verlangen vas Wcichselgebiet , Danzig
nun einmal , »veil cS historisch zu Ihnen gebört hat .

Der Abg . Stychel hat hier gestern als Beweis dafür ,
daß es ja ratsam sei , Danzig abzutreten , einen Fest
artikcl eines Gymnasiallehrers aus dem Jahre 1754
zitiert . Ich habe ihn dringend gebeten , uns damit
in seinem eigenen Interesse nicht zu behelligen , er
hat sich aber nicht davon abhalten lassen . Wenn irgend
ein vernünftiger Mcnlch sich nun durch Festartllel von
Gymnasiallehrern aus dem lg . Jahrhundert , der Zeit
der vollkommenen Knechtschaft , der Knechtsgesinnung
der Leute , insbesondere der Lehrer , bestimmen lassen
will , dann ist das doch reine Verzweiflung . Wenn
Sic selbst jetzt die Gynniasiallehrer aller Völker ab
stimmen lassen würden , was würde da für gräßlicher
Unfug herauskommen ! ( Heiterkeit . ) Oder die Profes -
soren oder beide zusammen ! Auf die paßt heute noch
das Wort , das in der Paulskirche geprägt wurde :

75 Professoren ,
Vaterland , du bi . t verloren !

( Heiterkeit . ) Und nun einen Artikel , dem die Knechts -
seligkeit vor dem polnischen König aus allen Zeilen
schwitzt !

Und nun gestatten Sie mir ein versöhnliches
Wort . Ich glaube , Sie werden es mir nicht bestrci -
ten , daß kein anderes Mitglied dieses Hauses mehr
als ich , seitdem ich im Parlament bin , mit aller
Energie , mit allem mir gegebenen Feuer dafür ein -
getreten bin , daß das Unrecht , das gegen die Polen
ausgeübt wurde , abgestellt wird . Ich habe das für
notwendig und für meine Pflicht geyalten , weil ich
es für eine geradezu der schädlichsten , verderblichsten
politischen Erscheinungen in Deutschland gehalten habe .
diese sprachliche Unterdrückung , diesen Versuch , die
Polen ihrer Muttersprache zu berauben , sie zu ger -
»lanisiercn . Sie werden es mir nicht bestreiten , daß
ich wirtlich gegen jedes Unrecht , daß ihnen angetan
ist , aufgetreten bin .

Um so mehr hosse ich , daß Sie das , wofs ich
Ihnen sage , als den Rat eines Freundes aufnehmen .
Sie setzen sich in das schwerste Unrecht , wenn Sie
jetzt den Versuch machen , in den kommenden pol -
nischcn Staat Gebiete einzufügen , in denen eine au
derssprachliche Majorität besteht , und leider muß ich
feststellen , daß nicht bloß hier im Hause
Anspruch auf deutschsprechende Gebiete
erhoben wird , sondern , daß die polnischen
Imperialisten trotz der bitleren Lehren , die ihnen
die Geschichte gegeben hat , jetzt wieder den Versuch
machen wollen , einen polnischen Staat zu rekonstruic
rcn , der , wenn er allen Wünschen , die von Pol -
nischer Seite geäußert wurden , Rechnung trägt , eine
polnische Viiuderheit zu Herren über
die Mehrheit der anderssprechenden
Bevölkerung m- a ch c n.

Ich bin , als ich in England längere Jahre lebte ,
dort an Ort und Stelle , nicht hier im Reichsiag , erst
gegen die Unlerdrückung der Jrländer > md Buren auf -
getreten , und als ich in den Reichstag kam , bin ich
gegen die Unterdrückung der Polen aufgetreten . Aber
ich bin auch jederzeit gegen die Un -
terdrückung der Deutschen ausgetre -
t e n. ( Bravo ! rechts . )

Dadurch , daß ich internationaler Sozialist bin ,
höre ich nicht auf , Deutscher zu sein . ( Bravo ! )

Es ist eine vollkommene Irreführung , wenn von
unverständigen Leuten behauptet wird , daß das Be -
tennlnis zum internet onalen Sozialismus sich nicht
verirägt mit einem starken Empfinden , mit der Liebe
zu seinem eigenen Volk ( Bravo ! ) , und die Sprach -
gemeinschast ist das entscheidende , nicht die Staats -
Zugehörigkeit , diese ist etwas Ephemäries , d i e
Sprachgemeinschaft ist das Entschei -
dende für das Volk .

Der Appell an die deutsche Arbeiterschaft .
Die Unabhängige Sozialdemokratie ist der Ansicht ,

daß aus dem furchtbaren Zwsanlmenbruch , den der
Weltkrieg herbeigeführt hat , das deutsche Volk sich
nur dadurch eine glückliche Zukunft sichern kann , daß
es sich republikanische Einrichtungen schafft , die die
verderbliche kapitalistische Produktionsweise durch die
sozialistische ersetzen . Indem wir diese Er -
klärung abgeben , appellieren wir
damit an die Arbeiterschaft Deutsch -
lands , daß sie das Werk der Revolu -
tionierung unsrer Verhältnisse , das
das Bürgertum unfähig ist , durchzu -

ühren , in die Hand nimmt . ( Sehr wahr !
b. d. Unabh . Soz . )

Wir appellieren aber auch gleich -
zeitig an die Arbeiterschaft aller
Länder ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) . daß

ie in ihrem eigenen Lande , Frank -
reich , England , Italien , in den Ver -
einigten Staaten , das gleiche Werk
der Durchführung des Sozialismus

n die Hand nimmt .

Internationale Reaktion gegen den Sozialismus !

Ein solcher Appell ist umso notwendiger , als jetzt
chon Kräfte am Werke sind , die hier in Teutschland

wie in andern Ländern ein Z u s a in m c n a r b e i -
ien der kapitalistischen Regierungen
; ur Bekämpfung des Sozialismus
lerbeiführen wollen . Ter gegenwärlige Herr Reichs -
änzlcr , Prinz Mar von Baden , hat vor einiger Zeit

in einem Interview , auf das schon mein Freund
Haase Bezug nahm , die Ansicht ausgesprochen , daß
gegen , de » Sozialismus die kapitalistischen Regierun -
gen oder alle Freunde der Ordnung , wie er sich aus -
drückte , zusammenstehen müssen . Dadurch hat der
Herr Reichskanzler sich als

Schrittmacher der furchtbarste » Reaktion

betätigt , die Europa bevorstehen könnte .

Uns ist mitgeteilt worden , daß vor kurzerZeit
in dem Kriegskabinett , das gegen -
wärtig die Reaieruna in Deutsch -
land leitet , der Plan erwogen
worden i st ,
daß Deutschland mit England sich über eine Austeilung

Rußlands in Einslußkrcise oerstäudige . j

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Nach anderen Mit «
teilungen sind sogar schon Verhandlnn -
gen in dieser Richtung zwischen der dcut -
scheu und der englischen Regierung auf dem Wege
gewesen .

Würde es zu derartigen Unternehmungen kom -

men , dann würde für die Unabhängige Sozialdcmo -
kraiie , da Teutschland ja dann nnvermeivlich in einen
Kampf mit der gegenwärtigen russischen Sowjet -
rcpvblik hineingeraten würde , sich daraus die Ver -
pflichtung ergeben , einen Bcschlyß auszuführen , den
unsere Parteileitung vor einiger Zeit gesaht hat , der
lautet :

Die Bestrebungen der kommunistischen Partei
Rußlands nach Ergreifung der polit . scheu Macht
in Rußland den Sozialismus zur Durchführung zu
bringen , sind der Zustimmung und U n -

terstützung der klassenbewießten Ar -
beiter Deutschlands sicher . Ihr Ge -
lingen wäre von größter Tragweite für den cnd -
güliigen Sieg des Sozialismus in der ganzen
Welt . Wir crachien es deshalb für die Pflicht
der internalgesi unten , sozialisti -
scheu Parteien in den andern Ländern jedes
feindselige Eingreifen kapitalistischer Regierungen in
diesen Entwicklungsgang mit allen ihnen zu
Gebote stehenden Mitteln ' zu
bekämpfen .

Wir haben also unsre Ansicht ausgesprochen , daß
wenn die Regierung irgendeines Landes mit Waffen -
gewalt oder zonst mit Gewaltmitteln gegen die so -
zialistische Regierung , gegen den Sozialismus in
Rußland vorgeht , die Arbeiterschast jedes
Landes dagegen mit allen Mitteln ,

auch mit Mitteln der Gewalt ,

gegvnübcp ihrer Ziegierung aufzu -
treten hat . " Dieselbe Verpflichtung
Hallen wir auch für die deutsche
Arbeiterschaft für notwendig .

Wir würben unsre Psticht vernachlässigen , wenn
>vir die Arbeiter dann nicht dazu ausriescn , daß sie
bie sozialistische Bruderpflicht gegenüber der llassen -
bewußten Arbei . erschaft in andern Ländern erfüllen .

Aber ob es zu einem solchen Vcrteidigunzskamps
bes internationalen Sozialismus kommen wird , liegt
! a in Ihrer Hand .
Sie müssen sich jeder Einmischung in die russischen Ver -

hältnissc enthalten .

Aber der Ueberzeugung sind wir : es wird iir ganz
Europa , in der ganzen Welt aus dem furchtbaren
Uugtiick , das dieser Weltkrieg über alle Völker her -
ausbeschworcn hat , der Arbeiterschast aller
Welt die N o t tv e n d i g k e i t erwachsen ,
ihrerseits überall die Macht zu e r -

greifen , um den Sozialismus zur
Durchführung zu bringen .

Vizekanzler v. Paper : Inhalt und Ton der Aus -

führungen des Abg . Ledebour sind geeignet , dem Vater -
lande schweren Schaden zuzufügen . Das Schriftstück des

Kaisers , auf das er Bezug genommen hat , ist 23 Jahre
alt und kann wohl keinen Eindruck auf das Haus machen .
Gelegentliche Wendungen aus einer alten Privatkorre -
Pondenz können nichts bedeuten gegenüber der histori -
chen Entwicklung unserer inneren Verhältniffe , aus deren

Boden sich der Kaiser mit voller Entschloffenheit gestellt
hat . Ich darf auch daran erinnern , daß gerade der

Kaiser es war , der dem Zaren geraten hat , aufrichtige
konstitutionelle Konsequenzen aus der Lage zu ziehen .

Kriegsminister v. Scheuch : In der persönlichen Re -

klamationsangelegenheit , in der sich der Abg . Haase an

mich gewandt hat , habe ich eine Prüfung eintreten

lassen . Der Mann wird heute entlassen . Die Prüfung
zeht noch weiter . Ein Widerspruch zwischen meinen

ilussührungen und denen des Reichskanzlers wie ihn
der Abg . Ledebour konstruierte , besteht nicht .

Abg . Eothein ( Vp. ) , zur Geschäftsordnung ) beantragt
Schluß der Debatte .

Abg . Ledebour sUnabh . Soz . ) widerspricht , da noch
ein Pole und der Abg . Rühle gemeldet seien .

Abg . Korfanty ( Pole ) widerspricht ebenfalls , da die

Polen auf die scharfen Angriffe antworten müßten .

Abg . Gröber ( Zentr . ) : Das kann geschehen , wenn
wir heute noch in die zweite und dritte Lesung ein -
treten .

Der Antrag auf Schluß der Debatte wird ange -
nommen .

In der zweiten Lesung begründet

Abg . Zehnter ( Zentr . ) einen Antrag der Mehrheits -
zarteien , wonach zur Erklärung des Krieges die Zu -
timmung des Vundesrats und des Reichstages erfor -

derlich ist .

Staatssekretär Trimdorn : Die Regierung stimmt
diesem Antrage zu, vorbehaltlich der Zustimmung des
Bundesrates . Sie behält sich aber vor . in Erwägungen
einzutreten , ob nicht für die Zeit zwischen zwei Legis -
laturperioden noch eine besondere Vorkehrung in der

Verfassung getroffen werden muß .

Ein Antrag der Unabh . Soz . , daß auch für Bündnis -

vertrüge die Zustimmung des Reichstages erforderlich
ein soll , wird gegen die Stimmen der Sozialdemokra -

ten , Unabh . Soz . und Polen abgelehnt .

Es folgt die namentliche Abstimmung über das
Vertrauensvotum der Negierung .

Bei 268 abgegebenen Stimmzetteln stimmen IgZ mit

a, 52 mit nein und 23 Abgeordnete enthalten sich der

Abstimmung .

Hierauf vertagt stch das Haus auf Freitag . 2 Uhr .
( Dritte Lesung . Gesetzentwurs zur Verfassungsänderung
in Elsaß - Lothringen . ) — Schluß 5 Uhr .

Redaktionsschluß : Jeden Dienstag Abend .

Verantw . Neöaktenr : C. Leid ; Verleger A. HoffmaunZ

beide Berlin O. 27 , Schickl�rstraße 5.

Druck : Maurer Lc Timmick , Berlin , KvpenickerStr . L6- 33tz


	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite
	Seite

